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Eine verschämte Variante des 
anti -administrativen Protests. 

Zur Kritik der integrativen Methode. 


2. Teil 


POLITISCHER ANSPRUCH 

Wie schon frühere Methoden der Sozialarbeit 
(social croupwork, community Organisation) 
erhebt auch das integrative Konzept einen 
explizit politischen Anspruch, zu dessen 
Durchsetzung es jedoch über die Politisie- 
rung der Klienten hinaus die direkte Kon- 
frontation mit staatlichen Institutionen 
für nötig erachtet* Der werbende Hinweis 
auf die gesellschaftspolitische Wirksamkeit 
antwortet implizit auf die antikapitalistische 

Kritik an der Punktion von Sozialarbeit , ^ 
ihr künftig den Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Linken Sozialarbeitern, die Tag für Tag den 
Widerspruch ihrer institutioneilen Punktion 
und ihrer anti-administrativen Tätigkeit als 
eine Bedrohung ihrer politischen Identität er- 
fahren, wird ein nach oben schütaender Hut an- 
geboten, unter welchem das Widerstreitende 
friedlich koexistieren könnet Pflichttreue im 
Amt und die Treue zu ihren politischen Inten- 
tionen. Diesem Entlastungsversprechen verdankt 
das integrative Konzept seine Attraktion» 
Seinem Inhalt nach stellt sich das integrative 
Konzept, wie schon sein Name andeutet, nicht 
sehr korrigierend neben ile anderen Methoden 
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Sozialarbeit, als daß es, bemüht, dem als Plura- 
lismus bagatellisierten iwethodenstreit ein Ende 
zu setzen, eine "klienten- und situationsangemes- 
sene Kombination" ' aus dem reichen Angebot aller 
verfügbaren Konzepte anstrebt. 

"Ich glaube, man kann sagen, daß wir 
auf dem Standpunkt stehen, daß methodisch Sozial- 
arbeit mit allem, was heute überhaupt zur Verfü- 
gung steht an bewährten Sachen (betrieben werden 
muß); nicht im Sinne von, wie es seit 100 Jahren 
(gemacht wurde), also: Almosen-Geben oder Wohnung- 
Besorgen oder irgendwelchen materiellen Hilfen 
oder Auflagen-Machen" . 4 

Bei den "bewährten Sachen", über die der Sozial- 
arbeiter als ein dinghaft fest Bestimmtes verfü- 
gen soll, ist vor allem an vier, in der Broschü- 
re in säuberlich geschiedenen Abschnitten vorge- 
stellte Konzepte gedacht: das psychoanalytische, 
das nicht-direktive, das verhaltenstherapeutische 
und das kommunikationstheoretische Konzept. Die 
"klassischen" Methoden der Sozialarbeit: Case - 

work'*, Social Groupwork und Geraeinwesenarbeit , 'wie- 
wohl zunächst im Zusammenhang der integrierten Me- 
thodik beiläufig erwähnt, werden zu bloßen Bezeich- 
nungen von Anwendungsbereichen unterschiedlicher 
Breite formalisiert, um schließlich durch einen 
allgemeinen Bezugsrahmen ersetzt zu werden. Die- 
ses "Grundmodell", nach dem "alle therapeutischen 
Konzepte verstanden werden" können^, erschöpft 
sich aber in einem dürftigen, aus der formalen So- 
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ziologie entlehnten Beziehungsschema, das mit Bil- 
dern und Begriffen aus der Physik ('Feld’, 'ge- 
richtete Kräfte', 'Spannungen', 'Regulation von 
Spannungsverhältnissen', ' Spannungsrainderung' , 'In- 
duktion' usw. ) 9 mit Leben erfüllt werden soll. Die 
Abstraktheit dieses aus dem Begriffspaar 'intra- 
personal - interpersonal' gebildeten Bezugsrahmens 
verleiht ihm eine unbegrenzte Elastizität, die ihn 
geeignet erscheinen läßt, die gesamtgesellschaft- 
liche Totalität zu umspannen. In dem Maße aber, 
wie der therapeutische Anwendungsbereich der inte- 
grativen Methode sich erweitert, wird die mit ihm 
zur Deckung gebrachte "Gesellschaft" zu einer 
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"Vielzahl von Einzelpersonen" , einem Gewebe zwi- 
schenmenschlicher Beziehungen homogenisiert. T 
Denn indem das Beziehungsnetz, das die Mitglieder 
einer Gruppe in einer bestimmten Situation zusammen- 
hält, zum Modell der gesellschaftlichen Totalität 
verallgemeinert wird und der Unterschied beider nur 
mehr als ein quantitativer gilt, wird nicht etwa 
nur die Plattitüde, daß halt alles mit allem Zu- 
sammenhänge, zur Quintessenz von Gesellschafts- 
theorie stilisiert. Der begriffliche Bezugsrah- 
men, dem seine Abstraktheit den Schein zeitlos 
selbstverständlicher Geltung verleiht, läßt in 
der Theorie eine historisch real nicht mehr exis- 
tierende mittelalterliche Gesellschaftsform Wie- 
dererstehen. Die Supposition "persönlicher Ab- 
hängi^keitsverhältnisse" als "gesellschaftliche^ ) 
Grundlage""^ abstrahiert davon, daß die Mitglie- 
der kapitalistischer Gesellschaften wesentlich 


v . , auremander 

beziehen, sondern vermittelt durch den Äquivalent 

tentausch, einer objektiven Form von Abstraktion 
Scheiniconkretion, die sich gegen die Abatr^He« 

ii^rrZeir::: 1 ::^:^ — — 

in ein kommunikatives Universum, “ie^i«^!^ 
terlich- feudalen Verhältnissen naoh^ebildl ! l 
seil schaftsbegriff aber fundiert theoretisch d 
Anspruch auf universelle Verwendbarkeit des inte 
grativen Konzepts, auf die dessen Vorkämpfer sjch 
so viel zugute halten. ’ 1 h 

"Wir sehen es als das m + ^ 

thodisch zu arbeiten in j eder -Beziehu?^ 6 me “ 
den Klienten, ob in Grup en oder / eßenüber 

gegenüber den Ämtern, den Vorgesetzten °!j er s ° Sar 
Politikern." 11 Vorgesetzten oder den 

Durch die Integration diverser Kommunikations- und 
Psychotechniken soll der Sozialarbeiter sich zum 
Status eines Allroundmans erheben.. Mit dem Bekennt- 
nis zu einer politischen Doppelstrategie -es soll 
zugleich nach unten und oben, auf Klienten und Vo> 
gesetzte, politisch Einflua genommen werden- su 
oben die Vertreter der integrativen Methode der 
aus Enttäuschung hervorgegangenen Einsicht Rech 
nun g zu tragen, daß der inat ,, , 

eine sozialtherapeutische Arbeit mit 
Dt werden ml 

Totalisierung des methodisch' SPt p Pr ° gra ™<><*e 
se Strategie, in leTlTZl ^ ^ ^ 

nistration die Interessen der KlieJten' 
ten, dadurch berufsspezifi soh absicL^dTT' 
Sozialarbeiter, vom Gerimv, * n> daÖ der 

lettantismus befreit z um tradltl °neUen Bi» 

aber zugleich die spezialistLc! 31 ”“ 81 Wird ’ der 
und zum flexiblen Universalm^^!^^^ 


PH0JBSSI0KU1S1ERDH6 


nun endgültig s 

über die Krise ihres Selbstve!"/^* 1 “®’* 1 * 
helfen will. Der l ypus des aninls «ea hlnwe« 
arbeiters Ist charakterisie r Pr0feSSl ° n ^ 1:len S °*' 1 
distanzierte "Haltung" 12 ^ duroil ei ue sachli« 

den vergegenständlichten * 68 ®‘ luber d eu su MetfcO- 

"nicht nur lehr- und lernbar' U ” 88 V 0 ll *W, di« 
wie möglich wissenschaftli * Soildern auch so we 
trolllerbar" 13 sein soli en Ch be8rUndb ar und kön 
In schroffem Gegensatz dazu «* 
le Berufsbild des Sozlal arb ü* 1 * 1 da ® tr «dltion 
sich in einem Syndrom psyc J. t6r3 ' E - § resümier 

die allesamt ihre Herkunft E ° her Reak tion»wei.8< 
chen Muff der guten stube * US de ® Kleinbürger 1: 

heit nicht verleugnen ko»,, “ 111 ® 1 » Bonde; 

llch-mit fühlendän Anwandlung 0 ' elnem von Christ- 
das durch den Anblick sozial 611 8<äsU ®”>te a olmUt, 
tiv-humanitärer Mildtätigkeit 0 eWs zu charit« 

S«drän§t wurde. 
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Seit Sozialarbeit in staatliche Regie überging, 
wurde der geschilderte psychologische Typus bevor- 
zugt mit der Funktion betraut, durch sozialstaat- 
liche Kulissen die schlimmsten Folgen des Kapital- 
verhältnisses zu verdecken. Die psychischen Cha- 
raktere der Funktionsträger wurden von oben als 
objektiver Schein zum Zwecke ideologischer Ver- 
schleierung der Funktion von Sozialarbeit einge- 
setzt. Der Ausbreitung des Effektuierungsprinzips 
auf die Staatsgeschäfte fiel schließlich auch das 
bei aller Borniertheit noch einen Rest humaner 
Qualitäten behauptende frömmelnde Samaritertum 
weitgehend zum Opfer. Denn auch die Kosten für 
sozialstaatliches Dekor mußten effektiviert wer- 
den in einem Staat, der nun mehr und mehr nach 
dem Modell eines kapitalistischen Mamutkonzerns 
geführt wurde. Eine zugleich illusions- und hoff- 
nungslose Sachlichkeit, feierte Triumphe. Die 
kleinbürgerlichen Tugenden verloren mit dem Auf- 
kommen einer spätkapitalistischen Konsumtionsrao- 
ral 1 ^ ihre Attraktivität. Der biedere Fürsorger 
von einst durchschaute sich selbst nicht als den 
die Funktion von Sozialarbeit verhüllenden Schein; 
seine Verhaltensweisen, seine Ausdrucksbewegungen 
waren ehrlich gemeint; für ihn hatten sie Wahr- 
heit, wiewohl sie objektiv scheinhaft waren. Jetzt 
aber soll er sich selbst durch subjektiven Trug 
als objektiven Schein veranstalten, indem er sich 
unter wechselnde Methoden reell subsumiert 1 ^. Die 
vorgegebenen methodischen Verhaltensschemata, die 
sich zu etwajS von seiner Person Ablösbarem verselb- 
ständigt haben, kann er nur anwenden, indem er 
sich auf sich selbst als Objekt, als Fremdes be- 
zieht. Angepaßt an die kapitalistische Kostenkal- 
kulation verzichtet methodische Sozialarbeit zwar 
' nicht ganz auf das menschelnde Pathos von einst, 
sie muß es jedoch verfügbar machen, um es wir- 
kungsvoll einsetzen zu können. Blieb früher So- 
* zialarbeit im wesentlichen auf die genaue Befol- 
| gung administrativer Vorschriften beschränkt und 
wurden emotionelle Einstellungen weitgehend als 
ein unerheblich privates Akzidenz geduldet, so 
wird nun der gesamte Habitus des Sozialarbeiters 
zü einer institutioneilen Funktionsbestimmung. 

Die neue Form methodischer Sozialarbeit verlangt, 
wie man so schön sagt, den ganzen Menschen, mit 
Haut und Haaren. In dem Maße, wie der Zwang ad- 
ministrativer Sachlichkeit der Versachlichung der 
Person weicht, wird Beugsamkeit ermöglichende 
Biegsamkeit, "Flexibilität" 1 ^*, zur höchsten Tu- 
gend stilisiert. So erklärt es sich, daß für den 
als Professionalisierung beschriebenen Wechsel der 
ideologischen Maskerade von Sozialarbeit vor allem 
die Erlernung einer bestimmten "Haltung" gefordert 
wird. 

Sie wird als eine balancierende spezifiziert: "Aus- 
' gewogenheit zwischen Engagement und Distanz, zwi- 
schen beruflicher Rolle und persönlicher Identi- 
tät" 1 ^. "Ausgewogenheit", hier einstehend für 
Harmonie, ist ein harmonisierender Begriff. In- 


dem von zwei widerst reitenden Ansprüchen jeder in 
eine Waagschale geworfen wird, soll ihr Konflikt 
gelöst werden. Das Gleichgewicht der Kräfte, das 
sonst in einem endlosen Clinch sich dargestellt 
hätte, erscheint nun als friedlicher Zustand 
schwebender Ruhe. Ausgewogenheit ist ein Ersuch, 
gegen die Drohung der Zerreißung, des Identitäts- 
verlustes, sich zu behaupten, indem man die mit 
Zerreißung drohenden Mächte balanciert, sie 
gleichsam im psychischen Haushalt sich bis zur 
Paralyse aneinander abarbeiten läßt, während man 
selbst listig danebensteht und ihnen als lachen- 
der Dritter zuschaut. Aber der Versuch, durch 
Ausgewogenheit der Zerreißung zu entrinnen, miß- 
lingt; denn der Ausgewogene hat nicht nur etwas 
ihm Äußerliches in die getrennten Waagschalen ge- 
worfen, sondern sich selbst. Der Zerreißung kann 
er nur entrinnen, indem er in sich einen Schnitt 
macht und ihr so zuvorkoramt. Die Kräfte, die ihn 

zu zerreißen drohten, standen ihm nicht nur gegen- 
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über, sie waren auch in ihm . Ausgewogenheit 
richtet sich nicht nur gegen- Extremismus, sie ist 
eine Harmonisierungsform von Konflikten, welche 
sie als Kooperationsverhältnisse erscheinen läßt; 
oder, um es im anheimelnden Jargon der politi- 
schen Bühnensprache zu sagen: sie läßt das "Ge- 
geneinander" als "Miteinander" erscheinen. So 
verwandelt sich durch Ausgewogenheit der Konflikt 
zwischen Sozial therapie/pädagogik und Sozialadmi- 
nistration in ein Ergänzungsverhältnis von "zwei 
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verschiedene(n) Berufsvollzüge(n)" des Sozial- 
arbeiters. Indem Ausgewogenheit die Vereinheit- 
lichung von Kontroversem ermöglicht, erweist sie 
sich als die subjektive Form des Integrationsvor- 
ganges selbst. 


ANTI-ADMINISTRATIVER KAMPF 

Ausgewogenheit soll es dem methodischen Sozialar- 
beiter bei aller Flexibilität nach außen ermögli- 
chen, den Frieden mit sich eelbst z.n machen. Fle- 
xibilität ist für ihn umso notwendiger, als er ja 
durch die Totalisierung des methodischen Prinzips 
-die klienten- und situationsangemessene Kombina- 
tion von bislang für unvereinbar geltenden Metho- 
den- einen doppelten Zweck verfolgt: einen päda- 
gogisch-therapeutischen und einen politischen. 

Denn sein Klientenkreis umfaßt ja nicht mehr nur 
jene Personen, die im rechtlichen Sinne Empfänger 
sozialfürsorgerischer Unterstützung sind, sondern 
| er reicht nun über "alle Stufen der Hierarchie " 20 
bis hinauf zu den Politikern. 

Vom Leiden an seiner fra ment arischen Existenz in- 
| nerhalb des parzellierte bürojcrati sehen Appara- 
tes soll er durch die friedliche Koexistenz von 
J politischem Engagement u~d Amtspraxis genesen, 
j Doch der Versuch, Sozial rbeit durch Integration 
J 'methodischer Elemente ' 22 in eine heile Funktions- 
einheit zu verwandeln, stößt auf Schwierigkeiten. 
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Denn das integrativ hergestellte Ganze von Sozial- 
arbeit ist nur ein halbes Ganzes. Das ganze Gan- 
ze aber ist in sich antagonistisch. 

"Bei der Bewährungs- und Jugendgerichts- 
hilfe, aber auch irrx Bereich der Familienfursorge 
gehört es gerade zu den Pflichten des Sozialar- 
beiters, dem Straf- oder Vormundschaftsrichter über 
die Persönlichkeit des Betreuten Bericht zu er- 
statten, damit ( ! ) über den Widerruf einer Straf- 
aussetzung (...) aufgrund bestmöglicher Informa- 
tion eine sachgemäße Entscheidung gefällt werden 
kann. Der Sozialarbeiter begegnet hier seinem 
Klienten nicht als Vertrauensperson, die Verschwie- 
genheit garantieren könnte, sondern als Helfer 
des Gerichts, der sein in dieser Funktion erlang- 
tes Wissen von Amts wegen wei terzugeben hat" (Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts. Aktenzeichen: 

2 BvL 7/71)23, 

Zugleich " Vertrauensperson" des Klienten und "Hel- 
fer des Gerichts" sein zu müssen, fallt selbst dem 
ausgewogenen Sozialarbeiter schwer, wenn er nicht 
nur aus seiner Funktion als Sozial- und Psychothe- 
rapeut kompensatorischen Trost ziehen, sondern an 
seiner politischen Intention, für die Klienten 
Partei zu ergreifen, festhalten will. Denn wie 
soll er mit dem Zweifel, ob seine therapeutische 
Arbeit nicht doch sozialadministr-i tiven Funktio- 


lich gewährt, wenn sie bei dem Versuch, das. Ge- 
lernte der Amtspraxis zu integrieren, in Bedräng- 
nis geraten, möchte das "Haus Koserstraße" die 
programmatische Unterlassungssünde kompensieren. 

Doch die Vertreter der integrierten Methodik wis- 
sen, daß sie in Konflikten mit der Administration 
durch die Strategie des Wegblickens wenig ausrich- 
ten können, weil ihre Existenz von deren Duldung 
abhängig ist. In eigener Sache antworten sie auf 
den Widerspruch selbst widersprüchlich. Aus der 
Einsicht heraus, 

daß "die Einräumung des Aussageverweige- 
rungsrechts und die Schweigepflicht für die Sozi- 
aJa-beiter" eine "unabdingbare Voraussetzung für 
sozialtherapeutisches Handeln" ist* , 

klagt man: 

"Eine Lösung des oben beschriebenen Kon- 
flikts zwischen Sozialadministration und Sozial- 
pädagogik/therapie scheint gegenwärtig nur in 
theoretischen Modellen denkbar, nicht aber in der 
Praxis der institutionalisierten Sozialarbeit re- 
alisierbar zu sein"27. 

Zugleich aber weist man mit werbendem Stolz darauf 
hin, 


nen integriert wird, fertig werd-'n? Wie kann e’ 
mit lilfe ier inte, rativeri Metho e davor sich 

schlitzen, auf die Funktion eines als Psychothera- 
peut getarnten Po] izeispi tzels vereidigt zu wer- 
den? Der administrativen Beschränkung soziaLp ä- 
dagogisch/therapeu tischer Experimente begegnet 
das Fortbi 1 dungsprogramin des "Hauses xvoserst raße" 
mit einer bestechend einfachen Antwort: 

1 "Eine Sozial pädagogische 
Fortbiliungsstätte würde dem ihr durch diese Na- 
mensgebung (!) erteilten Auftrag nicht gerecht 
werden, wenn sie der sozialadministrativen Seite 
der Sozialarbeit mehr als notwendig Aufmerksam- 
keit widmen würde." 24 

Statt die Kritik an staatlicher Restriktion zum 
bestimmenden Gesichtspunkt des Ausbildungspro- 
gramms zu erheben, erliegt man einem losgelasse- 
nen Wunschdenken und läßt den dargestellten Kon- 
flikt liegen, indem man ihn in ein ausgewogenes 
Verhältnis zweier Seiten ummodelt. Damit hat man 
sich ein Alibi dafür geschaffen, die eine Seite, 
Sozialpädagogik, zu isolieren, um sie unter Abse- 
hung von dem, wogegen sie Einspruch erhebt, zu 
verhandeln. Die Takt ix des Wegschauens, durch die 
man hofft, sich ein abgeschirmtes Reservat Kon- 
fliktlos antizipierender Praxis zu sichern, meint 
man durch das Eingeständnis rechtfertigen zu kön- 
nen, daß man durch die Auftraggeber von der Magie 
des Namens in den Bann geschlagen worden sei. 

Doch den aus dem Ausbildungsprogramm verdrängten 
Konflikt bekommt der Sozialarbeiter dann umso 
schmerzlicher zu spüren, wenn er ins Amt zurück- 
kehrt • 

"Fortbildung macht Unruhe. Wir (!) werden 
deswegen aus den Ämtern natürlich immer wieder an- 
gefeindet, (...) und der Konflikt liegt erst mal 
dann bei dem einzelnen Sozialarbeiter, der fort- 
gebildet wird. Können wir leider nicht ändern. '’25 

Durch nachträgliche Beratung allerdings, die man 
den Absolventen der Fortbildungskurse gelegent- 


ä'iß die 'beschriebene ethoder Integration kei- 
nesf- Lls mehr ein täeoreti ;ches Modell ist, son- 
dern sich bereits seit Jahren in der Praxis von 
Sozialarbeitern in der BRD und in West-Berlin, da- 
runter auch Teilnehmern ah Fortbi Idunglehrgängen 
des Hauses i\oserstraße, bei Klienten aus al- 
len sozialen Schichten Dewährt hat "28. 


besorgt, die Verwaltung könne ihn der ineffeKti- 
vität und der Scharlatanerie bezichtigen und ihm 


den Geldhahn zudrehen, läßt der integrierte Metho- 
diker unentwegt Er folgsmeldungen ergehen. Durch 


diese Internalisierung administrativer Kontroll- 
normen blockiert er sich aber selbst in seinem 
anti-administrativen Kampf. Denn greift er die 
Gesetze an, die jede Wirksamkeit seiner Sozial- 
therapie verhindern, wird man die Kritik in das 
Eingeständnis der Unwirksamkeit seiner Arbeit um- 
münzen, um sie zum gesuchten Anlaß finanzieller 
Restrixtionen zu nehmen. Es wäre also unbillig^ 
den Vertretern des integrierten Konzepts nur the- 
rapeutische Hochstapelei vorzuwerfen, ohne an die 
institutioneile Zwickmühle zu erinnern, in der 
sie stecken. Doch in der Auseinandersetzung mit 
den administrativen Instanzen wollen sie sich 
nicht auf das taktische Schwanken zwischen re- 


spektgebietenden Erfolgsmeldungen und kritisch 


gemeinten Ohnmachtserklärungen beschränken, son- 
dern auch die integrierte Methode selbst als Waf- 
fe im anti-administrativen Kampf ins Feld führen 
Auf diese Weise soll der Sozialarbeiter i n ^ie 


Lage versetzt werden, 

zu "begründen (...), was er eigentlich tut 
Dies schien also eine große Schwierigkeit ^ er s * 
zialarbeiter zu sein: innerhalb der Verwaltu °~ 

oder gegenüber der Verwaltung, also Nicht-Sozi f 
arbeitern wirklich klar zu machen, was sie ma- 
chen"29. "Darum meine ich, daß also die 
das Handeln, nicht nur auf den Klienten geri/vT** 
tet ist, sondern daß der Sozialarbeiter gleicht 
tig dafür sorgen muß -denn ein anderer tut 
nicht für ihn-, daß man ihm den Freiraum e-iht 
überhaupt mit dem Klienten zu arbeiten. n««? ’ 

klingt jetzt vielleicht sehr scharf gegen die Ve~. 
waltung, aber es ist nun mal so. Aber er 
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darin -und das steht, glaube ich, in dem Artikel 
(d.h. der Broschüre) drin-, w enn er uuethoden be- 
herrscht, jvominuiikation und u-esprächsführung, daß 
er dann auch gegenüber dem sogenannten Vorgesetzr- 
ten und gegenüber der Verwaltung einen besseren 
Stand hat und besser durchsetzen, u. zw. mit er- 
folg durchsetzei kann"30. "ich glaube, die inte- 
grierte Liethodic gibt ihnen (den Sozialarbeitern) 
jetzt Möglichkeiten in die Hand, wirklich sach- 
lich zu argumentieren und damit sich durchzuset- 
zen" 31 . 

Die Hoffnung, in der integrierten ...ethodik ein 
wirksames Mittel gefunden zu haben, um gegen bü- 
rokratisches Reglement die Interessen der Klienten 
durchsetzen zu können, gründet in der subjektivi- 
stischen Auffassung des institutionalisierten Kon- 
flikts zwischen Sozialarbeit und Administration. 

Der Sozialarbeiter habe kein Verständnis beim Ver- 
waltungsmann gefunden, '"'eil er als notorischer 
Dilettant weder überhaupt gewußt, noch auch ver- 
ständlich habe darlegen können, was er tat. Nun 
aber ist es ihm unter Anwendung der integrierten 
Methodik möglich, auch einem Verwaltungsmann ge- 
genüber zu begründen, daß er die integrierte i*e- 
thodik anwendet. An den Bitten eines zweckmäßig 
kommunizierenden Sozialarbeiters, der magischen 
Gewalt eines eloquenten Rattenfängers, erweicht 
auch die spröde Verstocktheit und das berechnende 

Wesen, die merkwürdigerweise so häufig auftretende 
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Charaktereigenschaften von "Verwaltungsfritzen" 
sind. 

Die Handlungsvcllzüge der einzelnen Beamten er- 
scheinen, vermittels der Abstraktion von ihrem 
institutionalisierten Funkt ionscharakt er , als die 
von Privat Subjekten, ihr Verhalten einzig als psy- 
chisch determiniert, als abhängig von ihrem Wil- 
len, ihren 'emotionellen Regungen und ihrer cha- 
rakterlichen Formation. Die sinnlich wahrnehmba- 
re Person des einzelnen Beamten wird als Träger 
abstrakter institutioneller Funktionsbestimmungen 
zu deren Erscheinungsform. Die institutioneilen 
Funktionscharaktere ihrer Handlungsvollzüge spie- 
geln sich den Funktionsträgern, den Beamten, zu- 
rück in der Form eines Gewebes informeller zwi- 
schenmenschlicher Beziehungen. Während sie in 
der Tat sich erst als Glieder des in sich arbeits- 
teiligen Funktionsganzen aufeinander beziehen, in 
dem informelle persönliche Beziehungen allenfalls 
akzidentell Raum finden als ein unverbindlich pri- 
vater Appendix, stellen sich die wirklichen Ver- 
hältnisse im Bewußtsein der Funktionsträger auf 
den Kopf. Die Bedingungen der Möglichkeit ihrer 
zufällig sich anrankenden persönlichen Beziehun- 
gen, nämlich die abstrakten institutioneilen i?unk- 
t ionsbezie&ungen erscheinen als ein Abgeleitetes, 
Aposteriorisches, während die informellen Bezie- 
hungen sich scheinhaft zum Ursprünglichen, Aprio- 
rischen, aufspreizen, zu einem unmittelbaren Asso- 
ziationsverhältnis der Individuen, das alle koope- 
rativen Beziehungen fundiert. 

Auf die schmeizvoll erfahrene Reduktion zum ab- 
strakten Funktionsträger reagiert der Einzelne, 
indem er mitwirkt am personalistischen Blendwerk; 
das ihm mit dem Glanz anheimelnder Nähe seine re- 


elle Subsumtion unter ein abstrakt Allgemeines 
verschleiert, unter den ihm entfremdeten institu- 
tioneilen Apparat. Doch ist auch in diesem Zusam- 
menhang daran zu erinnern, daß der institutionei- 
le Totentanz informeller Beziehungen nicht solche 
Verführungskraft auf die Funktionsträger auszu- 
üben vermöchte, käme ihr nicht die zu blinder Be- 
gierde gestauten, lang unterdrückten erotischen 
Sehnsuchtsaf fekte und das zum Glauben an die All- 
macht des 'A'ortes depravierte utopische Pathos der 
Sprache als einer universellen Versöhnungsmacht 
entgegen. 

Das Quid .pro quo des Personalen und Apersonalen 
läßt schließlich die gesamte bürokratische Orga- 
nisation des Staates als ein Agglomerat zwischen- 
menschlicher Beziehungen erscheinen, wiewohl sie 
im wesentlichen eine unpersönliche Ordnung ist, 
innerhalb derer die Han dlungs Vollzüge des einzel- 
nen Beamten nicht nur technischen Regeln und Nor- 
men unterworfen, sondern durch Kompetenzgrenzen 
fest^elegt sind, deren Überschreitung disziplinar- 
rechtlich geahndet wird. Der Primat bürokrati- 
scher Formalismen scheint entthront * durch persön- 
liche Interaktionsverhältnisse Die emotionelle 
Wärme persönlicher Geselligkeit schmilzt das Eis 
formalistisch erstarrter Rationalität; die ganze 
administrative Mechanik erscheint frühlingshaft 
belebt. Dieses Quid pro quo, diese mittlerweile 
gespenstisch anmutende Romantisierung abstrakter 
Herrschaf tsformen^, ist die implizite Vorausset- 
zung, die ideologische Basis für die politischen 
Hoffnungen, die man in die neue anti-administra- 
tive Waffe integrierte Methodik setzt. 

Doch auch sie vermag offenbar nicht gegen die er- 
nüchternde Erfahrung zu schützen, daß die besse- 
ren Argumente im Kampf um infrastrukturelle Ver- 
änderungen der Gesellschaft selten allein den Aus- 
schlag geben: 

"Ich glaube, die integrierte Methodik 
gibt ihnen (den Sozialarbeitern) jetzt Möglichkei- 
ten in die Hand, sachlich zu argumentieren und da- 
mit sich durchzusetzen; wobei dieses sachliche Ar- 
gumentieren jetzt noch ein bißchen ergänzt werden 
muß. Man ist in Hannover jetzt z. B. dabei', streng 
wissenschaftlich zu beweisen, daß diese Methodik 
wirklich wirksam ist. Vorläufig wissen wir es, 
und einzelne Sozialarbeiter beweisen es uns immer 
wieder mit ihrer Fallarbeit. Aber es soll jetzt 
z. B. überprüft werden, daß: (wenn) Sozialarbei- 
ter mit dieser Methodik mit einer Gruppe von Kli- 
enten (...) über ein Jahr lang oder länger hinaus 
arbeiten, und andere Sozialarbeiter als Kontroll- 
gruppe so arbeiten, wie sie es bisher gewöhnt sind, 
ohne diese Methodik, und am Schluß dieses Zeit- 
raums man den Erfolg dieser beiden Gruppen mitein- 
ander vergleicht, dann beweisbar sein müßte, daß 
die integrierte Methodik dem Klienten besser hilft, 
z. B. dadurch daß er nicht wieder straffällig wird£ 
daß er in seinem Leben besser zurecht kommt. Und 
dann ist nämlich das Ziel (erreicht), dann kann 
man nämlich- sozusagen in D-Mark der Verwaltung be- 
weisen, was durch methodische Sozialarbeit gespart 
wird. Vorläufig sagen die immer, die nichts da- 
von wissen, von der Verwaltung: * Na ja, ihr wollt 
ja geringere Fallzahlen haben und mehr Sozialar- 

baiterstellen. Wozu eigentlich? Ihr könnt ja 
nicht einmal beweisen, daß es so ist’. Und dieser 
Beweis, der steht noch aus. Ich hoffe., daß er in 
ein bis zwei Jahren wirklich echt dasein wird, 
und dann kann kein Verwaltungsfritze mehr sagen: 
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'Kein, ihr kriegt nicht mehr Stellen', oder: 'Ihr 
kriegt nicht weniger Fälle' . Denn dann würde er 
damit den Vorwurf sich einhandeln, daß er Steuer- 
gelder verschwendet "35. 

Der "Verwaltungsfritze", mit dem sich der .»ethodi- 
ker auseinanderzusetzen hat, ist ein sinnlich-über- 
sinnliches Doppelwesen. Der sinnlich wahrnehmbare, 
sachlichen Argumenten virtuell zugängliche Fritze 
verwandelt sich, ohne seine äußere Erscheinung zu 
verändern, in einen Träger abstrakter Verwaltungs- 
funktionen, wenn er des wiorgens seinen Dienst an- 
tritt. Da aber diese Verwandlung der Person zur 
Personifikation einer amtlichen Funktion unsicht- 
bar sich vollzieht, kann man zunächst noch glau- 
ben, man habe es noch mit dem aufgeschlossenen 
Fritzen zu tun. Er obliegt aber seiner Funktion, 
unter irgend einem Vorwand die Kosten für die So- 
zialarbeit zu minimieren, nur mustergültig, wenn 
er den werbenden Anpreisungen des uiethodikers, wie 
der Käufer dem Verkäufer, mit verstärktem mißtrau- 
en begegnet. Da er von Amts wegen zugleich sich 
über die Sache in Unkenntnis zu halten und sie ma- 
dig zu machen hat, einzig um ihren x J reis zu drüc- 
ken, so wird er aus dem Loblied auf den Gebrauchs- 
wert des integrativen Konzepts nur die Forderung 
zusätzlicher Mittel heraushören. Der Methodiker 
muß enttäuscht erkennen, daß alle Freundlichkeit 
und sachliche Argumentation nicht vermochten, den 
Fritzen aus dem Verwaltungsfritzen hervorzulocken. 

Als Anwalt der Klienten ln die Enge getrieben, be- 
ruft er sich in dem zwischen Sozialarbeit und Ad- 
ministration anhängig gemachten Prozeß nun auf 
das Zeugnis £er Wissenschaft. War diese einst 
mächtige Einspruchsform gegen blinde Naturverfal- 
lenheit und selbstverschuldete Unmündigkeit des 
Menschengeschlechts^, so erscheint sie nun in der 
abgetakelten Form eines gegen jedes Was und Wozu 
indifferenten Kanons formaler Spielregeln: Science 
ist zum measurement geschrumpft. Da der Prozeß 
aber nicht vor einem Gerichtshof der Vernunft, son- 
dern vor einem obersten Rechnungshof geführt wird, 
bringt ihr gerade der Verrat an der Intention der 
"Selbstbefreiung des Menschen"^ den Ruf unpartei- 
ischer Sachlichkeit und Exaktheit ein. Die Beru- 
fung auf eine Wissenschaft, die "in D-Mark der 
Verwaltung beweisen" kann, "was durch methodische 
Sozialarbeit gespart wird", verändert den gesam- 
ten Rechtsstreit. Der Metiodiker erscheint nun 
als Angeklagter, der sich mit Hilfe des Entlastungs- 
zeugen Wissenschaft erfolgreich gegen den Vorwurf 
verteidigt, durch methodische Sozialarbeit ent- 
stünden zusätzliche Kosten. Mochte diese Identi- 
fikation mit dem Gegner zunächst noch den Zweck 
haben, ihn mit seinen eigenen Waffen zu schlagen, 
so tritt infolge der immanenten Logik dieser Ein- 
spruchsform an die Stelle des gemeinten listigen 
Protests die Internalisierung administrativer Nor- 
men . Das von allen Zwecken und ihrer Wahrheit 
abstrahierende Effektuierungsprinzip wird der 
integrativen Methodik jedoch nicht unmittelbar von 
der Administration aufgezwungen, ist ihr nichts 


Äußerliches, Fremdes. Sie übernimmt es vielmehr 
von der erwähnten, indifferent gemachten Wissen- 
schaft in Form technologischer Rationalität. Die- 
se ist den Naturwissenschaften, denen sich die 
Therapien verpflichtet fühlen, die im integrati- 
ven Konzept praktische Bedeutung erlangen, unab- 
dingbar. So ist mit der Maxime Wissenschaftlich- 
keit ein gemeinsamer Nenner von Sozialarbeit und 
Administration gefunden. In seinem Versuch, nach 
oben politisch Einfluß zu nehmen, muß der Metho- 
diker die von ihm versprochene Verbesserung der So- 
zialarbeit als Effektivierung ihrer Kostenstruktur 
darstellen. •• - 

METHODISCHE INTEGRATION; 


Wie erwähnt, versuchen die Vertreter des integra- 
tiven Konzepts ihren politischen Anspruch auf dop- 
peltem Wege durchzusetzen. Die Anwendung der in- 
tegrierten Methodik nach unten soll ’ "Kritikfähig- 
keit" und "Autonomie" der in besondere Notlagen 
geratenen Klienten stärken und sie befähigen, ihre 

politischen Intentionen durchzusetzen, d. h. sich 
zq 

zu "emanzipieren" . 

1 Solange soziale Not, obwohl uneingestanden, noch 
als Resultat kapitalistischer Produktionsverhält- 
nisse anerkannt wurde, konnte Sozialarbeit nicht 
methodisch werden. Um sich von ihren historischen 
Ursprüngen als staatliche Armenfürsorge mit kom- 
pensatorischer Funktion zu emanzipieren und metho- 
disch werden zu können, mußte sie die Ursachen der 
Not, mit der sie es im besonderen Falle zu tun hat- 
te beim einzelnen Klienten suchen. Ausgehend von 
der Auffassung, es mangele dem Einzelnen nur an • 
der Kraft, sich selbst zu helfen, bestimmt sich 
methodische Sozialarbeit als "Hilfe zur Selbsthil- 
fe". In' dem Ma$e, wie das aus den Strukturgeset« 
zen der kapitalistischen Gesellschaft, resultie- 
rende individuelle Elend zunehmend in der Fqrm 
psychischer Verelendung erschien, fanden Methoden 
aus der klinischen Psychologie Eingang in die So- 
zialarbeit. Diente frühe/ Sozialarbeit der Ent- 
schärfung, Stillstellung und Vermeidung von Klas- 
senkämpfen, indem sie durch Almosen die. gesell - 
schaftlich verursachte Not des einzelnen Klienten 
ein wenig linderte, so ist sie jetzt bestrebt, 
diese als psychische Krankheit zu interpretieren, 
um ihr psychotherapeutisch beizukommen. Indem dae 
als Krankheit aufgefaßte psychische Elend als das 
von Einzelnen, Kleinfamilienverbänden, Gruppen 
usw. isoliert wird von der Krankheit des gesell- 
schaftlichen Ganzen, die gesellschaftlich kranken 
Kranken zu psychisch Kranken in der Gesellschaft 
werden, verwandeln sich nun auch die Krankheits- 
symptome in individuelle -psychische Störungen. So 
sieht es die als Psychotherapie betriebene Sozial- 
arbeit als ihre Aufgabe an, die in dem selber un- 
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gestörten Ganzen auftretenden psychischen Störun- 
gen Einzelner zu beseitigen. Dies findet seinen 
begrifflichen Niederschlag darin, daß die "Kate- 
gorie der "Devianz" bis heute ein Schlüs- 

selbegriff in den Theorien der Sozialarbeit "40, 
dazu dient, den in den Kleinsten symptomatischen 
Äußerungen sich darstellenden • Einspruch gegen das 
gestörte Ganze zu bloßer Abweichung von einem un- 
gestörten, zur Norm erhobenen Ganzen zu entquali- 
fizieren. Die Isolierung des gesellschaftlich 
vermittelten individuellen Elends wird aber nicht 
nur theoretisch unterstellt, sondern durch psycho- 
therapeutische Prozeduren, die es in der Form des 
abstraKt Unmittelbaren fixieren, praktisch vollzo- 
gen. Dies mag eines der in der Broschüre gegebe- 
nen Beispiele verdeutlichen. 


"Klient ist der 16jährige Günter. Er lebt bei 
seinen Eltern. Sein Vater ist ungelernter aroei- 
ter. Günter verbringt seine Freizeit meist in 
einer Gruppe Jugendlicher, die durch Straftaten 
auffällig wurde. Er hat bereits vor Gericht ge- 
standen. (....) Ein Student des fünften Semesters 
einer Fachhochschule übt mit der Familie Kommuni- 
kation. 

V(ater): "Kannste gerne loslegen über mich, Du!" 
Später 

G(ünter): "Was soll ich denn da sagen?" 

S(tudent): "Ja, das mußt Du wissen, das Kann ich 
Dir nicht sagen!" ... 

Später - 

G: "Wenn ich Dir etwas sage, das faßt Du ganz 
falsch auf, dann mußt Du irgendwas besser wissen." 
S: "Verstehen Sie, was Günter sagen wäll?" 

V: "Ja, das verstehe ich, aber ich behaupte auch, 
daß ich das auch besser weiß!" 

Mutter ): "Nun sei doch nicht so aggressiv!" 

G: "Aber mich nervt das, dann will ich nichts 


nehr sagen ..." 
später - 

}j "Du mußt immer der Größte sein und das mußt Du 
auch beweisen!" ... 

3: "Haben Sie gehört, was Günter sagte?" 

</: "Ja, sicher, bin ich ja auch!" 

3 zu Günter: "Wie findest Du das?" 

G: "Wie soll ich das finden?" (Pause) - "Stimmt 
doch!" ... 

Später - , „ 1 

V: "Na,’ das geht doch gar nicht anders ... Nun 
»Hl ich mal sagen ... loh bin in folgender Lage.. 
Ich habe hier im WerK zwohundertachtzigtausend 

Vorgesetzte, jeder Kann seine Wünsche äußern, und 
ich muß sie ausführen ... Und ich Kann es nicht 
ertragen, wenn ich dann zuhause auch , 

seine Wünsche ausführen soll ... ehrlich nicht. 

Da bin ich- vollkommen überfordert ! r 
G: "Was soll ich denn sagen?" , 

V: "Das ist Deine Sache ... Du Kannst es besser 
machen ... Daß Du nicht brauchst, was ich muß, 
nämlich Dir von jedem einzelnen sagen lassen ... 
jetzt machste hü, dann hott ... Da mußt an Q 
auch, -auch- auch meine Frau und alle leiden. Da 
gibts Keinen Weg drumrum!" 

"Deshalb ist er in der Familie der King! 

V: "Ja, das kannste woll annehmen! *a hau ich so 
lange auf den Tisch, bis ich nicht mehr Kann. Das 
geht nicht anders! Sonst gehe ich nämlich Kaputt, 
und da Kann ich mich ja woll gegen wehren 
nicht? — oder was meinen Sie?" (Zum Studenten) 

S: "Ich? - Fragen Sie Günter!" 

V: "Er weiß es ja woll nun!" 

'S: "Gunter, Du hast eben etwas ganz 
Sa gt, Kannst Du das noch mal sagen, ic. g > 

es war ganz wichtig!" , 0 . .. 

G: sehr stockend: "Wenn -denn- das jetzt so je 
der macht -dann müßte ich mich auch irgendwo als 
King fühlen!" 

V: "Ja, das mußte auch!" . 

G: "Mich Kommandiert jeder rum!' 

"Ja, zur Zeit!" . 

SS "Verstehen Sie, was er damit sagen will- 
V: "Ja, sicher ! " 


c. "Was denn?" 

G: "Ja, und dann werde ich hier auch noch rumkom- 
mandiert . " 

S: "Verstehen Sie das?' 

V- "Natürlich, ich verstehe das vollkommen, was 
er meint, das regt ihn genau so auf - sicher. 
Pause, dann nachdenklich - 
V: "Ich weiß auch nicht." 

S: "Was wissen Sie nicht?" 

V: "Was man dagegen machen soll ... Das ist gar 
nicht so einfach ... Aber ich sehe da Keinen Aus- 
weg. Oder sehen Sie ihn?" 

Später - 

S: "Sehen Sie die Lage? n 

V: "Die sehe ich vollkommen 


V : U le ötruc -lvvia — , . 0 

S: "Haben Sie das Günter schon mal gesagt. 
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Es handelt sich um ein Beispiel für das "komrauni- 
Kationstheoretische Konzept". "Ein Student" in der 
Rolle des Therapeuten "übt mit der Familie Kommu- 
nikation". Das therapeutische Verfahren geht da- 
von aus, daß das dissoziale Verhalten Günters -wo- 
durch er auffällig wurde- die Folge gestörter 
Kommunikationsformen innerhalb der Familie sei. 

Als Urheber der gestörten Farnilienbeziehungen, als 
eigentlicher Störenfried wird der Vater, das Fa- 
milienoberhaupt selbst, dadurch auffällig, daß 
er sich in rücksichtslos egoistischer Weise zum 
"King" aufspielt. Die aus der ätiologischen Prä- 
misse abgeleitete therapeutische Aufgabe besteht 
nun darin, den Vater in andere Kommunikat io ns for- 
men einzuüben. 

1 Der zur Hede gestellte Vater aber erklärt seine 
gestörte kommunikationsform als den Versuch, sei- 
ne Stellung im Produktionsprozeß zu Kompensieren. 

Er weist damit auf das gestörte Ganze, die ökono- 
mische Gesellschaftsformation hin als auf die Ur- 
sache der intrafamilialen Störung. Gerade dieser 
historisch-gesellschaftliche Vermittlungzusammen- 
hang aber wird, einem Postulat der Gesprächspsj- 
ohotherapie folgend, durch die als negatives Re- 
inforcement wirkende Nichtbeachtung als externa- 
I 4-2 

! ler Inhalt ausgeschaltet . 

j Diese Therapie beruft sich zu ihrer Rechtferti- 
i gung in jüngster Zelt mit Vorliebe auf soziologi- 
sche Theorien, die, den wechselseitigen Vermitt- 
lungszusammenhang von "instrumentalem und kommu- 
nikativem Handeln" 45 zerschneidend, Interaktions- 
verhältnisse als ein isoliertes, abgespaltenes 
Für-sich-Sein begrifflich fixieren. Die Auslö- 
schung der Soziogenese Individuellen Leidens wird 
so durch die therapeutischen Prozeduren selber 
vollzogen. 

Ohne auf die vom Vater erkannte Ursache der Stö- 
rur^ einzugehen, wird die Folge durch Kommunika- 
tionsübungen, im Sinne der Verhaltenstherapie 
"direkt angegangen" 44 . Die nach ihre^ußeren Er- 
scheinung als. autoritär klassifizierte Verhaltens- 
weise soll durch den gezielten Einsatz der ganz 
abstrakten, in seiner . institutioneilen Stellung 
gegründeten Autorität des Therapeuten gebrochen 
werden. Auffällig an den Äußerungen, mit denen 
dieser sich in das Familiengespräch einschaltet, 
ist, daß sie Inhaltslosigkeit und die Anonymität 
des Sprechenden mit dem Gestus der urteilenden 
Schiedsinstanz vereinen. Nach einem Prämien- 
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und Strafsystem unterstützt er Günters Äußerun- 
gen, hemmt die des Vaters und befolgt darin tech- 
nische Hegeln, die aus den dem Verbal Uondition- 
ing-hxperimenten zuzurechnenden Untersuchungen 
hervorgegangen sind. Deren experimentelles Sehe 
ma aber unterscheidet sich nicht wesentlich von 
den Versuchsanordnungen Pawlovs und Spinners. 

Die Skinnerschen Hatten lernen in „aflgen. Jedes- 
mal, wenn sie auf der Suche nach einem Ausweg 
aus aer totalen Unfreiheit des Käfigs zufällig 
einen Hebel berührten, wird dieses Verhalten durch 
Futter prämiert. Da ihre Befreiung^ versuche im- 
mer wieder zu Mißerfolgen fuhren, geben sie sie 
schließlich auf und beschränken sich darauf, nur 
noch an Zielen innerhalb des gut funktionieren- 
den geschlossenen Systems festzuhalten. Durch 
die scheinbar zielgerichtete Aktion des . Hebel- 
drucks sichern sie sich ihr Futter. In dem Mas- 
se, wie sie es verlernen, irgend ein Ziel außer- 
halb des Käfigs zu verfolgen, spricht man vom 
Lernen am Erfolg. 

Doch der Erfolg resultiert nicht aus dem ' Verhal 
ten der Ratten, er ist ihm ganz äußerlich. Die 
Verknüpfung des Effekts, des Lohns, entspringt 
der Willkür des über die Bedingungen der Ver- 
suchsanordnung technisch verfügenden Experimen- 
tators. Wäre ihm ein anderes Verhalten erwünscht 
so hätte er ebenso gut ein andere^ Verhaltens- 
merkmal, das bei den Befreiungsversuchen zufäl- 
lig auftrat, selegieren können, indem er es durch 
die Gewährung eines Naturallohns, einer Futter- 
pramle, fixierte. In gleicher Weise kann der Ex- 
perimentator unerwünschtes Verhalten durch Stra- 
fen allmählich vermindern. Das von ihm angeord- 
nete Ensemble von Versuchsbedingungen ist in der 
Regel eine Welt totaler Unfreiheit. Die Fenge 
Welt, in der die Versuchstiere gefangengehalten 
werden. Ist geschichtslos, denn alle Bedingungen 
unterliegen der totalen technischen Verfügung. 

Der Experimentator verfügt Uber das Verhalten 
des Versuchstiers, indem er die objektiven Be- 
dingungen, von denen es im Zustand der Gefangen- 
schaft restlos abhängig ist, nach Belieben fest- 
setzt. Die Versuchstiere bzw. die Versuchsper- 
sonen sind den objektiven Bedingungen der Ver- 
suohsanordnung reell subsumiert. Sie können 
nicht in sie eingreifen, sie nicht ihren Bedürf, 
nissen entsprechend verändern. 

Eines der folgenreichsten Gesetze behavloristi- 
scher Lerntheorie dürfte das von E. L. Thorndike 
aufgeatellte "Gesetz des Effektes" sein, das 
auch, die theoretische Grundlage aller im inte- 
grati ven Konzept zu praktischer Bedeutung gelan- 
genden Methoden ist. Es besagt, daß Verhaltens- 
weisen eines Lebewesens, die begleitet oder ge- 
folgt sind von einem befriedigenden, spannungs- 
geminderten Effekt, in der Zukunft seleglert und 
fixiert werden, während bei einem unbefriedigen- 
dem Effekt oder beim Ausbleiben eines bestäti- 
genden Effekts eine Verminderung der betreffen- 
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: Zeit instand ! nfähiSe P *™°nen für 

«uszuhalten. g6Set2b werden, die Arbeit 

Has Verbal Operant > 

G -Präohsp S y 0h0t C ^ itd °^. und somit auch 
aUr dadur ch von der Ve^ 16 * untersc heidet sich 

e Ver schiedenen v er h\ altenStherapie ’ daß hier 
er-Therapeut en a i* tensweis en des Versuchs- 

:::: :r iv * 

H® - hm » . v hforcements fungie- 

ao ein, Zuwendungen rUnsen > "Sut", "fein", 
verbalisi erte ^ ^P^ioken, Eingehen auf 
sen u. a a te » etwa in c> 

• Aus löschung v n ^ orm von Paraphra- 

ter Merkmale des <> 2W * Verm inderung bestimm- 

Effekte f ende b» 6r den Mericmal e n 

h altensthe 1Sen läl3t " 48 . Wäh J£ein6 bestäti S enden 
Versuchabedin» 6 d6r ^*^ 560 !^! T** ^ ^ V ® r ' 

verhält ^^Sen als Gil 2U äußeren 

» “..W IT 1 “' V ««~«wr 

g en der Je Fen Verhal behsweis PS7 ° h ° therapeUt sei- 
67 Vers uch San0 r d " dS “ n ada die Bedingung 
8 ' ein - Indem er die 
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Äußerungen der Patienten paraphrasierend wieder- 
holt und sorgsam jeder auffclärenden Interpreta- 
tion sich enthält, schafft er trotz des Fehlens 
jeglicher Reziproki tat des Sprechens den Schein 
eines Gesprächs. Durch mühsam trainierte Freund- 
lichkeit, "emotionelle Wärme" und "Echtheit"^ 
sucht er stattdessen eine Reziprokität der Af- 
fekte herzustellen; psychoanalytisch gesprochen: 

eine durch den Schein einer Cegeniibertragung for- 
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eierte Übertragung . Der Gesprächspsychothera- 
peut straft den Patienten für alle unervoinschten 
Äußerungen lediglich durch Nichtbeachtung . Prä- 
miert werden hingegen alle selbstexplorativen 
Äußerungen, das In-sich-Gehen der weltlos gemach- 
ten Seele. Die Versuchsperson Patient erscheint 
im therapeutischen Laboratorium als ein aller 
gesellschaftlichen Vermit teltheit und aller Le- 
bensgeschichte entkleidetes Agglomerat momenta- 
ner Seelenregungen, die nur noch im funktionei- 
len Zusammenhang stehen mit den unmittelbaren Be- 
dingungen, die der Gesprächspsychotherapeut als 
ein über sich selbst technisch Verfügender setzt. 
Solche Reduktion aber zum bloßen Exemplar recht- 
fertigt man durch den Hinweis, es handele sich 
halt um eine "klientenzentrierte" Therapie. Da 
aber der Proband beim Verbal Operant Gonditioning 
nicht recht weiß, wofür er belohnt oder bestraft 
wird, da ihm der Zusammenhang der Reinforcernents 
mit , einer besonderen Verhaltensklasse nicht be- 
wußt wird'' 1 , so entsteht der Schein von Nichtdi- 
rektivität. Doch auch Tausch weiß, daß es sich 
nur um ein raffinierteres Manipulationssystem 

handelt, um "subtile", "selektive Bestätigungen, 
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Zuwendungen bzw. Abweisungen" 

Die Reduktion der Symptome auf das Jetzt und Hier 
einer gestörten Verhaltensweise ist allen in die 
Praxis des Sozialarbeiters integrierten Methoden 
eigen. Die Psychoanalyse wird nur zum Schein 
aufgenoramen, um mit einer Konsequenz, deren un- 
terwürfige Beflissenheit befremdet, zum bloßen 
Erkennungsinstrument mit Rationalisierungsfunk- 
tion entmächtigt zu werden^. Die verschiedenen, 
praktisch angewendeten Therapien bleiben im Ge- 
gensatz zur Psychoanalyse festgelegt auf ein Al- 
ternat! vschema von Strafe und Belohnung -tertiäre 
non datur. Dieses Dritte aber wäre die freie 
Selbstbestimmung des Individuums, das nicht mehr 
Objekt sondern Subjekt der Bedingungen wäre, ohne 
doch andere zum Objekt zu machen« 

Das Verhalten der Klienten ist nicht ihres, es 
wird bestimmt durch die Übermacht objektiver Be- 
dingungen, deren Verfügung bzw. Veränderung in 
den Händen des experimentierenden Therapeuten 
liegt. DPer Klient tut, was der andere will. Fr 
ist nicht Subjekt seines Tuns, er führt den vom 
Experimentator festgesetzten Zweck um eines Loh- 
nes willen aus. Der therapeutischen Anordnung 
ist das Schema entfremdeter Arbeit, wie sie im 
Mechanismus der Reproduktion des Kapitalverhält- 
nisses fixiert wird, zugrunde gelegt^. Die 


szienti fische Aura aber umhüllt als Strahlen- 
kranz die entfremdete Arbeit und läßt sie als ein 
objektiv Wahres erscheinen, statt als historische 
Verzerrungsform menschlicher Arbeit. Da aber 
kein einsehbarer Zusammenhang mehr besteht zwi- 
schen dem Verhalten und dem äußerlich gesetzten 
Effekt, erscheint der Prämien und Strafen vertei- 
lende Therapeut nun als Autorität. 

uient schon die Kategorie des Lohns der Verschlei- 
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erung des Kapitalverhältnisses , indem sie auch 
die unbezahlte, die Mehrarbeit als bezahlt er- 
scheinen laßt, so wird nun jeder Zusammenhang zwi- 
sehen dem Wert der Arbeitskraft und der Belohnung 
aufgelöst. Wo an die Arbeit nur noch von oben 
erteilte Prämien und Strafen geknüpft sind, er- 
scheint das Kapital Verhältnis als Autoritätsver- 
hältnis, also gleichsam psychologisiert . Die 
Angst vor den Autoritäten aber gilt es zu besei- 
tigen, damit man das als Autoritätsverhältnis 
maskierte Kapitalverhältnis besser ertragen kann. 
Der durch die integrierte Methode von der Auto- 
ritätsangst Befreite tritt zur bedrohlichen 
Autorität dann in ein Egalitätsverhältnis . Wie 
das Autoritätsverhältnis zum psychologisierten ' 
Deckbild des Kapi talverhältnisses, so wird mm 
aie Heilung von Autoritätsangst zum Deckbild vom 
von dessen Aufhebung im Subjekt. Mit dem Begriff 
der Autorität liquidieren die Theoretiker der 
integrativen Methode in bewußtloser Welse Ge- 
schichts- und Gesellschaftstheorie und substitu» 
ieren sie als späte Nachfahren der amerikanische» 
Sozialtechnologle vom Schlage Jane Addams’, John 
Deweys und Edward A. Ross 1 durch eine generelle 
Verhaltenswissenschaft Der Begriff der Auto» 
rität erschöpft sich nicht darin, eine zentrale ' 
Kategorie für ein spezielles, nämlich das verhol- 
tenstherapeutische Konzept für die Soaialarbelt 

mit einer speziellen Patient^fechaf t , nämlich 
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rotischen Klienten"'' , zu sein» Er tritt viel- 
mehr in dem Maße, in dem diese scheinbare Spesi- 
alität Verhaltensstherapie methodologisch das 
Ganze ist -integrierte Methodik als Mischung 
aus manipulativem Zwang zur Konditionierung und 
suggestivem Zwang zur Selbstdressur-, als nega- - 
tiver Schlüsselbegriff an die Stelle des gesell- 
schaftlichen Ganzen. Als anthropologisch-psy - 
chologische Kategorie hat er objektiv die Funk- 
tion, ^die "gesellschaftlichen Antagonismen, wel- 
che aus den Naturgeset zen der kapitalistischen 
Produktion entspringen " 5 , auf intrapersonale 
und interpersonale Spannungen zu reduzieren, welj* 
che aus dem Leben der Individuen entspringen. 

Das Ensemble gesellschaftlicher Verhältnisse wird 
ersetzt durch ein Agglomerat von Individuen, die, 
so umstandslos, wie sie auf sich sich beziehen,’ 
mit jedermann in ein egalitäres Verhältnis tre- 
ten können. Dahinter verbirgt sich das abstrak- 
te bürgerliche Egalitätspathos, das jetz^ aber 
in den Dienst der ideologischen Selbstbefriedi- 
gung einer von der gesellschaftlichen Entwicklung 


uearoh cen und erniedrigten "sozialen Unterschicht' 
tritt. AbstraKte Egalität vergütet die Erfahrung 
der Vereinzelung in einem gesellschaftlichen Ver- 
hältnis, das als Selbstzweck üoer die einzelnen 
herrscht, mit der Beschwörung, es käme auf den 
Einzelnen an. Um dieses neuen Glücksversprechens 
willen, das das vereinzelte Individuum dazu 
treibt, die wesentlichen Verhältnisse, in denen 
es über bloße Reproduktion nicht hinausgelangen 
kann, psychisch umzuinterpretieren in den Schein 
von Assoziationsformen, kollaborieren Klienten- 
zentrierte Gesprächspsychotherapie und autoritäts- 
zentrierte Verhaltenstherapie. "Das geht, das 
hat alles miteinander Beziehung. Darum sind wir 
also gegen diesen Scheuklappen-Methodenkram. 

Nicht, es ist nicht so scharf voneinander ge - 
trennt; bloß daß man es theoretisch sicher ver- 
nünftigerweise voneinander trennen kann, aber es 
hat eben auch viel gemeinsam" . Die praktische 
Konvergenz der integrierten Methoden ist Resul- 
tat der theoretischen Abstraktion von dem der 
kapitalistischen Gesellschaft wesentlichen Tausch- 
vorgang. Diese Abstraktion, wodurch das Kapi- 
talverhältnis in ein gleichsam naturwüchsiges 
gesellschaftliches Verhältnis umgeformt wird; er- 
folgt im Namen von Konkretion: nicht jenes son- 


dern der Einzelne soll Subjekt des gesellschaft- 
lichen Prozesses sein. Zwangsläufig müssen die 
objektiven Widersprüche, Konflikte und Dysfunk- 
tionalitäten sub jektiviert und nur noch als Stö- 
rungen des Einzelnen begriffen werden. An die 
Stelle der Konstruktion der Veränderung der Ob - 
jektivität tritt die Rekonstruktion des Subjekts* 
Das Substrat der therapeutischen Rekonstruktions- 
prozedur ist demzufolge kein geschieht lich-ge- 
sellschaftliches sondern ein naturales Autori- 
tätsverhältnis, das für Lebewesen verschiedenster 
Art zu jeder Zeit bestimmend sein soll. Mit dem 
Hinweis auf die Abhängigkeit des Säuglings will 
man den anthropologischen Charakter des zum psy- 
| chologischen Deckbild des Kapital Verhältnisses ge- 
machten Autoritätsverhältnisses begründen: "Kin- 
der müssen eben umschalten lernen von totaler Ab- 
hängigkeit, die sie ja von klein auf erleben und 
die leider auch nicht zu ändern ist -sie müssen 
eben gefüttert und trockengelegt und, weiß ich 
was, werden-, und das hat nicht so sehr mit der 
Gesellschaftsordnung zu tun. Aber wie sie in der 
Abhängigkeit behandelt werden, das ist natürlich 
entscheidend" . Aus zahlreichen Beispiele» im 
Interview und in der Broschüre geht hervor, daß 
es bei den Klienten und Patienten um Kinder ge- 
bliebene Erwachsene sich handelt, als deren Lei- 
den immer wieder Autoritätsangst genannt wird« 
Methodisch betriebene Sozialarbeit muß das 
Kunststück vollbringen, den Zusammenhang totaler 
Abhängigkeit zu verdrängen, dies^ Verdrängungs- 
leistung therapeutisch in den aus ihm Herausgefal- 
lenen zu befördern, um sie in die alten Zwänge 
als gehellt zu entlassen. Methodisch geworden, 
nimmt Sozialarbeit die subjektiven Kompensations- 
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Phänomene der dem Verwertungsprozeß des Kapitals 
Integrierten auf: kollektive Infantilität , orale 
Regression und sekundären Narzißmus 62 . Inte - 
0 rierte -.iethodik nimmt diese Vers tümmelungs formen 
als Therapeutikum in Regie, funktioniert Aus - 
bruchsversuche um, indem sie die in ihnen blok- 
i-^rten Triebkräfte ihres Einspruchscharakters be- 
-ubt und in den Dienst der Integration stellt. 

erden im therapeutischen Prozeß durch Rein- 
o-aements fixiert, die die Anpassung an den ge- 
I ochaf tlichen Zwangszusammenhang prämieren. 

^ therapeutische Zirkel, der notwendig aus dem 
t leoretischen Kurzschluß resultiert, läßt am Be - 
° ^ er Autorität sich demonstrieren: in der 
_ik anthropologischen Reduktionismus erscheinen 
Renten die Agenten des gesellschaftlichen 
enktionszusammenhangs, "Autorität in Schule, Amt 
und Arbeitsstelle" 6 ^ so übermächtig und anonym 
gleich, wie seit Jahrtausenden dem Kinde der Va- 
' Kastration, die Mutter, die mit Lie- 

ntzug droht. Wenn aus den Kindern nun kleine 
eute mit großer Angst geworden sind, deren Leben - 
eine beschichte der Versagung und des Leidens war,, 
der ant hropologisehe Reduktionismus ein 
sl J eS Mdl 2Um 2uße * Si e erfahren, daß das, was' 
ür Lebensgeschichte gehalten haben, Sozio - 
h . ^ ch °genese, "als eine Art altmodischer Krank- 
angesehen" werden muß, "die moderne Menschen 
• u ^lässigen* können"; darum solle man "sie 
. Künstlich erhalten, indem man ihre Thera- 
q ie Ps y° h °analyse hochhalte" 64 . Gegen die 
entifi ^ rschender Verhältnisse werden jetzt szi~ 
dr apierte Allmachtsphantasien aufgeboten. 
f iefer t man dem bankrotten Individuum die 
Selbstheroisierung, indem man sugges-, 

> 6 ne bestärkt, das Schioksal • 

, er2licher Isolation rationalisierend sich um-' 

I durch^oh* ? Gn ?reiS fÜr Seine einsame Größe, und 
sich f> C Ch - lerische Einflüsterungen ihn bestieg 
durch di* Qle Niohti SKeit, z u der seine Existenz 

16 anon yme Übermacht eines abstrakt Allg«~ 

bildi n Verdammt ist > durch narzißtische Reaktion»- 
blldungen 2 u entschädigen. Die gesamt, äußere 

tal * icf 1 , mehr mater ielle Existenzweise von Kapi* 
f * em> der nUr seine Arbeitskraft als Ware 

. . . 6n sann > enteignet, und jeden Versuch, 
r ln K ° ntakt zu treten, ahnden die kapita- 
r S SChen Usur Patoren der Welt als Diebstahl. 

Rea Htät Beraubte aber ist selbst da- 
, n grad iert, nur persönlicher Faktor des Kapi- 
* b ZU Sein; alle Momente seiner selbst, sofern 
iCilt funktional dem Verwertungsprozeß inte«r 
g er t sind, werden in gestockter Latenz gehalten, 
a hnen die Gegenständlichkeit, an welcher al- 
^.ich entwickeln könnten, entzogen ist. 

Ausmaß unentwegter Enttäuschung würde wohl 
noc.. die F lucht ins Phantasma verwehren, machte 
niCht ^ erzw eiflung so anfällig noch für den verlo- 
t,enb ten irost. Die nach der integrierten Metho- 
dlk Detrieb ene Gesprächspsychdtherapie wartet, 
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bis das isolierte Individuum an fängt, sich mit 
blauem Dunst zu umnebeln; dann springt sie ein 
und virKt rnit am individualistischen Schleier. 5ie 
ermuntert ihn, an das zu glauben, was er in schwa- 
chen Stunden der Verzweiflung sich selbst tröstend 
einzureden suchte, sie bestärkt ihn in dem Hang, 
den Blick von der lästigen gesellschaftlichen 
Wirklichkeit, den externalen Inhalten, ins Innere 
zu wenden, indem sie alle Erforschungen des Selbst 
durch Anerkennungsprämien fördert. 

"Der Klient schildert Szenen aus seinem Le- 
ben. 

K: "Das ist mir noch gar nicht aufgegangen. 

Aber da liegt es. Ich muß auch ohne einen anderen 
leben können. 

Aber wie macht man das. 

Das muß ich lernen". 

Nach fünf Minuten - 

K: "Das ist eine der besten Einsichten, die ich je 
bekommen habe . . . „ " 

Nach fünf Minuten - 

K: "Aber ich glaube, auf dieser Lahn zu sein. Ich 
sehe den Weg noch nicht so richtig, aber ich gehe 
ihn schon mal". 

Sozialarbeiter ) : "Sie wundern sich, daß Sie 
selbst es sind, der etwas tut." 

K: "Ja, ich werde nicht geschoben, das ist eine 
ganz neue Freiheit" 

Gelingt es ihr jedoch mit den Mitteln, die ihr im 
therapeutischen Laboratorium zu Gebote stehen, 
nicht, das von Angst getriebene weltlose Indivi- 
duum in die Welt des subjektiven Wahns zu treiben, 
so erweitert sie die therapeutische Szenerie, in- 
dea sie den subjektiven Wahn, der noch nicht so 
recht sich selber glaubt, ins Objektive verlän- 
gert. Funktionäre der staatlichen Institutionen, 
vor denen der Patient so sehr sioh ängstigte, wer- 
den gebeten, kurzfristig mitzuwirken bei der Insae- 
nierung der Tragikomödie, die da heißt: konstruk- 
tive Persönlichkeitsänderung. Der psychisch Ver- 
elendete wird in das Gewebe seines subjektiven 
Wahns gebannt, indem integrierte Methodik die Rea- 
lität, sonst desillusionierendes Korrektiv losge- 
lassener Imagination, durch trügerische Machen- 
schaften zu einem objektiven Widerschein seines . 
Wahns maskiert. Die Totalisierung des Wahns macht 
ihn undurchschaubar. Ohne es zu wissen, agiert 
nun der Patient als dummer August auf einer the- 
rapeutischen Bühne? ein Don Quichotte, dem man 
die Windmühlen mit Papiermache . zu Rittern 
verkleidet hat, um dann mit 3tolz sich etwas auf 
dessen testmäßig ermittelten Realismus zugute zu 
halten^. 

So ergänzen sich Gesprächspsychotherapie und 
Verhaltenstherapie. Wo jene aufgrund zu weit 
fortgeschrittener Deformation des Individuums 
nicht mehr anwendbar ist, springt diese ein mit 
ihrem handfesten Prämien- und Strafsystem. Die 
Verhaltenstherapeuten sprechen denn .auöh mit der 
aufgeweckten Unbekümmertheit des Zynikers von 
H offene(r) und gezielte(r) Manipulation"^. Die 
Dressurtechniken sollen dadurch verharmlost wer- 
den, daß man das von außen verordnete Verhal- 


tensmuster mit einer käuflichen Ware vergleicht 
und den Patienten mit dem Käufer seiner selbst. 

Um sich zu Markte tragen zu können, muß er zu- 
erst das Schnittmuster, nach dem er zugerichtet 
werden soll, frei wählen. "Schließlich ist zu 
bedenken, daß es ja in der Regel nicht die ver- 
borgenen Ursachen, sondern die manifesten Ver- 
haltensstörungen sind, welche dem Patienten und 
seiner Mitwelt Schwierigkeiten bereiten und ihn 
veranlassen, einen Therapeuten aufzusuchen. Ge- 
’"’iß, man verkauft dem Menschen nur den Pullover, 
nach dem er fragt, und animiert ihn nicht, sich 

noch eine neue Heizanlage mit Umlaufpumpe und 
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allem übrigen zu kaufen" . Der Klient lernt es 
darüber hinaus, sich selbst für seine Entspan- 
nung zu belohnen (Kaffee, Schokolade und andere 
Formen zusätzlicher Bedürfnisbefriedigung ) . Der 
Sozialarbeiter übt mit dem Klienten mehrere Ma- 
le die ersten Schritte von der Verzweiflung über 
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die Entspannung zur Belohnung" . Indem der Kli- 
ent auch noch die Rolle des Therapeuten übernimmt 
und sich selbst die Reinforcements -erteilt, ge- 
langt er zu der ’ ganz neuen Freiheit’, "Verzweif- 
/ TO 

lung" "ohne Panik aus( zu)halten" 

Die Vertreter des integrativen Konzepts rechtfer- 
tigen jedoch diese soziale Integration durch den 
Hinweis auf eine revolutionäre Phasenlogik. Erst 
müsse der Klient wieder befähigt werden, Seine 
Funktion im Gesellschaftsganzen zu ertragen, dann 
erst könne der zweite Schritt zur Veränderung der 
Gesellschaft getan werden. Einstweilen aber mö- 
ge man sich des Urteils, ob es sich um eine per- 
fekte Einpassung in das antagonistische Ganze 
handele oder nicht, entschlagen. 

So bleiben die politischen Deklarationen der Vei> 
treter des integrativen Konzepts vorerst bloße 
Bekundungen des guten Willens und der Gesinnung. 
Die politische Intention und die alltägliche 
Praxis, wiewohl sie einander widersprechen, wer- 
den durch das rationalisierende Phasensohema in 
ein ergänzendes Nacheinander umgemünzt . Der po- 
litische Anspruch des integrativen Konzepts ist 
diesem noch nicht integriert. Nicht zufällig 
sprachen die Vertreter des "Hauses Koserstraße*' 
im Interview mit den Delegierten des AXS am lieb- 
sten über den durch die Aufmachung verheißenen 
politischen Gebrauchswert der neuen Methodik. 


ANMERKUNGEI 


1. Vgl. dazu SPK, Nr. 19, S. 1 ff. und SPK, Nr. 
21, S. 1 ff. 

2. Vgl. die Broschüre "Haus Koserstraße. Sozial* 
pädagogische Fortbildungsstätte. Der Senator 
für Familie, Jugend und Sport. Fortbildung»*» 
Veranstaltungen 1973", S. 6 

3. Broschüre, S. 9 
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4. Zitiert nach der Tonbandauf Zeichnung eines 
Interview s mit hauptamtlich Angestellten 
des "Hauses Koserstraf3e" . Zusätze in klam- 
mern haben die Verfasser zur Vervollständi- 
gung eingefügt. 

5* Vgl. dazu SPK, Nr. 17, S. 1 ff. 

6 . Broschüre, S. 9 

7. Gedacht ist an die von Leopold von Wiese ent- 
wickelte Beziehungslehre. Vgl. dazu Theodor 
W. Adorno, Vorlesungen zur Einleitung in die 
Soziologie, Junius-Drucke, Frf/M. 1973 , S. 

71 - 160. Adorno bestimmt, ausgehend von 
den beiden Klassikern der formalen Sozido- 
gie, Leopold von Wiese und Georg Simmel, 
die "Tendenz zur Normalisierung" (S. II) in 
der bürgerlichen Soziologie als Tendenz der 
Verselbständigung der wethoden gegen ihr Ke- 
alsubstrat und zeigt, wie dadurch die "heu- 
te gängige Soziologie (S. 149) der Kritik 
der politischen Ökonomie von Marx verfällt. 

8 . Vgl. Broschüre, S. 9 

9. Broschüre, S. 5 

10. Karl Marx, Das Kapital. Kritik der politi- 
schen Ökonomie. Erster Band. Zitiert nach: 
Karl Marx, Friedrich Engels, Werke, Berlin 
1968, Band 23, S. 91. Vgl. das ganze erste 
Kapitel, besonders die im 3 . und 4 . Teil 
dargestellte Dialektik von Wesen und Er- 
scheinung, S. 49 - 98. 

11. Interview 

12. Broschüre, S. 22 

13* Broschüre, S. 4 

14. Vgl. dazu Peter Brückner, Zur Sozialpsycho- 
logie des Kapitalismus. Sozialpsychologie 
der antiautoritären Bewegung I, Frf/M. 1972. 
bes. S. 16 f. und S. 55 f* Brückners Ana- 
lysen sind für das Verständnis des "erste(n) 
sozialpsychologische (n) Problem(s) der 
kapitalistischen Gesellschaft: (...) der 
Integration (..'.) unter den Bedingungen des 
Klassenkonflikts" (S. 15.) äußerst wichtig. 

15* Zum Begriff der reellen Subsumtion vgl. 

Karl Marx, MEW Bd. 23, S. 533* Er bezeich- 
net dort im Gegensatz zur formellen Subsum- 
tion die historische Tendenz der Unterwer- 
fung lebendiger Arbeit unter die tote Ar- 
beit, unter die zur materiellen Existenz- 
weise des Kapitals gewordenen objektiven Be- 
dingungen der Produktion. Die neuen "Me- 
thoden, Mittel, Bedingungen" stellt Marx im 
13* Kapitel dar. Sie dienen, wie die neuen 
Methoden der SoÄlalarbeit , der Kostenraini - 
mierung durch £f fizienzsteigerung (diese 
ist freilich unter kapitalistischen Poduk- 
tionsbedingungen selbst nur ein dem Verwer- 
tungszweck dienendes Mittel). — Dieser 
Hinweis mag als ein Fingerzeig in Richtung 
auf eine nicht in Wissenschaftstheorie sich 
erschöpfende geschichtsmaterialistische Me- 
thodologie dienen, welche noch den Primat 
der Methode vor der Sache, die Herrschaft 
des geronnenen Geistes über den lebendigen 
als Reflexionsform materieller Produktionst 
Verhältnisse begreift. Der Tendenz zum An- 
wachsen der "organischen Zusammensetzung 
des Kapitals" entspricht hier eine wachsen- 
de "organische Zusammensetzung des Menschen" 
in dem spontane Akte gegenüber methodischen* 
Prozeduren zum verfügbaren Natursubstrat 
erniedrigt werden, um einer nur quantitativ 
bestimmten £f fizienzsteigerung willen. 

Zum Problem einer geschichtsmaterialisti- 
schen Herleitung von Denkformen vgl. Alfred 
Sohn-Rethel, Geistige und körperliche Ar- 
beit. Zur Theorie der gesellschaftlichen 
Synthesis, 2. revidierte und ergänzte Aus- 
gabe, Frf/M. 1972, edition suhrkamp 555 , 
bes. den 1. und 2. Teil, S. 30 -173. 

Zum Begriff der organischen Zusammensetzung 
d,es Kapitals vgl. Karl Marx, MEW Bd. 23, 

S. 640 - 657. — Zum Begriff der organi- 

sehen Zusammensetzung des Menschen vgl. 

Theodor W. Adorno, Novissimum Organum, in: 
Minima Moralia. Reflexionen aus dem beschä- 
digten Leben, Frf/M. 1964, S. 307 - 310. 


16. Vgl. Broschüre, S. 8 , 17, 18 

17. Broschüre, S. 22 

18. Vgl. dazu Klaus Heinrich, Versuch über die 
Schwierigkeit nein zu sagen, Frf/M. 1964, 

8 , 39 - 41 und das Kapitel zum Problem der 
Identität, S. 59 ff. 

19. Broschüre, S. 3 

20 . Interview 


21. Vgl. dazu die Sondernummer der SPK, S. 7 - 9* 
Auf dem Hintergrund der bürokratischen Par- 
zellierung wird die Attraktion der inte- 
grierten Methodik, die jene subjektiv auf- 
zuheben verspricht, ohne sie objektiv auch 
nur anzutasten, erst in vollem Umfang ver- 
ständlich. 


22. Broschüre, S. 10 

Vgl. dazu SPK, Nr. 23, Aussageverweigerungs- 
recht für Sozialpädagogen, S. 1 ff. Hier 
wird dargestellt, daß die auf berufsethi- 
schen Grundsätzen auf bauende methodische So- 
zialarbeit, die ein juristisch nicht exis- 
tierendes Privat Verhältnis zwischen Sozi-miw 
arbeitern und Klienten voraussetzt, Privsjlr 

Sache der Sozialarbeiter ist. 

24* Broschüre, S. 3 
25* Interview 
26. Broschüre, S. 3 
- 27. ebenda 


28. Broschüre, S. 5 

29. Interview 

30. Interview 

31. Interview 

32. Interview 

' J ' Vgl. in diesem Zusammenhang Peter Furth, 
Nachträgliche Warnung vor dem Rollenbe- 
griff, in: Das Argument, Nr. 66 , 13* Jhg., 

S 5l9 r f 1971 ’ H ‘ 6/7, S ‘ 494 ** 522 ’ bea * 

Vgl. dazu Theodor W. Adorno, Jargon der Ei« 
gentlichkeit . Zur deutschen Ideologie, 
Frf/M. 1964, edition suhrkamp 91, S. 52-78. 
35. Interview 


34. 


36. 


37. 


38. 


39* 

40. 


Kant stellt den Konflikt zwischen institu- 
tioneller Funktion und öffentlich gemeintem 
Einspruch in der kleinen Schrift: Beantwor- 
tung der Frage: Was ist Aufklärung (Immanuel 
Kant, Werke in XII Bänden, hrsg. v. Wilhelm 
Weischedel, Frf/M. 1964, Werke XI, S. 53«*6ll 
dar. Die von ihm empfohlene Lösung t reimt 
beide derart, daß der öffentlich gemeinte 
Einspruch Sache von Privatsub jekten wird# , 

Zur Geschichte der europäischen Wissenschaft 
v-.^ laus Heinric h, Erinnerungen an das 
Problem einer freien Universität, in: Das 
Argument, Nr. 43, 9. Jhg., Juli 1967, H. 

2/3, S. 92 - 102, bes. S. 98 f. 

Zum Begriff der Identifikation vgl. Sigmund 
Freud, Massenpsychologie und Ich-Analyse. 
bischer- Taschenbuch 851, Frf/M. 1967, Ab- 
schnitt VII, Die Identifizierung, S. 44 «* 49 ; 
ferner: ders., Totem und Tabu, Flscher-Ta- 
schenbuch 147, Frf/M. 1956, Abschnitt IV, 

Die infantile Wiederkehr des Totemismus, 

S. 113 - 179* Dort wird Freud durch die 
dem Identifikationsmechanismus eigentümli- 
che Ambivalenz veranlaßt, ein Fragezeichen 
zu setzen hinter das Gelingen des Zivilisa- 
tion begründenden revolutionären Aktes der 
Bruderhorde, die den unbeschränkt herrschen- 
den Vater erschlagen und sich einverleiben. 
Termini aus dem Interview 

SPK, Nr. 30, Rezension (des von Walter Holl* 
stein und Marianne Meinhold herausgegebenen 
Fischer-Taschenbuches: Sozialarbeit unter 
kapitalistischen Produktionsbedingungen), 

S . 18 ».*•'.** 


41. Broschüre, S. 19-21 
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42 . 


43. 


44. 


45. 


46. 


47* 


48. 

49. 


50. 


51. 

52. 
53; 


54 


55 


.üie Verknüpfung von Termini der \/erhaltens- 
therapie (negatives Reinforcement) und sol- 
chen der Gesprächspsychotherapie (externale 
Inhalte) soll auf die neiden Therapien ge- 
meinsame behavioristische Grundlage hinwei- 
sen. Vgl. dazu Reinhard lausch, Gesprächs- 
psychotherapie, 4. ergänzte Auflage, Göttin- 
gen 1970, S. 33 - 43. Jnter dem Stichwort: 
Verbal Operant Conditioning wird dort ver- 
bale Interaktion als Spezialfall instrumen- 
taler Konditionierung angeführt. 

Vgl. dazu Jürgen Habermas, Erkenntnis und 
Interesse, Frf/iw. 1968, I, 2. und 3«, 8. 

14 ff., bes. S. 11 ff.; ferner: ders., 
Technik und Wissenschaft als 'Ideologie', 
in: Technik und Wissenschaft als 'Ideolo- 
gie' , Frf/M. 1968, edition suhrkamp 287, 

S. 48 ff. 

Vgl. als einen von zahllosen Beispielen 
den Artikel Verhaltenstherapie von W. Tun- 
ner und J. 8. Bergold, in: iwed. Elin. 65 
(1970), Nr. 49, S. 2148 


Roger W. Brown und Don E. Dulaney, Eine Ana- 
lyse von Sprache und Bedeutung im Rahmen 
von Reiz und Reaktion, in: Sprache, Den- 
ken, Kultur. Hrsg. v. Paul Henle, Frf/wi. 
1969, S. 78 

Rudolf Cohen, Grundlagen der Verhaltensthe- 
rapie, in: Psychoanalyse und Verhaltensthe- 
rapie. Hrsg. v. Claus Henning Bachmann, 

Frf/M. 1972, Fischer-Taschenbuch 6171, S. 

87 f. 

Cohen, S. 87 
Tausch, S. 33 

Vgl. das II. Kapitel von Tausch, bes. S. 112 
bis 133 

Vgl. zum Begriff der Übertragung Sigmund. 
Freud, Vorlesungen zur Einführung in die 
Psychoanalyse, Sigmund Freud Studienausga- 
be in X Bänden, Frf/M. 1969 ff., Band I, 

27. Vorlesung, S. 415 - 430 

Vgl. die bei Tausch geschilderten Experimen- 
te zum' Verbal Operant Conditioning, S. 35 
bis 39 


Tausch, S. 34 

"Fast ein halbes Jahrhundert lang wurde dem 
Sozialarbeiter gesagt: Du mußt die innei« La- 
ge deines Klienten erkennen - du darfst die- 
se Einsicht aber nicht mit den Mitteln der 
Psychoanalyse gewinnen! Du mußt die Übertra- 
gung als Grundlage der Therapie wahrhehmen 
- du darfst aber nicht mit der Übertragung 
arbeiten! Du mußt die Bedeutung des Unbe- 
wußten für den therapeutischen Prozeß ken- 
nen - du selbst aber darfst Unbewußtes bei 
deinem Klienten nicht bewußt machen! Es 
ist daher für den Sozialarbeiter nur konse- 
quent auf die Psychoanalyse als Therapieme- 


thode zu verzichten. Die ihr zugrunde liegen- 
de "Tiefenpsychologie' 1 dagegen erweist sich 
auch weiterhin als wertvolles Erkenntnismit- 
tel über die innere Dynamik der Person" (Bro- 
schüre, S. 10 f.). 


Vgl. in diesem Zusammenhang Klaus-Jürgen 
Bruder, Entwurf der Kritik der bürgerlichen 
Psychologie, in: Kritik der bürgerlichen 
Psychologie. Zur Theorie des Individuums in 
der kapitalistischen Gesellschaft . Hrsg. v. 
Klaus-Jürgen Bruder, Frf/M. 1973, Fischer- 
Taschenbuch 6198, S. 92 -217. Bruder 
zeigt, daß die strukturelle Übereinstimmung 
der kapitalistischen Produktionsbedingungen 
und der Bedingungen der Versuchsanordnung 
nicht Zufall ist, da es seit je der Zweck <• 
der technologisch orientierten bürgerlichen 
Psychologie war, die Individuen auch psy- 
chisch dem Produktionsprozeß anzupassen. Er 
demonstriert, wie die zur Sozialtechnologie 
verkommene . bürgerliche Psychologie die In- 
dividuen dem Zweck der Verwertung des Werts 


subsumiert . 


Vgl. dazu Karl Marx, MEW Bd. 23, Siebzehn- 
tes Kapitel. Verwandlung von Wert resp. Preis 
der Arbeitskraft in Arbeitslohn, S. 557 
bis 564. 


56. Vgl. dazu Irmingard Staeuble, Politischer Ur- 
sprung und politische Funktionen der pragma- 
tistischen Sozialpsychologie, in: H. Nolte, 

I. Staeuble, Zur Kritik der Sozialpsycholo- 
gie, München 1972, S. 10 ff., bes. S. 23 ff. 

57. Broschüre, S. 15 

58. Karl Marx, MEW öd. 23, S. 12 

59. Broschüre, S. 17 

60. Interviev; 

61. Interview 

62. Vgl. dazu die Einleitung von Klaus Horn zu: 
Gruppendynamik und der 'subjektive Faktor'. 
Repressive Entsublimierung oder politisie- 
rende Praxis. Hrsg. v. Klaus Horn, Frf/M. 
1972, S. 34 - 62. In diesen Formen ist der 
ohnmächtige Versuch von Subjekten zu sehen, 
an durch den Prozeß der Integration verdräng- 
ten Qualitäten in Zerrformen dennoch fest- 
zuhalten: an wie auch immer verstümmelter 
Identität, an wie auch immer verstümmelter 
Befriedigung, an wie auch immer verstümmel- 
tem Realitätsk'ontaKt . 

63« Broschüre, S. 16 

64. Horn, S, 35 

65. Broschüre S. 14 • Es handelt sich um ein Be> 
spiel für das nicht-direktive Konzept j siehe 
ebenda, S. 12 ff. 

66. "Für die Methodik der Sozialarbeit bedeutet 
diese Einsicht eine enorme Erweiterung ihrer 
bisher angenommenen Grenzen" (Broschüre, S. 

15). Vgl. für den therapeutischen Aktio - 
nismus das für das verhaltenstherapeutische 
Konzept einstehende Beispiel mit dem "Onkel", 
der an Magengeschwüren und Autoritätsangst 
leidet (Broschüre S. 16 f.):"Der Onkel be- 
greift, daß er bisher stets lernen mußte 
"Autorität ist gefährlich. Ich muß ihr aus 
dem Wege gehen." Er erkennt den Zusammenhang 
zwischen seiner Angst und seiner Krankheit. 
Diese Einsicht motiviert ihn, neue Erfah • 
rungen zu machen. Gemeinsam werden zuerst 
kleinere, später größere Lernschritte ge- 
plant. Zunächst begleitet der Klient, in- 
tensiv von seiner Partnerin unterstützt, ein 
Kind zur Schule. Dann begrüßt er den Lehrer« 
Dann spricht er ihn an ... Der Lehrer weiß 
von den Schwierigkeiten und geht darauf ein. 
Auch in anderen sozialen Beziehungen wird 
der Umgang mit Autorität erfolgreich ge- 
übt." (Broschüre, S. 16) 

67. Cohen, S, 91 

68. Cohen, ebenda 

69. Broschüre, S. 23 

70. Broschüre, ebenda 



Der AKS lädt alle, die ein Interesse an diesem 
Thema haben, zum 23. Januar 1974 um 19.30 Uhr 

in das AKS-Zentrum (1-41, Wielandstr . 26) 
ein.» Diskussionsgrundlage ist obiger Artikel. 


1. Weg* Casework 3. Weg , Gemeinwesenarbeit 

2. Weg. Social groupwork — 4- Wegl Integrative Methode 


Rezension 
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Im Lucbterhana Verlag erschien ner vuti Huns 

aene Doppelbuna, xer unter m Titels GEBELL- 
BÖ xIAFTLIO Ha Pd»xt.^PEK i'IV üü'i DüR ^OZI. JAiPBETl, 
Untertitel: "Kritiscne xexoe zur Sozialarbdit 
und. Sozialpäuagogik" di Aufsätze versammelt# 
die Bliederun ; nach Themenkreisen: 

Io Gesellschaftliche Formen ues Reifens, 
ä. Abweichendes Verhalten und soziale Kontrolle, 
3« fheorie-Praxis-jr'robleme (I. haloband) 

1* Or tur n Jeruf jv ers Ln inis, 

d, Grundfragen der Handlungsorientierung 
(II# Halbband) beansprucht keine Verbind- 
ungen ... . 5). .. : . 

im folgenden auner acht gelassen una - ver- 
einfachend - eine -.niere Systematik gewählt# 


Groo gesprocnen lassen sich uie Beiträge in 
3 Kategorien einteilen: erstens in solche, uie 
die bestehende oozialarbeit "verbessern" wollen 
und Hindernisse der- Verbesserung entweder in der 
nicht genügend fortgeschrittenen Prof essionali- 
sierung und/oder in der bürokratischen Struktur 
ihrer Arbeitsformen sehen; zweitens in solche, 
die den Status quo teilweise recht nüchtern kon- 
statieren, ihn aber, abgesehen von den graduel- 
len institutionellen Anpassungen an den "sozia- 
len Wandel" für das maximal Erreichbare halten, 
drittens sind die Aufsätze zu nennen, die auf 
eine politische Veränderung der gesellschaft- 
lichen Verhältnisse zielen, die Sozialarbeit 
notwendig machen. 


Diese grobe Kätegorisierung ist aufgrund des 
Anspruchs vorgenommen, den die beiden Bände im 
Titel führen# Der Anspruch "Kritisch" kann als 
kleinster gemeinsamer Nenner der ausdrücklich 
pluralistisch konzipierten Bände angesehen wer- 
den. 

Wenn wir - mit Marx - die Aufgabe der Kritik 
in der "Reform des Bewußtseins . . . durch Analy- 
sierung des mystischen, sich selbst unklaren 
Bewußtseins" sehen, fallen aus der oben angege- 
benen Kätegorisierung zumindest zwei Beiträge 
heraus# Wie sie als "kritische Texte" in die 
Sammelbände kommen, bleibt unerfindlich. 


Ein Autor berichtet, nachdem er die einzig in- 
teressante Frage, nämlich die nach der mögli- 
chen Stabilisierung, die die Ziele der freien 
Wohlfahrtsverbände für eine "möglicherweise 
hochgradig ungerechte Gesellschaftsordnung" 
haben könnten, sogleich ausklammert, Trockenes 
und Belangloses aus seiner "reflektierten Be- 
rufstätigkeit" als "Mitarbeiter eines Spitzen- 
verbandes". Daraus kann man nichts lernen# 

Sin anderer schreibt am Thema "Abweichendes 


Verhalten - Folgerungen für die Sozialarbeit" 
vorbei, indem er eben die versprochenen Fol- 
gerungen für die Sozialarbeit ausläßt. Schade 
deshalb, weil eia brauchbarer Ansatz - die 
Rezeption der Theorie E. Burkheims über Norm 
una Anomie - verschenkt wird. Jer zu weit ge- 
faxte Pluralismus der Bände schlagt hier nega- 
tiv aus. Zur bewährten Praxis von Sammelbänden 
gehört auch, daß einige alte Hüte - meist von 
Autoren mit bewahrtem Namen - unter das Sorti- 
ment gemischt werden, so hier die Beiträge von 
Z. Peters, E# G. Skiba und C.W. Müller, die al- 
le schon vor längerer Zeit anderswo veröffent- 
licht wuru.en. Auf diese Texte soll hier nicht 
im ei .zelnen eingegangen werden. 

Zunächst zu uen Aufsätzen der ersten Kategorie, 
deren Intention etwa mit "Verbesserung der So- 
zialarbeit" bezeichnet werden kann. Hier finden 
oicn die meisten Illusionen# xJer teilweise naive 
Fortschrittsglaube, der dem bestehenden Schlech- 
ten die bessere Vernunft entgegenhält , besorgt 
bewustlos die Sache der technokratischen Reform. 
Reflexion auf Geschichte fehlt fast völlig, da- 
für wird das modisch-soziologische Vokabular um- 
so forscher heruntergeklimpert. Hinter der ver- 
dinglichten Sprache verschwindet der Gegenstand 
und stellenweise weiß man nicht, ob von Menschen 
oder einer Population Graugänsen die Rede ist, 
zu deren Gunsten die Reformen gehen sollen. 

Trotz des scheinbar aufgebotenen soziologischen 
Scharfsinns fällt man teilweise weit hinter ei- 
nen der Ahnherren der deutschen Soziologie, G. 
Simmel, zurück, der bereits vor dem 1. Welt- 
krieg formuliert hatte: 

"Die Unterstützung der Armen erfolgt genau in 
dem Maße, wie es die Erhaltung der betreffenden 
Totalität in ihrem Status quo verlangt." (G. 
Simmel, Soziologie» 3. 240) 

Uber das Interesse der kapitalistischen Gesell- 
schaft an der Erhaltung des Status quo setzt man 
sich allzu leichtfertig hinweg, wenn man es 
nicht einmal erwähnt # Die Überlegungen, wie bes- 
ser geholfen werden könnte, ignorieren, daß die 
"bessere Hilfe" nie eine Intention der Institu - 
tion Sozialarbeit war, sondern immer nur ein 
subjektiver berufsethischer Anspruch, ohne den 
allerdings Sozialarbeit nicht auskommt. Dia 
Methodenkritik setzt falsch an, wenn die Metho- 
den nur ala überholt klassifiziert werden und 
wenn man statt von "Individualisierung" sich 
von "Generalisierung" mehr verspricht. Der "har- 
te Kern" der Methoden besteht gerade darin, daß 
sie die fiktive Vertrauensbeziehung SA-Klient 
"wissenschaftlich" zu formalisieren versucht 
und so die Kommunikation SA-Klient noch ein- 
mal kontrollierbar macht# 

Gerade der gesellschaftliche Ausbeutungs- und 
Entfremdungszusammenhang, dem die Probleme der 
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Klienten entstunden, wirn "inethoaiscli" unter- 
schieden, oder uauers: nie Problematik des dili- 
beuürftigen wird per Kethoue ier. iro, runc dos 
institutionalisierten delfens gewaltsam ange- 
paiit , die Sozialarbeit sc . fft sich 
Klienten. 

Eine andere Spezie Verb« »er sie 

'Pel einer verbesserten Sozialarbeit in ier 
"Herstellung eines gleichberechtigten Jialogs" 
unu im "Aboau von Ko ...munihatioasbarrieren" . 

Pas muh konsequenterweise aas Rezept sein, wenn 
man "Kriminalität, Alkoholismua usw. ... als 
aas Ergebnis von InSeraktionsstrukturen" (S.13Ö) 

)e ;reif t. singe ien . er Er-kei tnis, 

Erzieher erzogen woi-uen müssen, haben natürlich 
auch die Sozialarbeiter selbst sich im "herr- 
schaftsfreien Dialog" zu üben. 

Verdinglichte Kommunikation aufheben zu wollen, 
solange die verdinglichten gesellschaftlichen 
Verhältnisse weiterexistieren, Heißt nichts 
• nlerus, 

Entfremdung in sich selbst zuzumuten. Wie soll 
das gehen? Der stumme Zwang der ökonomischen 
Verhältnisse wird sich kaum überreden lassen. 

Die bewußt technokratischen Reformer schlagen 
zur Veränderung der Sozialarbeit vor: "Denken 
und Handeln in Systemen anstelle der bisher 
überwiegenden Arbeit mit isolierten Individuen» 
(s 173) wenn von dieser Seite gegen die Büro- 
kratie geschrieben wird, dann deshalb weil sie 
"Effizienz" und "Funktionieren" des 'Systems 

u . . . . „pi i sie nicht die Sozialausgaben 

behindert, weil sie * 

Die an cost and profit-den- 
erhöhen will etc,.* • . .. _ 

. 4 . i.c^crt-emtheoretiker" erschöpfen 

ken orientierten oys * . 

. , in ihrer Kritik an der Bürokratie, 
sich lei er ‘ imple Antibürokratismus 

Wie sich dieser e Wa* * ble ibt d e- 

politisch umsetzen las 
denfalls offen. 

per - man kann sagen klassische - Konflikt in 
der sozialarbeit, zwischen institutioneilen 
Zwecken und berufsethischen Ansprüchen, ist 
vor allem Thema der im Interesse der Professio- 
naüsierung geschriebenen Aufsätze. Die Stra- 
tegie läßt sich etwa auf folgenden Nenner 
bringen: Mit Hilfe der Wissenschaft soll die 
berufsethische Seite gegenüber der bürokrati- 
schen stark gemacht werden. Das Argument daß 
»gezielte Hilfe ... der Sachkompetenz und des 
spezialisierten Wissens» bedürfe, ist typisch 
und kehrt in Variationen wieder. Die Aufgeklär- 
ten engagieren sich moralisch: An Versuchen, 
die Bürokratie zu überreden, sie möge von der 
Bühne abtreten, um einer effektiven, von Sach- 
verstand geleiteten Sozialarbeit Platz zu 
machen, fehlt es nicht. Im Zusammenhang mit 

der Prof essionalisierungsdebatte werden die 

Methoden wegen ihrer mangelnden Wissenscha- t 
lichkeit kritisiert. Verbessert werden sollen 
sie durch »Verfeinerung des theoretischen Kon 


zepts" und daraus herzuleitender "trennschar- 
fe (r) Kategorien" (S. 175), kurz: durch grö- 
bere Objektivität. Wem diese nützen soll, 
wird nicnt problematisiert, 

Eine andere Variante der Prof essionalisierungs- 
richtung knüpft am - ebenfalls berufsethischen - 
Postulat der Vertrauensbeziehung Sozialarbeiter- 
Klient an und läuft darauf hinaus, diese Ver- 
trauensbeziehung berufsrechtlich zu kodifizieren. 
Die Debatue um das Zeugnisverweigerungsrecht 
bezeichnet hier den aktuellen Stand, 

Die Argumente für die Prof essionalisierung wör- 
aen im wesentlichen darauf aufgebaut, daß der 
SA Beruf in Analogie zu solchen Berufen gesehen 
wird, in denen zum Schutz von Klienteninteres- 
sen ein Zeugnisverweigerungsrecht existiert 
(Arzt, Rechtsanwalt), Daß die Hilfe, die Sozial— 

arbeit leistet, etwas prinzipiell anderes ist 
als die Hilfe, die Arzt und Jurist im "speziali- 
sierten Umgang mit Lebensrisiken" leisten, macht 
der lesenswerte Beitrag von N, Luhmann deutlich. 
Die klassischen Prof essionen leisten Hilfe im 
Interesse des Hilfesuchenden, (Sie erwarten kei- 
ne reziproke Vergeltung sondern Honorar, Dies 
ist bei der SA anders. Sie ist entstanden als 
Institution der bürgerlichen Gesellschaft, 

Unter wechselnden ideologischen Überbauten 
wird deren "Hilfe" in letzter Instanz zum 
Schutz von Eigentumsinteressen geleistet. Die 
"reziproke Vergeltung", die für diese Art Hil- ' 
fe erwartet - und, wo sie aasbleibt, erzwungen - 
wird, ist der Verzicht des Eigentumslosen darauf, 
das Eigentum anzugreifen. Diesem gesellschaft- 
lichen Inhalt der Sozialarbeit entspricht die 
Form, in der Hilfe geleistet wird. Das Ziel* 
Anpassung des Klienten an ein vorgeschriebenes 
Programm, muß seitens der Institution unter Kon- 
trolle bleiben,) 

Daß der Sozialarbeiter keinen vom institutio- 
nellen Auftrag unterschiedenen Auftrag besitzt* 
wurde kürzlich in einem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts festgestellt. Das läßt sich kri- 
tisieren und ist von der Basis her kritisiert 
worden mit dem Argument, daß sich die Inhalte 
der Sozialarbeit praktisch geändert hätten, ein 
Teil der sozialarbeiterischen Aufgaben denen des 
Pfarrers gleichkommen. Vom geänderten Inhalt her 
läßt sich allein eine Änderung der Rechtskon- 
struktion begründen. Die im vorliegenden Buch 
dargestellten Ansätze zum Thema bleiben demge- 
genüber spekulativ, weil sie vom Inhalt der So- 
zialarbeit absehen. 


2. Kategorie : 

Der Aufsatz von Mollenhauer ist insofern her— 
vorzuheben, weil er illusionslos den Status qu. 
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uarscel . c; Jöx - ooüiuI iJ'Ocit Ji'j so wi.ra ij.üj 
ueutlich, -i’Oei.eu tuius. , i _ o . - 1; ira „.ai- 

cra^ aaa idiencu.i, aie "inuividuulle Bs^ieadaj 
äA*KlienüV ilic jo Vo ucn M ui nie t 

rec tli :h esch' cz t. Hollen »r ;ec*:t zuraincoct 
. fals en )T - , wenn er es ts teilt, 

de.*: uiecer ReChüns ta c-us gegenwärtig Kaum ,1s 
ver;’riaero:.j? ersc .eiut. oöii.o Pol^e : -iui -.n aus 

.. i in , : Der Sozi; larbeiuer mu.. ien 

Klienten darüber- auf Klaren, unter velc ien BenHi- 
gungen die de- ie iun^ auf . ,eno. ...ien . Lr-. 

Auch Luhraunns Auf out:: /er iient Baue uU!i w , dein 
Hauptakzent liegt darauf, lilfe als Kategorie 
des privaten iusaareniouens mit uun besonderen 
HerKraalen aes in-uiviaiielien uni freiwi L .i^on 

is zu umgreifen» Ls Ka ;e ;ord ; Iso, -ie 
keiner gesellscuu ul c ien ;,'or:..ierun w unt ;ri egt. 

L. entwickelt nun ie e ;c le Di ms 

Wurden ehemals Verteilun w sprooleae vo i gesell- 
schaftlichem Hang in der Form von Hilfe jelost, 
so entfallt niese Bestimmung alt ter.i Verfall 
dei- nuturw cosijoii feuaalen Verhältnisse, In 
der gegenwärtigen Gesellschaft ist iillfe allen- 
falls ein "archaischer Rest", andererseits ist 
sie institutionalisiert zur Bewältigung von Pro- 
blemen in •Teilsystemen isr Gesellsc.au;". Hit 
der Institutionalisierung snuern sica jeuocu ui. 
oben skizzierten 3estinnun., ,-n. Hilfe verliert 
ihren privaten Charakter# Jetzt bestimmt uie 
"Optik des Programms" , was an sozialer Hilfe ge- 
schieht und. was nicat gesenieat. Gesellsciiaf t- 
lichef Normierung unterließt "Hilfe" jetzt in 
zweifacher Weise: Einmal wird üuer aas Pro- 
gramm uer Hilfe entsenieden, dann aber den 
Einzelfall in der Ausführung es Programms. 

Dem Hilfsbedürftigen tritt das rrogramra als 
fertige Struktur gegenüber, zu helfen oder 
nicht zu helfen ia£ nicht langer "Sacne des 
Herzens, der Moral oder der Gegenseitigkeit, 
sondern eine Frage uer methodiscaen Schulung 
und der Auslegung des Programms, mit dessen 
IXirchführung man während einer begrenzten Ar- 
beitszeit beschäftigt ist. ... Die helfende 
Aktivität wird nicht mehr durch den Anblick der 
Not, sondern durch den Vergleich von Tatbestand 
und Programm ausgelöst." (S. 34-) 

Luhmann ist genau, er sieht, daß Hilfe nie rest- 
los in Programmen aufgehen kann. Da jedoch nicht- 
programmierte Hilfe organisationsintern "ausge- 
sprochen zur Störung werden kann", könnten in 
solchen Fällen - so Luhmann - "vielleicht 
Kirchen" oder das Rote Kreuz einspringen, die 
darauf spezialisiert sind, bei fehlendem Pro- 
gramm zu helfen. Gleichwohl sieht L. die Not- 
wendigkeit, auf dem "Terrain der Organisation" 
deren eigene "Einseitigkeit durch Regulierung 
und 'Anpassung der Problemdefinitionen politisch 
abzufangen". Dies ist das genaue Rezept tech- 
nokratischer "Reform". L. sieht sehr wohl, daß 
zu starre Institutionen durch das Anwachsen 
eines "unprogramm-mäiaigen Potentials" bedroht 
sein können. Was hier "ausgesprochen zur Störung 


werden Kann" ist in Wirklichkeit aie Tatsache, 
uan es auch innerhalb der Institutionen Menschen 
gibt, aie uer zynischen Reduzierung der Mensch- 
lichkeit, wie sie aie institutionalisierte Hilfe 
aarstell j , nicht zusti .....en, und die den Status 
uo nicht i.,r unveränderlich halten. Für L. ist 
•sr offenbar j-as maximal Erreichbare :" Die Daseins- 
Vorsorge v/ir-a von der Wirtschaft und ihrem Geld- 
nec.-unismns Josorgt (i) , sie ist ein zentraler 

«.Xi oriebsl - tor ^eeellsc-iaf tlichen Wandels, Den 

örganis-- . jioaen sozialer Hilfe obliegt eher eine 
Pasel asnu aisorge , . • • Es ist nicht inre Sache 
unv 4 . ihernau.-t nicht Sache von Hilfe, sich eine 
Änderung rer otruktur zu überlegen, die konkre- 
te Formen aer H_lf soeuürf tigkeit erzeugen, 

( iDo ') ) ) 

Statt .es Luhmannschen Versuchs, die Betroffe- 
nen von aer .Teilnahme am säuberlich institutio- 
nell geregelten "sozialen Wandel" auszuschließen, 
versucht der einzige marxistische Beitrag, den 
Betroffenen eine Handhabe zum Eingreifen zu ge- 
ben, Er setzt an am antinomischen Grundverhält— 
nis der bürgerlichen Gesellscnaf t : Armut wird 
enarakterisiert als das Merkmal der Arbeit 
unter uen 3 e uingungen ihrer Trennung von den 
materiellen Bedingungen ihrer Realisierung. 
Solange Arbeitskraft für uie Mehrzahl der Bevöl— 
kerun g aei einzig Existenz ermöglichende Besitz 
ist, an. i. solange zudem ungewiß ist, ob und wie— 
lange iure Arbeitskraft Verwenuung findet, so- 
lange ist Armut ein Merkmal der bestehenden Ge- 
sellschaft, wenn auch ein in seinen krassen For- 
men - wenigstens in Mitteleuropa - gegenwärtig 
latentes Merkmal. Das "System sozialer Siche- 
rung" ändert -.aran grundsätzlich nichts, son- 
dern ist „n erster Linie eine "Systemsicherung" 
gegen uen Rückfall in die Krisenhaftigkeit des 
unorganisierten Kapitalismus, Eine sich poli- 
tisch verstehende Sozialarbeit - so der Autor — 
hätte diese Zusammenhänge bewußt zu machen, dh, 
exemplarisch Lernprozesse zu initiieren, z.B, : 
ausgehend von uer Ideologie eines repressions- 
armen Freizeitbereiches wäre darzus teilen, daß 
uiese Verstellung Ausdruck einer nicht möglichen 
Identifikation mit der eigenen produktiven ge- 
sellscnaf tlichen Tätigkeit ist. 

Auaer uem letztgenannten Beitrag und einem Auf- 
satz des Autorenkollektivs der SPK, der am Bei- 
spiel der "Modellbev/egung" die aendenz techno- 
kratiscaer Reformen ira Zusammenhang mit den - 
zumindest skizzierten - Erfordernissen des ge- 
genwärtigen Kapitalismus untersucht und die 
Konsequenzen der "Reform" für die Praxis darzu 
legen versucht, bieten die beiden Bände so gut 
wie nichts, was den anspruchsvollen Titel rech^ 

fertigen könnte. Wer Aufklärung über "gesell- 
schaftliche Perspektiven der Sozialarbeit" er- 
wartet, wird enttäuscht. Das Gebrauchswertver 
sprechen wird nicht eingelöst. So leid es einem 
wegen der wenigen lesenswerten Beiträge tut: Der 
Gebrauchswert der 3ände steht in keinem Verhält- 
nis zum Preis. 


Hilferuf des SSK 
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(Sozialpädagogische Sondermassnahmen 
Köln e.V.) 

Der SSK vertritt seit 4 Jahren aie Interessen 
jugendlicher Obdachloser und hat; bis jetzt aber 
1000 Jugendliche und Kinder auf genommen, wobei 
er bis zum Sommer 72 illegal arbeiten munte 
(Vereinsverbot ) . 

Finanzielle Unterstützung von den Behörden aer 
Stadt Köln erhielt der SSK aber erst, nachdem 
er durch Amtsraumbesetzung und Rathausbelagerung 
schriftliche Vereinbarungen erzwungen natte: in 
diesem Vertrag vom 11.5*75 sagte die Staat zu, 
daß jeder Jugendliche, der die Anlauf stelle für 
obdachlose Jugendliche des SSK - Kontaxtzentrum 
genannt - auf sucht, notfalls für 6 Jochen recht- 
lich und finanziell abgesichert beim SSK bleiben 
kann, wobei dieser pro 'fug für jeden Betroffenen 
DH 20. — erhalt. Während dieser Zeit soll von 
den Betreuern des SSK zusammen mit dem Jugend- 
lichen nach diesem off ensüehenden Möglichkeiten 
gesucht werden. 

Folge der Vereinbarung vom 11.5*75 war, daß die 
Zahl der Jugendlichen, die zum SSK kamen, rapid« 
anstieg. So meldeten sich von Mai bis September 
73 9 a '400 Jugendliche und Kinder. Im Okt. 75 be- 
fanden sich in den 2 Kontaktzentren des SSK, den 
12 Wohngemeinschaften, in Einzelwohnungen und 
in Privatwohnungen der SSK-Genossen 9 a. 260 Ju- 
gendliche. 

Dieser Zahl Hilfesuchender war die Jugendbe- 
hörde - die die Legalisierung der Jugendlichen 
vornehmen sollte - weder personell gewachsen, 
noch war die Sosialverwaltung in der Lage bzw. 
bereit, die erforderlichen finanziellen Mittel 
bereitzustellen. 

Hinzu harn und war letztlich ausschlaggebend, daß 
das pädagogische Konzept insbesondere von CDU, 
katholischer Kirche, Verwaltungsspitze und Poli- 
zeibehörde heftig bekämpft wurde. 

"Entscheidendes Ziel der pädagogischen Ar beiz 
ist es daher, eine Entwicklung zu initiieren, 
die den Jugendlichen -aus zwanghaften, schein- 
baren Alternativen innerlich herausführt, die 
ihm eine neue Identität eröffnet, die sich un- 
abhängiger vom herrschenden Normensystem bilden 
kann.... Das pädagogische Ziel ist, den Jugend 
liehen in die Lage zu versetzen, den Widersprucn 
zwischen entfremdeter Arbeit und 'seinem btre- 
ben nach Glück' erfahrbar zu machen una sein 
Bedürfnis nach Freiheit als schichtspezifisches, 
mit den anderen Jugendlichen Gemeinsames zu er- 
fahren, und die Hemnisse iage-jen als Ausrüstung 


der bestehenden Gesellschaftsstruktur. Im Gegen- 
satz zu Erbanlagen sind Gesellschaftsstrukturen 
aber aktiv veränderbar. Daraus entsteht die 
Hoffnung, aie das Ertragen der unumgänglichen 
entfremdeten Arbeit sinnvoll machen kann. 

Diese Zukunft, auf die Gegenwart projeziert, be- 
deute o 'Widerstand leisten, weil sie antagoni- 
stisch den ge -’enwürtig herrschenden Verhältnis- 
sen entgegensteht. 

Das Kontaktzentrum "hält bewußt zu allen 'Ehe- 
maligen' Verbindung, um der erneuten Gefahr 'ei- 
ner persönlichen oder gesellschaftlichen Isolie- 
rung vorzubeugen, um etwa die Schwierigkeiten 
des Einzelnen am Arbeitsplatz als gesellschaft- 
lich bedingte erfahrbar zu machen, um das Ge- 
fühl des persönlichen Versagens überwinden zu 
helfen, um einen stützenden Zusammenhalt unter 
den Jugendlichen zu schaffen. 

So kann eine Basis entstehen, auf der die ge- 
meinsame Grundsituation erkannt und aktiviert 
werden kann, sie ist Voraussetzung für das Ak- 
zeptieren der eigenen Vergangenheit, die Grund- 
lage für Selbstbewußtsein und Solidarität. 

Die konzertierte Aktion eines Verleumdungs- 
und Vernichtungsfeldzuges gegen den SSK inten- 
sivierte sich ab Juli 75, nachdem schon vorher 
die einschlägigen Presseorgan« Horrorgeschichter 
zum Besten gegeben hatten. 

So unterstützte die Presse, nachdem sie be- 
langlose Vorkommnisse in den Kontaktzentren 
und kleinere Delikte von Kindern und Jugend- 
lichen, die vom SSK betreut wurden, unglaub- 
lich aufgebauscht und sich angewöhnt hatte, 
von -den "SSK-Banden" zu sprechen, sog. Bürger- 
initiativen, die auf Liquidierung der Kontakt— 
Zentren drängten. 

So schrieb die Kirchenzeitung für das Erzbistum 
Köln am 17.8.73: "Wer diese Jugend' hat', hat 
keine Zukunft mehr. So viel Geld, guten Willen, 
Experimente und Ideologien er ihr auch nach— 
werfen mag. Es sei denn, es findet sic'h endlich 
der Arzt, der auf beiden deutschen Augen furcht- 
los den ideologischen roten Star sticht." 

Die Jugendbehörde versuchte, sich des politisch 
immer., brisanter werdenden Problems der vielen 
obdachlosen Kinder und Jugendlichen, deren hohe 
Zahl bisher einfach geleugnet worden war, weit— 
genhend zu entledigen: aie- drängte den SSK, siet 
auf eine bestimmte, relativ niedrige Aufnahme^ 
zahl zu beschränken, wofür ihm dann kontinuier- 
liche finanzielle Förderung versprochen wurde. 
Zugleich wurde uem SSK sei ilichteingehen auf 
uiese Forderung ;;iiü erheblichen Repressalien 
e -i o ; . 
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Der SSK kann und will jedoch von seinem Grund- 
prinzip, keinen abzuweisen und jeden Bedürftigen 
aufzunehmen, nicht abgehen. Er will und kann 
sich nicht zur Spieilwiese eine» 'interessanten 
Versuchs-Modells' abqualifizieren lassen und 
damit seinen politischen Anspruch aufgeben. 

Jetzt droht dem SSK wieder Betätigungsverbot. 
Deshalb werdet er sich an alle fortschrittlichen 
Sozialarbeiter mit der Bitte um Unterstützung: 

"Die Sozialarbeit des SSK ist jetzt soweit in 
den politischen Bereich vorgedrungen, daß von 
höchster politischer Ebene herab seine Besei- 
tigung betrieben wird. Bisher hat der SSK 
seinen Kampf alleine durchgeführt, getragen 
durch die Unterstützung fortschrittlicher 
Kreise. In der jetzigen Phase kann er aus 
eigener Kraft nicht überleben. Eine Durchfüh- 
rung des Hallbacherlasses bedeutet, daß ca. 

2oo, zum Teil schwer geschädigte Jugendliche 
aus eigener Kraft erhalten werden müssen. Es 
bedeutet weiter, daß um jede Einrichtung ak- 
tiv gekämpft werden muß, daß die meisten 
Jugendlichen und der SSK selbst wieder in die 
Illegalität abgedrängt werden. Die Sozialarbeit 
des SSK, weil sie radikal verweigert, die 
Existenz von Elend hinzunehmen und zu recht- 
fertigen, ist offenbar zu einer politischen Be- 
drohung geworden. Uns bleibt no*ch die Reit, 
alle fortschrittlichen Kräfte zur Solidarität 
aufzurufen. Wir wissen, daß wir, auf uns allein 
gestellt, diese Phase unseres Kampfes als straf- 
rechtlich* Verfolgte verlassen werden. Der SSK 
hat in seiner Praxis nichts zu verwirklichen 
versucht, was nicht in der Theorie längst als 
allgemeine und gesicherte Erkenntnis gilt. 

Selbst von den herrschenden Verhältnissen ist 
dem SSK nur eine einzige Regelverletzung qnzu- 
lastenj daß er nicht bereit ist, die Umsetzung 
der in der Wissenschaft herrschenden Erkennt- 
nisse auf Versuchskaninchen zu beschränken. 

Die Reformen der sozialen Jugendarbeit, die 
der SSK in seinem Bereich zu realisieren ver- 
bucht, sind seit 5o Jahren überfällig und all- 
gemein gefordert. Vor ihrer Realisierung sind 
bisher alle zurückgezuckt oder sie sind daran 
zugrundegegangen. Der Druck i 8 t inzwischen un- 
erträglich, die radikalen Reformen sind nicht 
mehr länger aufschiebbar . Jetzt entscheidet 
eich, ob auch hier US-Verhältnisse unvermeidbar 
sind, die die Sozialarbeit überhaupt zur Farce 
machen. 

Auf sich gestellt, wird der SSK als Reformchan- 
ce liquidiert, überleben kann er nur mit brei- 
ter und entschlossener Solidarität. Wenn der 
SSK zerschlagen wird, ist es Zeit, alle Dis- 
kussion um Sozialarbeit zu beenden. 

WIR BRAUCHEN EURE SOLIDARITÄT ! 


Unsere Gegner müssen sehen, daß wir nicht 
a llein stehen. Nicht Argumente, nicht unser 
Einsatz, nicht unsere Erfolge in der Arbeit 
lassen sie zurückschrecken. 

Schreibt an: Minister für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales, 4 Düsseldorf, Postfach 1134 
und Sozialdezernent Herrn Körner 
5 Köln 1, Schaevenstr. 1 b, 
sowie Rat der Stadt Köln, 5 Köln 1, Rathaus 
“ schickt uns Belegexemplare - 
(an SSK e.V., 5 Köln 1, Vorgebirgsstr. 5» 
Tel.: 31 36 37, die. Red.). 

PROTESTIERT und erklärte Eure UNTERSTÜTZUNG 
für den SSK, zeigt ihnen, daß Ihr uns nicht 
allein laßt." 


Eie SPK-Redaktion hat am 2o.11. eine Resolution 
an die o.g. Adressen gesandt. Umgehend erhielt«» 
wir folgende Antwort: 


Sehr geehrte Damen und Herren l 

-ch danke für Ihr empörtes Engagement für den 
SSK. Nur habe ich den Eindruck, daß Ihr Tnforma- 
tionsBtand den Emotionsspiegel nicht erreicht. 
Ich habe oft und offen erklärt, daß ich den SSK 
nicht liquidieren, sondern auf der Grundlage 
seines eigenen pädagogischen Konzepts arbeitsfä- 
hig machen will. 

Darüber allerdings gibt es in der Tat eine Dis- 
kussion zwischen dem SSK und der Städtischen 
Sozialverwaltung: während ich durch die tägliche 
Erfahrung bei der Zusammenarbeit mit des SSK 
und bei der Auseinandersetzung mit Dritten 
(Eltern, Gerichte, Polizei, Nachbarn) immer 
wieder in der Auffassung bestätigt werde, daß 
eine so schwierige Aufgabe wie die Betreuung 
obdachloser Jugendlicher nur dann erfolgver- 
sprechend angepackt werden kann, wenn sie zumin- 
dest in der Anlaufzeit auf eine an der räumli- 
chen und personellen Kapazität des Betreuungs- 
trägers ausgerichteten Anzahl von Klienten be- 
schränkt^ ird , lehnt d er SSK ei ne solche Kapa- 
zitätskonzentration ab mit der Begründung, bli> 
ßes Unterkommen bei ihm sei immer noch besser 
als weiteres Herumstreunen. 

Eer SSK argumentiert noch immer nach der Devise t 
Solange nicht genug Matratzen da sind, kann man 
über Pädagogik nicht reden ! 

Mit dem Erfolg, daß immer häufiger sogar die 
Erimitivrelation« besser Asyl beim SSK als wei- 
ter Streunen, offensichtlich falsifiziert wird* 
Weil in dem Massenbetrieb Faohbetreuung nioht 
möglich ist, kommen immer häufiger besondere 
jüngere Aufgenommene in sozialpädagogischer 
Hinsicht stärker belastet aus dem SSK heraus, 
als hinein. 
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Wen * 1 ich. vor dieser Tatsache iie Augen zu 
schließen nicht bereit bin, wollen Sie das 
"Liquidation" nennen? 

Nicht zuletzt mit dem Ziel, zusätzliche Auf- 
nahme- una qualifizierte Betreuungskapazität 
za erschließen, nat der Kat der Staut Köln 
aal meinen Antrag hin einen städtischen Ho- 
dsllversuch gebilligt, der die Stadt Millionen 
kosten wird. Diese städtischen Einrichtungen, 
neben deren Aufbau die finanzielle und ad- 
ministrative Unterstützung des SSK nach unseren 
besten Kräften - allerdings aucr innerhalb 
der Regeln, an die die kommunale Verwaltung 
zviugend gebunden ist-- weiter läuft, bedeu- 
ten doppelte Unterstützung für den SSK: Sie 
eatlasten seine Kapazität und bieten ein fach- 
liches Vergleichsmodell, fördern also die ge- 
meinsame Diskussion über die optimale Methode. 

Wie die parallele Unterstützung für den SSK 
aassieht, ^ zeigt dieses Beispiel: 

Weil das "Kontakt Zentrum" des SSK z.Zt. in 
einem Haus untergebracht ist, das von seiner 
Konstruktion her und wegen dichtester Nachbar- 
besiedlung- die Arbeit unvertretbar behindert, 
und weil geeigneter Althaus-Ersatz trotz mo- 
natelanger intensivster Suche nicht zu finden 
ist, berät die Sozial- und die Bauverwaltung 
der Stadt- gerade mit dem SSK über ein fach- 
lich geeignetes Neubaukonzept, aas schnellst- 
möglich realisiert und dem SSK zur Verfügung 
gestellt werden soll. 

Ich freue mich über jedes engagierte Echo, 
das die SSK-Initiative auch und gerade außer- 
halb Kölns findet; denn nur dann, wenn andere 
j a gendhilfe träger ihre örtliche Verantwortung 
sc auf greifen, wie die Kölner Jugendverwaltung 
das getan hat, kann der alle Fachbemühungen 
überschwemmende Massenzulauf nach Köln ge- 
bremst werden. 

Und gerade von Fachleuten, wie ich sie hinter 
Ihrer Firma vermuten darf, kann solche Tr ans - 
uissionswirkung ausgehen 0 Aber naturgemäß nur 
dann, wenn Sie nicht nur engagiert, sondern 
auch informiert berichten. 

Mit freundlichem Gruß 

In Vertretung 

Körner 

Beigeordneter 

2u diesem Brief des Sozialdezernenten wäre 
folgendes zu bemerken: 

zwar wurde das sog. "Körner-Modell" *am 17. 9* 73 
\om Jugendwohlfahrtaausschuß einstimmig gebil- 
ligt*. Doch ein ähnlich klingender Maßnahmen- 
tat alog - ebenfalls von finanziell gigantisch 
erscheinendem Ausmaß - wurde schon einmal am 
27 . 4.1970 vom selben Ausschuß verabschiedet. 


Verwirklicht hat ihn die Verwaltung nie 1 I I 

Jetzt ist wieder einmal von einem Projekt - 
einem Millionen-Pro jekt - die fiede, doch ein 
konkreter Zeitpunkt für seine Realisierung wird 
vorsichtshalber nicht genannt. 

Herr Körner gibt sich in seinem Brief als 
Idealist aus, der seine großen pädagogischen 
Ideen verwirklicht sehen will. 

Bezeichnenderweise glaubt er die Probleme der 
obdachlosen Kinder und Jugendlichen finanziell- 
technokratisch lösen zu können. 

Was mit den vom SSK momentan betreuten sowie 
mit den noch herumziehenden Jugendlichen in der 
Zwischenzeit geschehen soll (also in den paar 
Jahren bis das Modell steht - wenn es überhaupt 
dazu kommt -) scheint der Sozialdezernent offen- 
sichtlich nicht als sein Problem ansehen zu 
müssen: 

Warum konnte der SSK z.B. die von ihm ausfin- 
dig gemachte alte Fabrik, die sowohl zentral 
liegt als auch von der Nachbarschaft abge— 
schirmt ist und sich damit als Aufnahmeheim 
geradezu anbot, nicht mieten? Weil die Mittel— 
Zusage für den Ausbau monatelang verschleppt 
wurde, so daß das Gelände schließlich ander- 
weitig vergeben wurde. Inwieweit hat sich da 
z.B. Herr Körner eingesetzt? 

Warum wurden die vom Rat der Stadt im Mai 73 
mündlich zugesagten DM 5000. — Soforthilfe nie 

gezahlt? 

Warum werden die für das Kontakt Zentrum drin- 
gend benötigten 60.000, — DM nicht gezahlt, da- 
mit die Existenzfrage der beim SSK befindlichen 
Jugendlichen und Kinder gelöst wird? 

Warum werden nicht einmal die nötigen Aus- 
sprachen zwischen SSK und den Behörden wie 
Arbeitsamt, Schulamt, Ausländerbehörde J Ord- 
nungsamt, Liegenschaftsamt und Polizei geführt? 
Der SSK hat um diese Gespräche nachgesucht. 

Diese Fragen sollten genügen, um aufzuzeigen, 
z/ie das Engagement der Behörden für die ob- 
dachlosen Kinder und Jugendlichen auBaiAht. 

Wir (von Herrn Körner so treffende 1 « "Firma • 
bezeichnet) fordern alle fortschrittlichen | 
Kollegen auf , ebenfalls an die Kölner Behörde» 
zu schreiben l 


Zum Berufsverbot 
im Öffentlichen Dienst 
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In der BRD ibt es eine Unmenge von Veröffent- 
lichungen über las Berufsverbot und. seine Aus- 
wirkungen. 

Auffallend dabei ist, daii *ie v/es tueutsche 
Linke Sich bei aer Auseinandersetzung mit dem 
Berufsverbot überwiegend darauf beschrankt, uen 
Ist-Zustand anhanu von Beispielen Betroffener 
zu registrieren, den Klassenkampf von 'oben' 
ujwb damit die potentielle Befahr existentiel- 
ler Vernichtung für jeden Voraussagen zu kön- 
nen, der nicht in völliger Übereinstimmung zum 
herrschenden System ist. 

Die fehlende Reflexion, welche gesellschaft- 
lichen Bedingungen den Klassenkampf von 'oben' 
zur Erhaltung des Systems notwendig machen, 
wer, aufgrund welcher Interessen, Verbündeter 
im Kampf gegen den Abbau demokratischer Rechte 
sein kann, muß für diejenigen, die im öffent- 
lichen Dienst tätig sind oder es werden wollen, 
dazu führen, die Möglichkeiten politischer 
Arbeit in der Institution nur unzureichend zu 
bestimmen! Erkennbar ist, daß dies in einigen 
Fällen dazu führt, sich nicht auf die notwen- 
digen Veränderungen vor Ort, sondern vornehm- 
lich auf die Abwehr einer möglichen •Enttarnung* 
zu konzentrieren, politische Aktivitäten aus- 
schließlich in den Nichtarbeitsbereich zu ver- 
lagern. 

Will die westdeutsche Linke mehr, als nur Re- 
pression konstatieren, will sie ihren Kampf 
erfolgreich fortsetzen, so bedarf es der Dis- 
kussion, wie der Repression, wo, mit welchen 
Mitteln zu begegnen ist. 

Anhand einer solchen Analyse, die nicht uipf as- 
send sein kann und nur aufgrund von Erfahrungen 

in den verschiedenen Bereichen überprüfbar und 
korrigierbar ist, wird zu ermitteln sein, welche 
konkreten Ziele die unterschiedlichen Formen 
staatlicher Repression verfolgen und welcher 
Spielraum für die Arbeit der Linken bleibt, wie 
er zu nutzen, zu erweitern bzw, gegen Einengung 
zu verteidigen ist. 

In ihrem Artikel: Staatsgewalt, Reformismus und 
die Politik der Linken 1) hat die Rote Hilfe 
»Westberlin den Versuch unternommen, die Diskus- 
sion darüber in Gang zu setzen. 

Der Artjikel war Gegenstand einer Auseinander- 
setzung innerhalb des RedaktionsJtollektivs der 
SPK hinsichtlich der Kritik der Roten Hilfe an 
der Einschätzung der Wirksamkeit und Funktion 
von Bürgerinitiativen 2) und als Folge der Dis- 


kussion, aen Versuch einer Einschätzung des B er- 
rufsveroots unter Einbeziehung der Erfahrungen 
im Lektor Sozialarbeit zu machen. 

Das Berufsverbot, von dem nicht zuletzt Kol- 
legen im Bereich der Sozialpädagogik betroffen 
sind, ist hinsichtlich seiner Stoßrichtung, aber 
auch seiner Grenzen, nur im Kontext der gesell— 
schaf tlichen Entwicklung der vergangenen Jahre 
bestimmbar. 

War die zweite Hälfte der vierziger Jahre in 
Westdeutschland von Auseinandersetzungen um 
die Grundfrage gesellschaftlicher Entscheidung 
geprägt, wie Volksbefragung zur Verstaatlichung 
der Grundstoffindustrie , Bodenreform usw. , die 
aurch massiven Eingriff der westlichen Besatz 
zungsmächte zu Gunsten cer kapitalistischen 
Restauration entschieden wurde, folgte wäh- 
rend der fünfziger Jahre und zu Beginn der 
sechziger Jahre, durch das sog. Wirtschafts- 
wunder und Entpolitisierung der Arbeiter- 
klasse, eine Periode verdrängten Klassenbe- 
wußtseins . Einen gewissen Abschluß bei der 
Sicherung der Legende von der 'Klassenharmonie * 
stellt das 1951 von der Bundesregierung bean- 
tragte und 1956 durch das Bundesverfassungsge- 
richt ausgesprochene KPD- Verbot, mit seiner 
anschließenden Hexenjagd auf Mitglieder und 
Sympathisanten dar. 

Es entstand die Legende von der Aufhebung der 
Klassen und ihrer Gegensätze: "Die geschicht- 
liche Leistung des Nachkriegsapparates war es, 
mit der repräsentativen Demokratie ein poli- 
tisches Rechtfertigungssystem staatlicher Vor— 
waltungstätigkeit entwickelt zu haben, wonach 
die Entmündigung der Massen als die gelungene 
Einbürgerung der Demokratie verkauft werden 
konnte. Bis zum Jahre 1966/67 war der Nach- 
kriegsapparat in der Lage, durch Vermögens- und 
Eigentumspolitik und durch die Mittelstands- 
politik bis zu einem gewissen Grad die Verhält- 
nisse der Klassen zueinander zu bestimmen." 3) 

Die erste Wirtschaftskrise in der BRD, 1967» 
von den bürgerlichen Ökonomen beschönigend 
Rezession genannt, ließ erste Zweifel an der 
Wirtschaf tsordnung und dem Staat aufkommen. Der 
Kampf der Apo, ausgehend von den Universitäten, 
und die häufig brutale Reaktion des Staates zur 
'Aufrechterhaltung der Ordnung* trugen cäzu bei, 
den Staatsapparat, als Herrschaftsinstrument zu 
begreifen. Die Septemberstreiks 1969 waren der 
Anfang einer erkennbaren Politisierung der Ar- 
beiterklasse* 

Die ins Bewußtsein der Bevölkerung gedrungen«^ 
Verschlechterung der Reproduktionwbedingunge«. 

, erforderte die Einleitung von Reformen, 
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der 3taut nicht vollständig sein Image als 
ausgleichendes Instrument untersc:.iedlicner 
Klasseninteressen verlieren. 

Der Wahlsieg der 1 sozialliberalen. ' Kräfte 1969 1 
von erheblichen feilen des. Kapitals nach anfäng- 
lichem Zögern akzeptiert und unterstützt und das 
am 28.1.72 proklamierte Berufsverbot für den 
öffentlichen Dienst schließen sich nur scheinbar 
aus. 


"Es ist die charakteristische Struktur der 
reformistischen Politik, da^s eingeleitete Re— 
formversuche gegenwärtig noch keineswegs als 
handhabbare Regierungstechniken benutzt werden 
können. Zwar ist die reformistische Politik auf 
der einen Seite notwendig, auf der anderen Sei- 
te ist der Staat jedoch keineswegs in der Lage, 
ohne weiteres zu kalkulieren, wer wieweit mit 
welchen Mitteln nun reformiert." 4) 

Der Beschluß der Ministerpräsidenten folgt ei- 
ner offensichtlich noch immer ungebroenenen 
Tradition in der deutschen Geschichte, oei der 
Berufsverbote und Antikommunismus in engem Zu- 
sammenhang standen. Stets ging es dabei gegen 
Demokraten, auf Kosten des gesellschaftlichen 
Fortschritts. 


Historische Stationen sind! die Demokraten- 
Verfolgungen nach der gescheiterten bürger- 
lichen Revolution 1848/49, mit Kölner 

Kommunisten-Prozeß 1852 nl® Höhepunkt. 

Am 21. Oktober 1878 trat das Gesetz gegen die 

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemo- 
latie (Sozialistengesetz) in Kraft. Dieses 
Ausnahmegesetz verbot alle Organisationen der 
Partei und alle Gewerkschaften, aofernsie 
sozialistische Ziele - rf ° 1S ^-^^ ne wurden 

bedeutenden sozialistischen es 

'unterdrückt , jede Versammlung sozialistischen • 

Charakters wurde untersagt. Die Unternehmer 
' gänzten die politische Unterdrückung mit Knt*s-^ 
sungen und Aussperrungen sozialistisc 
_ einer in der noch fortdauernden Wirtschafts 
krise besonders hart® Maßnahme. 

über bestimmte Städte und Bezirke tonnte der 

sogenannte kleine Belagerungszustand verhängt 

werden.. Dadurch war der Polizei mog t 

willkürlich sozialdemokratische Ar ei eT 

Funktionäre auszuweisen. Der Rede- un _ ’ 

j vnalitionsfreiheit sowie 

fer Versammlungs— und Koal 

anderer Rechte beraubt, blieben den deutschen 
Sozialisten von den in der Reicäisverfassung 
vielgepriesenen bürgerlicb-demokratis 
Rechten nur noch das allgemeine Wahlrecht und 
die Möglichkeit, die Interessen der Arbeit 
klasse im Parlament zu vertreten. 


Im Jahre 1930 beschloß das Preußische Staats— 
ministerium unter dem SPD-Ministerpräsidenten 
Braun das Verbot für Beamte, sich in Organi- 
sationen zu betätigen, — "deren Ziel der ge- 
waltsame Umsturz der bestehenden S taats Ordnung 
sei. 

Am 7.4.1933 verschafften sich die Nazis mit 1 

dem"Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs- 
beamtentums" eine Handhabe für den ersten wirk- 
samen Schlag gegen "Beamte, die der kommunisti- 
schen Partei ouer kommunistischen Hilfs- oder 
Ersatzorganisationen angehören oder sich sonst 
im kommunistischen Sinne betätigt haben" bzw* 
"sich in Zukunft im marxistischen ( kommu- 
nistischen oder sozialdemokratischen Sinne.) be- 
tätigen. " 

1937 hieß es: "Der Beamte hat jederzeit rück- 
haltlos für den nationalsozialistischen Staat 
einzutreten" l I l 

I 

Heute formuliert das Bundesbeamtengesetz - ant- 
| sprechend auch alle Landesbeamtengesetze: "In 
! das Beamtenverhältnis darf nur berufen werden* 
wer ... die Gewähr dafür bietet, daß er jeder- 
zeit für die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt." 

Vergleicht man den Text des Gesetzes von 1937 
und den des Bundesbeamtengesetzes, ist die 
sprachliche Übereinstimmung und die gesetzliche 
Kontinuität der beiden Bestimmungen auffallend« 

Nach der militärischen Niederlage des Faschisaa* 
gab es Bestrebungen (in Hessen 1946* in Breeen 
1947)» das durch seine Nazi-Vergangenheit schwer 
belastete Berufsbeamtentum durch ein einheit- 
liches Arbeitsrecht für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte abzubauen. Das gelang jedoch nicht*. 

In der DDR ist das einheitliche Arbeitsrecht 
aufgrund der Erfahrungen mit dem Hitler-Fa- 
schismus konsequent durchgeführt worden. 

Die Wiederbelebung des Antikommunismus schlug 
sich in dem Beschluß der Bundesregierung vom 
• 19*9« , 50 nieder, in dem sogenannten Adenauer— 
erlaß, dem die SPD-Bundestagsfraktion zustimm- 
te. 


"4. Beschluß der Bundesregierung zur politischen. 
Betätigung von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes gegen die demokratische Grundord— 
nung, 19* September 1950 (Abdruck nach "Po- 
litische Treuepflicht im öffentlichen Dienst* 
Deutscher Bund für Bürgerrechte (Hrsg.)*) 

Die Gegner der Bundesrepublik verstärken ihra 
Bemühungen, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu untergraben. Jede Teilnahme 
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un solo ne n iestreoungen ist unvereinbar mit 
T trli ° aten -«entliehen Dienstes. AUe 
x„. unm.telbaren Oder mittelbaren aundosuienst 
3 «enenuun Personen haben sich gemäß § 5 d ' , 

0r ~ 

- ZUr demokratischen Stautso^ 

. 

eaißb "' > Angestellter 

2S Li 5n ; n ... • . 

an Organisationen 
' " !! : °- en ie fteihoitliehe JT 

£ratxscne tsoranunj teilnimnt, sich für sip 
betätigt oaer sie sonst unterstützt, „er i ns 

ier g oder im binne der auf' ~ 

Gewaltuandlungen ubzielenden Beschlüsse d es 
3o Parteitages der kommunistischen üed und ,. t 

sogenannten "National-Kongresses"’ wi 03 

. , . , wxxitü, macht 


Zu den Organisationen, deren Unterstützung mit 
den Dienstpflichten unvereinbar isc, -ehören 
insbesondere : 

1. Die kommunistiso he Partei Deutschlands mit 
allen ihren Unterorganisationen, 

2. die sozialdemokratische Aktion, 

3* eile Freie Deutsche Jugend -(FDJ) , 

4. die Vereinigung der Sowjetfreunde, 

3* die Gesellschaft zum Studium der Kultur der 
Sowjetunion, 

6. der Kulturbund zur demokratischen Erneuerung 
Deutschlands, b 

7$ der gesamtdeutsche Arbeitskreis für Land- 
und Forstwirtschaft, 

8. das Komitee der Kämpfer für den Frieden 
9» das Komitee der Jungen Friedenskämpfer, 

10. die Vereinigung der Verfolgten des Nazi- 
Regimes (IM), 

11. die Sozialistische Reichspartei, 

12. die sogenannte "Schwarze Front" (Otto- 
Stras ser-Bewegung ) , 

13. die "Nationale Front" (Dachorganisation). 

l 

Die Bundesregierung ersucht die Dienstvorge- 
setzten, gegen Beamte, Angestellte und Arbei- 
ter, die ihre Treuepflicht gegenüber der Bun- 
desrepublik durch Teilnahme an solchen Organi- 
sationen oder Bestrebungen verletzen, die er- 
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen. Gegen 
Schuldige ist unnachsichtig die sofortige Ent- 
fernung aus dem Bundesdienst, und zwar bei 
Beamten auf Lebenszeit durch Einleitung eines 
förmlichen Dienststrafverfahrens unter gleich 
zeitiger vorläufiger Dienstenthebung und Ge- 
haltseinbehaltung, bei Beamten auf Widerruf 
durch Widerruf, bei Angestellten und Arbeitern 
durch fristlose Kündigung herbeizuführen. 


Die Bundesregierung empfiehlt den Landesre- 
gierungen, sofort entsprechende Maßnahmen zu 
treffen. 

Adenauer" 


Bundestag, p 'p • ^PD-Fraktion setzte sich iß 
Bevölkerung ue ^- n teressen der arbeitenden 
Bicherung d es ^ dunuesre Publik, fdr die 

run o > für • ledens > Segen Remilitarisie- 

föit der Und Püf die Verständiges 

br agen u #a# ^ ■° a ' e Fraktion fordert« in An- 

fenn Und Frau 16 /? 630 ^ 2110116 Gleichstellung von 
Wirtschaft q ia ‘ l ‘ >nailmen zum Schutze der Länd- 
le, ^rnendl ^° f ° rtmaßa ahmen für die arbeiten* 
:-3tz1ioV,„ .. UnCI aie arbeitslose .Tuen 


de ’ ^rnendl ü ° tmaünahjne n für die arbeiten* 

s -tzli che dle arbeitslose Jugend, ge- 

■vestueutschland ^ e ^ en d i e Wiederaufrüstung 
■'.nd das ^ «j- 


(•vesu-ueutschla, u ü aie Wiederau; 

Produktion r« h Und das Verb ot der Rüs 

2Um Abschluß 3 ^ ahmen za r Vorbereitung und 
öeu ‘tschland dd ^ Prieden svertrags mit 
Wahlen und u as " Durchfü brung gesamtdeutschei 
Sunisationen ^ ero °t aller militärischen Or** 

Bun de s tagsf rakt i ! — 

destag Gesetzentwürfe 11 ^ QD ^ *** ** 
-uärung der ß ZUr Enteignung und über 

d6S V °^s unu “S t0ffindU3trie ^ die flända 
s ^immungsrechte d;Le ^ Urc ^ ab rung des Mitbe« 
s °baftszweigen in allen' Wirt &► 

Auf dem Partei t a 

KPd die Auf ^ ^ IancilQn entwickelte 

lands in dieser^ ^ ^ Kommunisten Westdeutf 
Kämpf e s gegen **iode : Organisierung des 
die Verst andie:u n ^Militarisierung, Kampf fü* 
-eher Staaten und Anriailerü ng beider deutr- 

" ra ßes. x m Aprip 1 Q,° 3Cillui2 ein ®s Friedensver— 
fUr die Volksbef WUPde der HauptausachuB 

run S gegründet. ^ SUne se S®n die Remilitarifli« 
dap chführung de:D v Sua ^ esre gierung verbot di« 
bea neun Mili p ° lkabefra Sung. (Trotzdem ga*^ 
ddeaa r Befragung ü ^ eSbÜrger im Jahre ^ ZU 
ibnen stimmten L Stimme ab. 90 % von 
“** einen F TT ^ ^Uitarisierung 
a ^and gegen di e anSVertra e* Um den Wider- 
den » begann die ^ mUltarisi örung zu überwin- 
Ua °b der Biidn^ , eilaue;r '' Re 6 ie rung schon bald 
Abbau iar demokran 61 Bündesr 9PUblik mit dem 
Eln wes 9ntU ch lsoh «a Hecht« des Volk«».. 

^^«eohteänderung^ 1 ;^^ w das 1 * 

Im »oveaber 195l 

oen Antrag au j « e Bunde aregieroag 

2U “ Zw «iten Bund erb0t ^ ß ’ B> Bei den WaW-»n 
Prozentklauaax n' 3 ^ 6 i " 0Imt9 die KPD di. fünf" 
aicht mehr i n B A ° ht er:re ichen, ao daB si« 
I™ d9 r IVozeß f StaS V9rtoet9n war.195 i *' 
Strafsenat des * 866611 die vor dem erstem 

Karlsruhe eröfin^ deSVerfassailSs S erichts in 
d9 ^ Partei endete"* ^ 1956 mit dem Verhot 

dac b dem Erlaß d 

täte die Sozioi H S ° Zia * I ' ia tenge 80 tzes- arbei-' 

e niokratische Partei in der 
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Illegalität weiter«. In u.er Seit, da der Partei 
im Lande fast jedes legale Wirken verwehrt v/ar, 
konnte die Aufgabe (:;»3. Kampf dem Sozialisten- 
gesetz) nur mit Hilfe einer im Ausland herausge- 
gebenen und in deutsci-lana illegal verbreiteten 
offiziellen Parteizeitung gelöst werden. Ab 28. 
September 1879 kam in Sprich die erst;*.- Kummer 
"der Sozialdemokrat" heraus« Diese Zeitung hat- 
te in der Zeit von 1379-1390 für die deutsche 
Arbeiterklasse eine wichtige Punktion. Der 
illegale Vertrieb aer Zeitung, die Werbung neu- 
er Leser una das gemeinsame Lesen in kleinen 
Zirkeln führten nie Parteimitglieder enger zu- 
sammen und stärkten ihr Solidaritätsgefühl. 

Auch dadurch v/ar es der Partei gelungen, ihren 
Einfluß auf die Arbeiterklasse gewaltig zu stei- 
gern. Die Zahl sozialdemokratischer Reichstags- 
wähler stieg von 437 158 im Jahre 1778 auf 
1 427 298 im Jahre 1890. 1877 waren etwa 
30 000 Arbeiter gewerkschaftlich organisiert, 
1890 waren es bereits rund 250 000. Verfügten 
I Partei und Gewerkschaften zu Beginn des Sozia- 
! üst engesetz es über 58 Presseorgane mit etwa 
160 000 Lesern, so gab es am Ende über 100 
Zeitungen mit rund 600 000 Lesern. Die Partei 
war bereits vor dem Sozialistengesetz in der 
Arbeiterschaft verankert und konnte sich da- 
durch und durch die gesellschaftlichen Verhält- 
nisse in der Zeit von 1878-1890 zu einer Mas- 
senpartei entwickeln. Das hatte u.a. zur Fol- 
ge, daß das Sozialistengesetz aufgehoben wer- 
den mußte o 

Nach 1945 haben die deutschen Kommunisten bei 
der Reorganisation des wirtschaftlichen und 
politischen Lebens in allen vier Besatzungs- 
zonen energisch mitS ear ^ e ^^ et un< ^ v * e ^" 
leistet. Als die Kommunisten mit der Ausdeh- 
nung des »Kalten Krieges» seit den letzten 
Monaten des Jahres W und zu Beginn des Jah- 

res 1948 aus ihren Positionen verdrängt wurden, 
zeigte sich, daß der relative Rückhalt in der 
Arbeiterklasse Westdeutschlands nicht mehr be- 
stando So konnten sie ohne nennenswerten Wider- 
stand ausgeschaltet werden. Für die weitere Ent- 
wicklung war es charakteristisch, daß sich die 
Autorität der einzelnen kommunistischen Funk- 
tionäre, die sich aus ihrer Arbeit in den Be- 
triebsräten und Gewerkschaften herleitete, nur 
begrenzt auf die westdeutsche Kommunistische 
Partei übertragen ließ, deren Einfluß ständig 
abnahm. Das Verbot der KPD 1958 traf eine Par- 
tei, die während der Zeit des Nationalsozialis- 
mus im antifaschistischen Kampf am aktivsten 
war und große Opfer unter ihren Mitgliedern 
und Sympathisanten hatte«, Die Partei traf auf 
ein Bewußtsein der Bevölkerung, das durch den 
Antikommunismus in der Weimarer Republik, den 
Antibolschewismus der Nazi-Zeit durch einen 
« bruchlosen Übergang nach 19^-5 geprägt war. 


Aus diesem Grunde war es der KPD nicht mög- 
lich, durch den politischen Kampf das Verbot 
zu verhindern. 

Der Erlaß des Berufsverbotes für den öffent- 
lichen Dienst und andere Repressionsmaßnahmen 
sind die Reaktion des Staates auf wieder zu- 
nehmende Klassenauseinandersetzungen. Mit dem 
Berufsverbot wird der Versuch unternommen, in- 
nerhalb der Institution Staat systemgefährden— 
de oder gar systemüberschreitende Entwicklun- 
gen - im Kontext zum Produktionsbereich - un- 
möglich zu machen« 

Repressionen einerseits und die Notwendigkeit, 
Reformen als Antwort auf sichtbare Folgen 
kapitalistischer Produktionsweise zur Sysfcem- 
stabilisierung zuzulassen andererseits, sind 
für den bürgerlichen Staat ein immanenter Wi- 
derspruch. 

Dabei bilden Reform und Berufsverbot nicht die 
zwei Seiten ein und derselben Medaille. Das Be- 
rufsverbot ist Bestandteil des umfangreichen Re- 
pressionskataloges des bürgerlichen Staates. 

Bei seiner praktischen Anwendung findet em je- 
doch Grenzen, die mit der zuvor genannten Wider- 
sprüchlichkeit Zusammenhängen. 

Die Verstärkung der Widersprüche kapitalisti«*'; 
scher Produktionsweise und die politische Ar- 
beit der Linken haben eine zunehmende Sensible 
lität für die Existenz diametraler Interessen, 
die aus der Nicht- b#w. Verfügungsgewalt über 
die Produktionsmittel resultieren, und zuneh- 
mend als solche erkannt werden, entstehen las- 
sen. 

Damit sind auch die Möglichkeiten, den poli- 
tischen Kampf um die Wahrnehmung elemsnt&rer 
Interessen zu unterdrücken, reduziert. Da i» 
Regelfall Reformen in von der Basis benannten. 
Bereichen eingeleitet werden, muß auch die Aus- 
einandersetzung um ziele und voraussichtlich« 
Ergebnisse reformerischer Politik bis zu eins», 
im Einzelfall zu bestimmenden Grad zugelassen 
werden. 

"Zugleich hat sich die Linke sowohl unmitteL» 
bar durch ihre Berufspraxis als auch durch die. 
regelmäßige politische Agitation in diesen Be- 
reichen festgesetzt." 5) 1 

Disziplinierung und Berufsverbot gegenüber fort- 
schrittlichen Kräften der Arbeiterklasse sind 
so alt wie der Kapitalismus selbst. 

Seit ca 50 Jahren kennen wir in Deutschland auch 
das Berufsverbot im öffentlichen Dienst, wis dsr 
geschichtliche Rückblick zeigti 

zu allen Zeiten ist, unabhängig davon, ob as 
ausdrücklich formuliert war, gegenüber Mitarbsl* 
tern im Staatsapparat politisch» Bnt«rdrtt»fcii»g 

praktiziert worden., 
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Die Anwendung des Ministerpräsidentenbeschlusses 
stellt jedoch insofern eine Verschärfung dar, 
als eine einheitliche Grundlage und ein rechtli- 
ches Instrumentarium zur politischen Diszipli- 
nierung geschaffen worden ist. 

Der Ministerpräsidentenbeschluß macht zugleich 
deutlich, daß während der vergangenen Jahre auch 
innerhalb des Öffentlichen Dienstes eine Ent- 
wicklung stattgefunden hat, die gesellschaftli- 
che Widersprüche bewußt werden läßt und die eine 
Reaktion des Staates erforderlich macht. 

Waren es anfänglich Lehrer und Angehörige des 
Hochschulbereichs, die vom Berufsverbot betrof- 
fen waren, und sind, so sind es in letzter Zeit 
auch Sozialarbeiter, die zur Abschreckung der 
Kollegen exemplarisch diszipliniert und dem 
öffentlichen Dienst ferngehalten werden sollen. 

Die zunehmende Infragestellung staatlich zudik- 
tierter Aufgaben, die den Interessen der durch 
Sozialarbeit erfaßten Gruppen fast durchgängig 

widersprechen, die Diskussion unter den Kolle- 
gen, wie diese Arbeit in eine den Klienten die- 
nende umzuwandeln bzw. aufgrund der bestehenden 
Gesellschaftsordnung immanent ist, und schließ- 
lich der Beginn einer neuen Praxis (wie im Pall 
des Georg von Rauch-Hauses, bei der Heimkampagne, 
der Arbeit mit Trebegängern) führten auch in 
unserem Bereich zur Anwendung des Berufsverbotes, 
da 8 wegen der subtilen Anwendungsmöglichkeiten 
Jedoch nicht immer gleich als solches erkennbar 
wird. 

Es wird häufig die These vertreten, daß das 
Berufsverbot Bestandteil einer Entwicklung ist, 
an deren Ende die totale Verfügbarkeit des 
staatlichen Unterdrückungsapparates steht. 

Sind einerseits Kollegen vom Berufsverbot be- 
troffen, so ist andererseits feststellbar, daß 
zur gleichen Zeit Sozialarbeiter, deren sozia- 
listische Gesinnung nicht unbekannt ist, insbe- 
sondere in den Bereichen tätig sind, in denen 
die traditionelle Sozialarbeit Schiffbruch er- 
litten hat. ''v 

Bei der Beantwortung der Präge, inwieweit der 
Staat das Berufsverbot praktizieren kann, ist 
zu klären, welche Auswirkungen dies auf den 
notwendigen Reformbedarf haben würde und mit 
welchem Widerstandspotenzial er zu rechnen hat. 

Gerade bei der Praktizierung des Berufsverbotes 
ist während der vergangenen 20 Monate einozu- 
nehmender Widerstand erkennbar, so daß heute 
selbst Befürworter des Berufsverbotes gezwungen 
sind, sich für eine Novellierung des Minister- 
prädidentenbeschlusses auszusprechen, die zu- 
mindest die erheblichen rechtsstaatlichen Beden- 
ken bei seiner Praktizierung ausräumen soll, 
weil das Gefasel von der ^streitbaren Demokratie* 
alleine nicht mehr ausreicht (s. Auszug des Spie- 
gelinterviews), um Rechtsunsicherheit und Rechts- 
beugung zu rechtfertigen. 


Der Kampf gegen das Berufsverbot ist nicht nur 
für die berufliche Existenz Einzelner von Be- 
deutung, sondern unter Ausnutzung der Wider- 
sprüchlichkeit von Reformen (wer reformiert, mit 
welchen Mitteln wie weit ?) Bestandteil einer 
linken Strategie . 

Der Kampf gegen den Ministerpräsidentenbeschluß 

ist deshalb mehr als nur ein Kampf gegen den 
Abbau demokratischer Rechte, von einigen als 
Scheinkampf zur Verschleierung tatsächlicher 
Widersprüche und zur Stabilisierung der herr- 
schenden Ordnung angesehen. 

Es kommt deshalb darauf an, bei möglichst gerin- 
gen Opfern zugleich die Bedingungen zu verändern, 
indem die bewußte Ausnutzung von Konflikten in 
den unterschiedlichen Bereichen zur Veränderung 
des Kräfteverhältnisses genutzt wird. 

Lies beinhaltet zugleich, daß die Schere zwischen 
politischem Anspruch und dam Verhalte n"? 
Institutionen geringer und damit die Gefahr des 
Ident itätsverlusts vermindert werden kann. 

Las Moment der Gegenöffentlichkeit wird dann 
mobilisierenden Charakter haben, wenn es gelingt, 
anstelle der Angst vor dem 'übermächtigen Staats- 
apparat* das Moment der Solidarität zu setzen 
und die Angriffsflächen der Bürokratie zu benen- 
nen. 

Dafür konkrete Handlungsanweisungen zu geben, 
ist aufgrund der unterschiedlichen Bedingungen 
- häufig schon innerhalb eines Amtes - nicht 
möglich. 

Solange jedoch die großen Konflikte mangels 
Solidarität nicht oder nur begrenzt genutzt 
werden können, wird es darauf ankommen, sich der 
sog. kleinen Konflikte zu bedienen, um nach wie 
vor vorhandene Ereiräume zu erweitern und poli- 
tische Zusammenhänge zu vermitteln. 

Ler Kampf gegen das Berufsverbot wird sicherlich 
nicht durch die Angehörigen der Verwaltungen 
entschieden, jedoch wird er auch davon abhängen, 
inwieweit es gelingt, den Widerstand innerhalb 
der Institutionen zu verstärken. 

eb.n der Verbreiterung der Basis gegen dae Be- 
rufsverbot innerhalb einzelner Ämter ist die 
Organisierung auf breiterer Ebene erforderlich. 

Es ist deshalb nötig, bestehende Organisationen, 
die bereits den Kampf gegen das Berufsverbot 
auf genommen haben - wie z.B. die "Initiative für 
ein Komitee gegen politische Disziplinierung und 
Entrechtung im öffentlichen Dienst» in Westberlin 
(Kontakt-Nr. t 832 84 86 

sowie die Gewerkschaft ÖTV zu zwingen, aktiver ' 
gegen das Berufsverbot aufzutreten, indd*adie 
j - w .rkschaftsbasis , die diese Porederung erhebt, 
verbreitert wird. 

Spiegelinterri.» alt H««burg.r BUrg.rMl.~tir 
vom 8.5.72 

Spiegel» So eindeutig sind die Voreohriften 
aber gar nicht. Sie nlnssen viele - unserem 
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Erachtens i zu viele - Auslegungen zu. 

Schulz* Aber klar ist, wann der Staat sich 
wehren muß. In Paragraph 6 des Hamburgischen 
Beamtengesetzes heißt es beispielsweise* 

«In das Beamtenverhältnis darf n^ir berufen 
werden, wer die Gewähr dafür bietet, daß er 
jederzeit für die freiheitliche demokrati- 
sche Grundordnung eintritt. * Das ist ganz 
eindeutig. 

Spiegel* Durchaus nicht. Die tatsächlichen 
Voraussetzungen für die Nichteinstellung sind 
mit dem Begriff «Gewähr bieten« nur ganz 
allgemein umschrieben und können im Einzel- 
fall so oder so ausgelegt werden. Woran er- 
kennen Sie denn den Verfassunigsfeind? 

Schulz* Auf die Feststellung der Terfassunga- 
feindlichkeit kommt es nicht an. Es reicht 
«chon der Zweifel, der Bewerber sei nicht be- 
reit, sich aktiv für die Verfassung e-inzusetzen 0 
Spiegel* Bei Kommunisten liegt es näher zu zwei- 
feln? 

Schulz* Kommunisten wird es aufgrund ihrer Ziel- 
vorstellungen naturgemäß besonders schwer- 
fallen, sich für die parlamentarische Demo- 
kratie einzusetzen. 

Spiegel* Und im Zweifel wird nicht, wie im 
Strafrecht, für den Angeklagten («in dubio 
pro reo«), sondern für den Betroffenen ent- 
schieden - in dubia contra reum? 

Schul»* Im Zweifel für die Sicherheit der 
Demokratie - nicht gegen irgend jemanden. 
Spiegel* lür den Betroffenen läuft es auf 
dasselbe hinaus. Die Entscheidung führt doch 
zwangsläufig zu entscheidenden Konsequenzen - 
zum Beispiel dazu, daß jemand viel in seine 
Ausbildung investiert und dann nicht das wer- 
den kann, was er werden möchte. 

Schul** Das ist leider in einigen Fällen die 
Konsequenz, aber es ist niemals das Motiv. 

Anm. : 1) Kursbuch 31, Kursbuch Verlag, Bei&n 

1975, S* 29 ff 

2 ) SFK Nr.* 24, Bürgerinitiativen, Gemeinwe- 
senarbeit und Stadtteilarbeit. 

’ ] 3) Kursbuch 31» S. 41/42 

4) aaO. , S. 42 

5) aaO. , S. 43 



Kreuz berg er So zialarbeiter 
vom B erufs v erbot bedroht 

Dokumentation zur politischen Disziplinierung 
eines Sozialarbeiters des Bezirks Jugendamtes 
Kreuzberg von Berlin 

1. Der Arbeitgeber des Sozialarbeiters, das Be- 
zirksamt Kreuzberg von Berlin, teilte ihm am 
27.6.72 folgendes mit: 

"Sie werden verdächtigt, ein Dienstvergehen be- 
gangen zu haben, indem Sie am 19*5.72 

a) unbefugt und schuldhaft ihrem Dienst fem- 
blieben, um sich aktiv an den Vorgängen in 
der Eingangshalle des Rathauses Kreuzberg zu 
beteiligen, die Sie nichts angingen; 

b) andere Bedienstete mit Gewalt an der pflicht- 
gemäßen Erfüllung der ihnen dienstlich über- 
tragenen Aufgaben zu hindern versuchten, als 
Sie sich bemühten, die Eingangstüren des 
Rathauses zu öffnen, um draußen befindlichen 
Personen den (unbefugten) Zutritt zu ver- 
schaffen ; 

c) öffentlich und deutlich vernehmbar in Bezug 
auf die dienstlich anwesenden Po llz eibeamten 
Ausrufe ehrenrührigen Inhaltes machten. 

Es sind deshalb gegen Sie Vorermittlungen (§§27 
ff, der Landesdisziplinarordnung vom 8.5*69) 
eingeleitet worden. 

Zu den Vorgängen in der Eingangshalle des Rat- 
hauses Kreuzberg war es gekommen, weil das Be- 
zirksamt Kreuzberg der Politischen Polizei ge*** 
genüben, eine umfassende Aussagegenehmigung für 
die drei Sozialarbeiter des Jugendamtes Kreuz- 
berg erteilt hatte, die in der Zeit von Januar 
bis April 72 die Jugendlichen des Georg-von- 
Rauch-Hauses bei der Legalisierung ihres Auf- , 

, enthaltes unterstützt hatten. Dieser Aussage- 
genehmigung war der Polizeiüberfall von 800 
Polizisten auf das Jugendwohnkollektiv voraus— 
gegangen, dem der konstruierte Vorwurf zugrunde 
lag, daß von den Jugendlichen des Kollektivs ein 
Sprengstoffanschlag auf einen Jagdclub in Berlin- 
Gatow verübt worden sei. Die Polizei hatte bei 
diesem Überfall auf das Kollektiv am 19*4.72 
26 Jugendliche festgenommen, aber die Vorwür- 
fe trotz der scharfen Verhöre nicht aufrecht 
erhalten können. Um trotzdem weitere Informs*- 
tionen über jeden einzelnen Jugendlichen und 
über die Organisierung des täglichen Lebens im 
Jugendwohnkollektiv zu erhalten, sollten die 
Sozialarbeiter zur Aussage über ihre Arbeit ge- 
zwungen werden. 

Gegen diesen Angriff der Polizei und des Be- 
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■ r mt : ; ivpo izber ; « uf iij i Q di is 1]L 
i > >n - . i sei i in c fressen -er j .- 

•ei Sozi Larbeit« , ich __ 
tet e sich ein spontaner uni breiter Protest 
vieler Kollegen in ton Ämtern, ier Studenten 
n ;ss ir tten im 'eich ier 8 e- 
zialarbeit una Sozi lpüdugogik sowie der Ju- 
gendlichen res deorg-von-Ruuch-Hauses. 


A : ;1 15.5.72 versammelten sich <*a. $00 Sozial- 
arbeiter, Studenten und Jugendliche in der 
Rathaushalle des Bezirksamtes und forderten 
vom Bezirksburgermeister Abendroth und dem 
Jugendstadtrat Beck die sofortige Zurücknahme 
der Aussagegenehmigung. In dieser Protestver- 
anstaltung, der sich der Bürgermeister und aer 
Jugehdstadtrat stellen muhten, gab Abendroth 
die Zusage, am 19.5. bekannt zu geben, ob die 
Juristische Überprüfung ergeben hat, daß die 
Aussagegenehmigung zurückgezogen werden kann. 


Statt diese 
das Rathaus 

Hermetische 
stunden tag 


Zusage einzuhalten, ließ Aoendroth 
mit starken Polizeikräften absperre 


Abriegelung des Käthe im». , 


•echr 


“* es sieh am 19.5. um einen Sprechstundenta- 

der verschiedenen Abteilungen des Bezirksamt^ 

handelte, konnten alle Besucher, die - 

» UJ - e aus der 

Kreuzberger Bevölkerung in das Rathaus mußten 
um dort Sozialhilfe abzuholen, sich i n per _ ’ 
sönliohen Fragen beraten zu lassen oder son- 
stige Anträge auf Unterstützung zu stellen""" • 
Polizeiketten nicht passieren. Diese Tatsec 
stellte für die arbeitende Bevölkerung Kreuz- 
bergs eine ungeheure Brüskierung und IrovokT- 
tion dar. Die Besucher wurden nicht nur von 
ihrem Rathausbesuch abgehalten, sie muhten 
auch an diesem öffentlichen Sprechstundentag 
trotz einer schriftlichen Vorladung, die sie 
vorweisen konnten, Personen- , Taschen- unci 
Auaweiskontrollen über sich ergehen lassen 


Spontaner Protest von ga. 2Q Soziaiarbei t. » 
und Praktikanten gegen diese Polizirg^^T 
tion ~ 


Als verschiedene Sozialarbeiter der Familien 
fürsorge des Jugendamtes Kreuzberg entweder vom 
Pförtner oder von den Besuchern aus den umlie- 
genden Telefonzellen angerufen wurden und von 
der Situation erfuhren, bildete sich eine 
spontane Protestaktion der Kollegen. Zuerst 
wurde Stadtrat Beck auf gefordert, zusammen mit 
den Kollegen Bürgermeister Abendroth aufzu- 
suchen und von ihm die sofortige Aufhebung der 
Polizeiabsperrung zu fordern. Nachdem sich 
Beck geweigert hatte, dieser Aufforderung n&ch- 
zukommen, richtete sich der Protest der Sozial- 


nuitt eibar an len Bürgermeister, 

^ ^--J-nen Diensträumen auf gesucht wurde* 
O oioi;" • ~° eU S ^ ö ^^ en ^-ie Forderung nach einer 
loön Arbeitsb esprechung und nach einer 
? , Ur% ' nahme von Abendroth zu den Vorgängen 

lm Rathaus. 


ih u er Kollegen wurden von 

entIchi rbeitSebeP abselehnt » so daß sie sich 
_^ i: , ^ ~ SSen ’ dem Leitenden Fürsorger zu er- 

ae ^ ren ’ daß eine Durchführung der Sprechstun- 
^ m °glich sei, da die Kreuzberger 

des Rathauses gehindert würden* 

2_ e e ü später formierten sich die Kol- 

halie ZU . eiriem s P re chchor in der Rathausvor- 

G * l ' :lt dem Sprechchor »Hebt die Polizei- 
±0?0T . o x ^ aben sie ihrer Empörung und ihre 

oögen diese Polizeiabsperrung Ausdruck*, 

Arbp*+! ÜCrieü naCh aieser Polizeimaßnahme des 

das" X K SeberS ei>reichte einen der Kollegen 
uas oben <7 -? -i--: . 

- , lerte Schreiben des Rechtsamtes 

x 0 xj. z b 0 ^ 1 )' 1— l 

eis -^r ' S so ^ke sich jedoch nur um ein eI1 

" 3n iächritt de r Disziplinierung handeln. 

2 

f "r fVerfailren we S®gen des gleichen Vor- 

/orwurf der Beleidigung der Poli zed 

b ^ xxen Elns atzleiter der Polizei hatten 
->egen den Tfoi t ^ 

Bel . liegen einen Strafantrag wegen 

Soz , eestellt « Aus dem Sprechchor her 

die in der Rathausvorhalle "Hebt 

auf" konstruierten sie den 


s Dr i,ie:i - s Perre aur" konstruierten si 

um J “ 0rtext "Schluß mit dem Polizeiterror» 

neut gegen uen politisch unbequemen So- 

falarbeiter vergehen zu können. * 

Am ii.Q 79 

° e rnielt der Kollege vom Amtsge- 
Ü iler Sarten einen Strafbefehl über 
DM, i n d em es heißt; 


"Dem Poii 7 . 

Xizeidi ö eiprasiden ben in Berlin und Po- 
e DRannt r ^ Ktj0:D Heinze wird die Befugnis z 

Woche * Gemeinsam innerhalb von vier 
des V r° h Zustella ng einer Ausfertigung 
teiin 6 tSkrärtisen Strafbefehls die Veh 
BerUner ^eskeituns BE* 
2a veröffentlichen." 

an der Urteil ^ ^ Vorwürfe sind, läßt sieb 

garten erk 1 ~ besrdnd ung des Amtsgerichts 2Ü- 1 

kennen: Darin heißt es: 

1* ^ u *den 7 qi 

trag Ve * Genaussagen der für den Strafen- 
mann un bwor blichen Polizeibeamten He^r 
"Beia U Heinze: 

kannt (i ü aber an de n Lippenbewegungeb 

kennba» ^ r An S e klagte den eindeutig e - 

mi tgesprochen hat." 
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2, Zu der Aussaje ucs von rer wouonwalt- 
schuft als jelas o ji i ,s,;eu 0 e % elarenen Bezirks— 
amt s dire k ü o ru Huhlow in Kreuzbar.;: 

"Der Ke u je Xuhlow schließlich u ;an . so aane 
bei dem Angeklagten, Laß er nicht nur uessen 
Li openbev/e jungen boobucntet , sondern auch 
seine ouimrne beim sprechen ues Wortes ' Po- 
lizeiterror ' wahr genommen hat." 

In den Untersuchun gen zum Disziplinarverfahren 
vom Mai 72 (uie wesentlich früher als das Ge- 
richtsverf anr^n s outtfunden) , Konnte Kuiilow 
nur sagen: 

"Ich nahm dann wahr, daß er einen spreche hör in- 
tonieren wollte, jedenfalls war das mein Ein- 
druck, daß er die V/orte vorsprach. Das war 
meiner ziemlich genauen Erinnerung nach der 
Satz: »Hebt den Polizeiterror auf'.“ 

In dieser Haupt Verhandlung am 21.11 o ,'2 wurde 
der Kollege auf Grund der Aussagen uer beiden 
) Polizeibeamten und des Bezirksamtsdirektors 

trotz gegenteiliger Zeugenaussagen anderer 
Kollegen aus dem Rathaus verurteilt und gegen 
ihn eine Geldstrafe in gleicher Höhe verhängt. 

Am 10. und 15* Dezember 1973 wird es zur Haupt- 
verhandlung auf Grund des Einspruchs gegen die- 
ses Urteil kommen. 

3* Wegen des laufenden Strafverfahrens hatte das 
Bezirksamt seine Ermittlungen gegen den Sozial- 
arbeiter bezüglich der Vorwürfe vom 19.5*72 
ausgesetzt. Als die Durchführung des Strafver- 
fahrens dem Bezirksamt Kneuzberg offensichtlich 
zu lange dauerte, wurde, der ursprünglich ge- 
faßte Entschluß, zur Aussetzung dieses Verfah- 
rens aufgehoben und unter Konstruierung neu- . 
er Vorwürfe die Fortsetzung des Disziplinar- 
' Verfahrens beschlossen. 

4. Am 2.8.73 erhielt der Kollege vom Unter- 
m suchungsführer beim Bezirksamt Kreuzberg fol- 

gendes Schreiben: 

"Betrifft: Fortsetzung des Verfahrens gemäß 
§ 117 Landesdisziplinarordnung 

Ich wurde durch Beschluß des Bezirksamtes vom 
29.1.73 beauftragt, Untersuchungen gemäß § 117 
LDO gegen Sie durchzuführen. Gleichzeitig wur- 
de dieses Untersuchungsverfahren gemäß § 17 
LDO ausgesetzt, da gegen Sie ein Strafverfah- 
ren wegen Beleidigung läuft. 

Die Aussetzung der Untersuchung wurde hin- 
sichtlich der Sachverhalte, die # nicht Gegen- 
stand des strafrechtlichen Verfahrens sind, auf 
gehoben und die Fortsetzung des Untersuchungs- 
Verfahrens beschlossen. 

Untersucht wurden von mir folgende Sach— 

* komplexe : 


1. In ihrem PKW sollen sich am 16.10.72 Pla- 
kate oefun^en haben mit einem Aufruf zu ei- 
nem Teach-in in der TU am genannten Tage um 
20.00 Uhr-. Das rlakat enthielt unter anderem 

iie Sätze: 

"Der Senat erpreßt uns, einen Vertrag zu 
unterscheiden, der uns alle Rechte nimmt. 
Schlagen wir gemeinsam zurücki" 

2o Aufsatz in der Schrift "Erziehung und Klas- 
senkampf" Nr. 7/72; 

3. Weigerung gegenüber dem früheren Vorgesetz- 
ten, Herrn Jahn, für eine ordnungsgemäße. Be- 
arbeitung einer Anfrage Sorge zu tragen, ge- 
schehen* am 4.1.73 (die Anfrage betraf Aufent- 
halt von Kindern im Wohnkollektiv 1/36, Ma- 
riannenplatz' 1a). Es wird Ihnen Gelegenheit 
gegeben, sich zu den zuvor skizzierten Vor- 
gängen zu äußern. Sie werden deshalb hiermit 
zu einer mündlichen Anhörung zum 5.9.73 ge- 
laden. " 

Die Anhörung ergab folgendes: 

Zum Vorwurf 1 (PKW), 

~Der vom Bezirksamt geladene Belastungszeuge (-ein 
ehemaliger Kraftfahrer des Bezirksamtes) war 
nicht erschienen, sondern hatte sich damit ent- 
schuldigen lassen, daß er sich für unbestimmte 
Zeit in Westdeutschland aufhält und darüber hin- 
aus sich an den Wortlaut des Plakates nicht 
mehr erinnern könne. Der Sozialarbeiter hatte 
als Beschuldigter erklärt, daß er di« Plakate 
in seinem PKW nicht transportiert habe, er sein 
Auto häufig verborge und sich nach so langer 
Zeit nicht mehr erinnern könne, wer den Wagen 
an diesem Tag gefahren habe. 

Zum Vorwurf 2 (Artikel) 


ließ der Kollege durch seinen Rechtsanwalt 
folgendes mitteilen: 

"Bei diesem Aufsatz handelt es sich um eine 
wissenschaftliche Darstellung zu dem Komplex 
Georg-von-Rauch-Haus in Berlin Kreuzberg. Bei 
diesem Projekt war die staatliche Sozialarbeit 
vor besondere Probleme gestellt, wie sich ins- 
besondere auch aus mehreren Stellungnahmen des 
Bezirksamtes Kreuzberg und der Senatsverwaltung 
für Familie, Jugend und Sport ergibt. Dement- 
sprechend war der mit dem Georg-von-Rauch- 
Haus zusammenhängende Problemkreis . auch Gegen- 
stand weiterer wissenschaftlicher Publikationen. 
Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Arbeit 
von R. Barasch, Beck, Kreft und Nolte in der 
Zeitschrift Soziale Arbeit , Heft 6 und 7/72 
wie auf den Aufsatz von R.. Barasch "Zur Anti- 
revisioniämuskritik in der Sozialpädagogik" in 
der Publikation "Neuer Rundbrief" des Senators 
für Familie, Jugend und Sport, hinweisen. Ich 
darf bemerken, daß zahlreiche amtliche Dokumen- 
te, auf die in dem Aufsatz , in Erziehung und 
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Klassenkampf JesuJ Kenomnen wird, auch in den 

Lone 

ßeben sina - Icü ^ nicht für erforsch 

daJi mein Kundant den Aufsatz in drziehun - un- ' ’ 
Klassenkam ;f U-. 7/?ii persönlich kommentiert " 
oder erläutert." 


Zum Vorwurf 3 (Wei^erun; -.0 


Dieser Auseinandersetzung 6 in C ein Schreiben 
des Bürgermeisters vorn 23.12.7P. voraus, in dem 


er un eine andere Kollegin die Anfrage richtete: 

" iJi ' ; Abtei un J Sport ist aufgefordert 
worden , zu berichten, ob sich neben der 12 jährigen 
K * noch weitere Kinder unter 14- Jahren im Jugend- 
wohnkollektiv Bethaniei lten. Als die für 


dieses Haus zuständige oozialarbeiterin werden 
Sie gebeten, der Dezernatslei tung hierüber zu 
berichten, damit auf Fragen in einer 3ezirksamt&- 
sitzung geantwortet werden kann® Ihre Angaben 
werden bis zum 3.1*75 erwartet." 


In der Antwort schrieben die für das Georg-von- 
Rauch-Haus bis zum April 72 zuständigen 3 So- 
zialarbeiter am 3. Io zurück: 

"Nach unserer Kenntnis halten sich im Wohn- 
kollektiv außer K. keine weiteren Kinder auf. 
Win weisen jedoch darauf hin, daß wir in un- 
serer Funktion als Sozialarbeiter und unter 
Berücksichtigung des Prinzips der Selbstorga- 
nisation des Kollektivs nur über beschränkte 
Kenntnisse der Gesamtwohnerzahl und der genauen 
Alters Struktur verfügen können.. Der richtige 
Adressat für eine verbindliche Beantwortung 
ihrer Fragen ist deshalb das Jugendzentrum 
Kreuzberg e.V.. Anläßlich der Verhandlungen 
um einen Nutzungsvertrag wurde vom Kollektiv 
ein Vertragsentwurf vorbereitet, in dem sie 
sich zu sogenannten Strukturangaben über die 
Bewohner bereit erklärten. Die Tatsache, daß 
ein Vertragsabschluß nicht zustande kam, ist 
unserer Auffassung nach dem KolJe ktiv nicht 
anzulasten. Wir verweisen in diesem Zusammen- 
hang auf die Veröffentlichung des Kollektivs 
und zahlreicher anderer Jugendeinrichtungen. " 

A 

•Diese Antwort hatte dem ehemaligen Vorgesetz- 
ten des beschuldigten Kollegen nicht ausge- 
reicht. In der Anhörung mußte Jahn dann zu- 
geben, daß er dem Sozialarbeiter jedoch nicht 
gesagt hatte, welche weiteren Angaben er in 
dem Schreiben erwartet. Er hatte den Kollegen 
nur gebeten, das Schreiben wieder mitzunehmen 
und es einer "ordnungsgemäßen Bearbeitung zu- 
zuf ähren" ; der Kollege hatte das Schreiben 
trotzdem seinem Vorgesetzten gegeben, da die 
Anfrage seiner berechtigten Auffassung nach 
vollständig beantwortet war. 


Das Bezirksamt Kreuzberg als Ar beitgeber des 
Kollegen beabsichtigt seine Entl »*^* 1 * aua^deg-. 
öffentlichen Dienst - Berufsverbot 

In der vom Bürgermeister begründeten Vorlag® 
zur Beschlußfassung für die Sitzung des Be- 
zirksamtes im Januar 73 (Sitzung aller Stadt- 
räte der verschiedenen Abteilungen des Bezirks 
amtes unter Vorsitz des Bezirksbüfgermeister» 
und; unter Teilnahme des Bezirksamtsdirektor*) 
heißt es: 

"Herr ... befindet sich als Soziali ngpektojr 
seit dem 20.12.66 im Beamtenverhä l tnls auf 
Probe . Die Entscheidung Über seinen Antrag 
vom 8.5.72 auf Übernahme in das Beamtenver- 
hältnis auf Lebenszeit ist wegen der zunächst 
mit Schreiben vom 22.6.72 hinsichtlich »eine» 
dienstlichen Verhaltens angeordneten Vorer— 
mittlungen ausgesetzt worden. Gegen den Beam- 
ten sind auf Grund der erwähnten Anordnungen 
Vorermittlungen gemäß § 27 LDO durch den Lei- 
ter des Rechtsamtes geführt worden, über deren 
Ergebnis er am 20»-12.72 einen Berich# erstat- 
tete . 

Auf Grund dieses Berichtes und weiterer bekannt 
gewordener Tatsachen kommt eine Einstellung 
des Verfahrens gemäß § 28 LDO nicht in Be- 
tracht. Auch für eine in die Zuständigkeit 
der Dienstbehörde fallende Dieziplinanverfü- 
gung gemäß § 29 LDO ist hiern»ch keine Ter- 
anlassung gegeben; denn die weiter beksnnt 
gewordenen Tatsachen (siehe Vorwürfe vom 
2.8.73) sind geeignet, die Vermutung aufku- 
drängen, daß Dienstvergehen vorliegen, die 
vergleichsweise bei einem auf Lebenszeit am- 
gestellten Beamten zur Einleitung des förm- 
lichen Disziplinarverfahrens führen müßten. 

Da eich der Beamte im Probeverhtltni» Wfin- 
det, ist das besondere Untersuchung» verfahren 
gemäß § 117 LDO geboten und durchzaf Uhren. 

Die Dienstbehörde soll so instandgesetzt wer- 
den» nach dem Ergebnis der Untersuchung feet- 
zustellen, welche Maßnahmen zu treffen sind! Hl 
Das besondere Verfahren gegen einen Beamten auf 
Probe »teht dem Terfahren der Einleitung de» 
förmlichen Disziplinarverfahren» gleich.* 

In der Begründung Zur Untersuchung des Artikel» 
in Hr. 7/72 der Zeitschrift Erziehung und Klan- 
senkampf heißt eei 

*In diesem Aufsatz befinden sich Äußerungen, die, 
da der Verfasser ohne besondere Angaben auch für 
sie einzustehen hat, den Vorwurf von Disziplinmr- 
verlet zungen begründen könnten. Dies kann darfft 
liegen, daß der Beamte gegen die Pflichten »ur 
Mäßigu ng im politischen Bereich verstoßen hat. 
Aber auch darin, daß er die unter seine Ver- 
pflichtung zur Amtsverschwiegenheit fallenden 
Schreiben an ihn und andere der Mitverfasser 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat. 
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Insofern ist in verschiedener Hinsicht die Re- 
de von Unterstützungen gewisser Kämpfe und re- 
volutionärer Berufspraktiken, wobei Dienst- und 
pachvorgesetzte des Beamten in herabsetzender 
Weise geschildert werden, und es ist die Rede 
von der Solidarität und dem bewußten Kampf ge- 
gen den Staatsapparat» Schließlich werden in 
, einem besonderen Abschnitt zur Situation der 
Mitarbeiter Zitate aus internen Berichtsan- 
forderungen vorgenommen und hinsichtlich der 
Polizei die Worte von diskriminierender Be- 
handlung und Polizeiterror verwendet. Schließ- 
lich befindet sich ein weiterer Hinweis darauf, 
daß nirgends der Staatsapparat in der derzeitigen 
Phaae politischer Auseinandersetzungen empfind- 
licher getroffen werde; als wenn seine eigenen 
Beamten und Angestellten ständig die Entschei- 
dungen führender Beamter und Politiker als 
Maßnahmen aufdeckten, die »ich gegenüber den 
Interessen der Bevölkerung feindlich verhielten." 

Zusammenarbeit zwischen Bezirksamt und Polizei 

1. Bürgermeister Abendroth hatte am 19.5*72 ab 
9.00 Uhr alle Türen des Rathauses durch be zirka- 
amtseigene Ordner von innen besetzen und schlie- 
ßen lassen. Im Einsatzplan des Bezirksamtes vom 

19*5» heißt ess 

•Besuoher des Rathauses mit Yorladungs karte bzw. 
Ältere Bürger (Ostrentnerstelle usw.) können 
passieren. Publikumsverkehr soll möglichst nich$ 
unterbrochen werden. Alle anderen Besucher sind 
abeuweiaen. Wenn Versuche gewaltsamen Vordringens 
hm Haupteingang, Polizeihilfe anfordern. Polizei 
jpa» ab 1t. 00 Uhr im Hause. Weitere Einsatzbefeh- 
|le nach Lagttntwicklung. Abordnung der Sozial- 
arbeiter kann passieren ($a. 4 Mann)." 

J>er Plan und die Abspwrruhgaaaßnahmen am 19*5*72 
geigten, daß Abendroth die Polizei anforderte 
und die Kreuzberger Besucher nicht in das Rat- 
haus eingelassen wurden. 

£. Die Polizei riegelte das Rathaus von außen 
durch massive Poliseikräfte ab und 
patroullierte ständig durch die verschie- 
denen Stockwerke des Rathauses. 

3* Der Bezirks amtadirektor traf ständifc* Ab- 
sprachen mit den Einaatzleitern der Polizei, 
um sofort "'entsprechend der Lage" Maßnahmen 
treffen und dem Bürgermeister berichten zu 
können. 

4. Am 23.5*72 stellten die Einsatzleiter der 
Polizei gemeinsam Strafantrag gegen dkm 
Sozialarbeiter wegen Beleidigung (siehe 
( Strafverfahren) . 

5* Am 22.6.72 beauftragt« der Bürgermeister di f» 
Rechtsamt alt der Durchführung des Disziplinar- 
verfahrens ( siehe Vorwürfe vom 27.6.72). 


6. Am 27.6.72! fragte das Bezirksamt beim Polizei- 
präsidenten mit folgendem Wortlaut sml 

"Wie uns mitgeteilt wirf, hatten Sie seiner- 
zeit mündlich angekündigt, gegen Herrn ... 
Strafantrag wegen Beleidigung der anwesenden 
Polizeibeamten zu stellen. Mit lücksidht da- 
rauf, daß möglicherweise der im Zusammenhang 
hiermit stehende Sachverhalt auch Gegenstand 
der Vorermittlungen sein wird, wären wir Ihnen 
für eine umgehende Mitteilung dankbar, ob von 
Ihnen Strafantrag gestellt worden ist und 
vielleicht schon Ermittlungen der Staatsan- 
waltschaft erfolgt sind." 

7. Am 28.6.72 taut der Polizeipräsident in Ber- 
lin mit, daß <ü e Einsatzleiter vom 19«5* am 
23. 5 o Strafantrag gestellt haben. 

Zusammenhang zwischen Strafverfahren und Dis- 
ziplinarverfahren 

Die Situation iat so zu beurteilen, daß im Pal- 
le der Erfolglosigkeit der disziplinarischen Er- 
mittlungen das Bezirksamt immer noch mit der Ver- 
urteilung des Kollegen in der Berufungsinstanz, 
die am 10. und 1J, 0 12.T5 von der 16. Großen 
Strafkammer des Landgerichts Berlin durohge- 
führt wird, rechnen kann. Das Bezirksamt stützt 
sich auf die Tatsache, daß die Binsatzleiter 
der Polizei und <j er ßezirksamtadirektor Kuhlow 
als einzige in de r Ersten Instanz de» Amtsge- 
richtes Tiergarten den Kollegen belastet haben. 

Gewerkschaftlicher Rechtsschutz - Won 0dr 0_Tf 
Berlin abgelehnt 

- Am 2.8.73 war dem Kollegen die Porteetzong 
des Disziplinarverfahrens mit drei neuen ▼or- 
würfen mitgeteilt worden. - Am 7*9 «73 hatte er 
bei der ÖTV-Rechtsabteilung einen Antrag auf 
Rechtsschutz gestellt* “Am 19*9*73 teilt« ihm 
die Öff-Rechtsabteilung »it, daß sie dem Antrag 
auf Übernahme de r Bechtaanwaltskosten ab lehnt b - 
Am 26.9*75 hat der Kolleg« dagegen beim öf?-*or~ 
sitzenden Berlin, Hackbartb, Widerspruch einge- 
legt. 

Eine Antwort darauf ist nooh nicht erfolgt. Bla 
ÖTV stützt sich auf eine rein formale Begrltai- 
i düng und stellt fest i "Aber selbst, wenn alle 
Pormerf ordernieae’ und sstzungsgemäßen Voraus- 
setzungen gegeben eeianwürden, käae dia Stal- 
lung eines Recht»anwsltes einschließlich seiner 
Gebühren wegen Abschnitt W Ziffer 1 und • dar 
Rechtsschutzriohtlinisn nicht in Prag#, da die 
LDO als Verteidiger ausdrücklich ‘Vertreter von 
Gewerkschaften 1 zuläßt. Der Besäte kann sieb 
in jeder Lage de B Verfahrene de* Beistände! ei- 
nes Verteidigers bedienen (f 25, Absatz 1 and 
2 LDO)." 
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Im September hat die Vollversammlung der Be- 
triebsfachgrUppe Sozialarbeit der ÖTV im Be- 
zirksamt Kreuzberg (dagegen Stellung bezogen 
und in einer Resolution, die gegen die Stimmen 
des Fachgruppenvorstandes durchgesetzt werden 
konnte, die ÖTV -Bezirksleitung Berlin aufge- 
fordert, dem Kollegen Rechtsschutz zu gewähren 
und das Bezirksamt Kreuzberg auf gef ordert t 
die disziplinarischen Untersuchungen einzustel- 
len. 


Cie Maßnahme der politischen D4»*iplinierung 
des Kreuzberger Sozialarbeiters ist ein wei- 
teres Beispiel für die konsequente Durch- 
führung der Hamburger Erlasse und die Notwen- 
digkeit des Staatsapparates und des Kapital®^ 

& liese Di&zipii n i erun g im Erziehung»-, 
usbildungs- und Sozialbereichs die innere 
Sicherheit zu gewährleisten. 


VOM KONZIL GEWÄHLT- VO M SK NA' 
^GELEHNT— DEHFAL I. STKASSER 


Die Eingriffe der Bürokratie in die Autonomie 
der Fachhochschulen verschärfen den Konflikt 
zwischen Bürokratie, Rektor, Dozenten und Stu- 
denten immer mehr, Novellierung des Universitäts- 
gesetzes, Hochschulrahmengesetz, Löfflerplan, 
Regelstudienzeit usw. werden als Kontrollin- 
strumente eingesetzt, um einen gesellschafts- 
kritischen Lehransatz in den Hochschulen zu ver- 
hindern. 

Die sich zunehmend verschärfende Hochschulpo- 
litik des Senats in Berlin stellt deutlicher 
denn je die Frage nach der Funktion des Rek- 
tors einer Fachhochschule: Ist er bereit und 
in der Lage, sich auf die Seite des fortschritt- 
lichen Teils der Dozentenschaft und der Masse 
der Studenten zu stellen und im damit unaus- 
weichlichen Konflikt mit der staatlichen Büro- 
kratie im engen Rahmen der verbliebenen Mög- 
lichkeiten fortschrittliche Lehr- und Lernbe-, 
dingungen durchzusetzen bz w. abzusichern, - 
oder weicht er diesem Konflikt aus und über- 
nimmt in Anlehnung an die konservativen Teile 
des Lehrkörpers zunehmend die Funktion eines 
verschleierten Staatskommissars. 

Der bisherige Rektor der FHSS, Eberhard, der 
ursprünglich mit Zustimmung aller Gruppen der 
Fachhochschule das Amt antrat, wandte sich sehr 
bald der Strategie zur Vermeidung der Konfronta- 
tion mit dem Senat zu. Er mißachtete die Forde- 
rungen der Studenten nach qualifizierter und 
realistischer Ausbildung und widersetzte sich 
der Berufung entsprechender Hochschullehrer. 

Seine Ausbildungsvorstellungen entwickelte er 
in enger Zusammenarbeit mit der rechten Fraktion 
der Dozenten und weitgehend im Einvernehmen mit 
dem Senat. Diese Politik scheiterte in dem Ma- 
ße, wie sich die linke Fraktion der Dozenten 
und die Studenten davon aktiv distanzierten. 


In dieser Situation forderte Eberhard zu Bar- 
ginn des Sommersemesters 1975 unter der Drohung 
seines Rücktritts von allen Gruppierungen an 
der FHSS ein nicht weiter inhaltlich gefülltes 
Stillhal teversprechen ; als ihm das nicht go— 
währt wurde, trat er' zum 50. September d.J. 
zurück. 

Die Wahl eines neuen Rektors durch das Konzii 
der FHSS konnte jedoch bis zu diesem Zeitpunkt 
nicht stattfinden, weil dieses Gremium durch 
das ganze Sommersemester hindurch aufgrund ei- 
nes anderen Konflikts in seiner Arbeit blockiert 
war. Eine starke Fraktion der Studenten und Do- 
zenten bestand darauf, daß M. Kappeier, dem di» 
rechte Mehrheit im Akademischen Senat einen 
neuen Lehrauftrag für das Sommersemester ver- 
weigerte (ihm war im Zusammenhang mit studen- 
tischen Aktivitäten im Wintersemester von Rek- 
tor Eberhard fristlos gekündigt worden), als 
stimmberechtigtes Mitglied an den Stirzungen 
des Konzils teilnehmen sollte, in das er zu 
Ende des Wintersemesters hineingewählt worden 
war, Um der Politik des Berufsverbots gegen M. 
Kappeier Geltung zu verschaffen, ging Wiku 
(Anm. : Senator für Wissenschaft und Kunst) bis 
zur Auflösung einer ordnungsgemäß anberaumten 

Sitzung des Konzils. 

Ausschreibungs- und Bewerbungsfrist fielen da- 
durch in die Zeit der Semesterferien und di» 

Wahl konnte erst für den 19. Oktober angesetzt 
werden. 

Da Rektor Eberhard und Prorektor Gierka an ihrem 
Rücktrittstermin festhielten, blieb nur noch die 
Einsetzung einer kommissarischen Leitung der 
Fachhochschule für die rektorlose Zeit. 

Die rechte Fraktion der Dozenten und eines 
Teils der anderen Mitarbeiter befürwortet» 


unter diesen Umständen oie .Einsetzung eines 
Stautskommissars von unken» u.h. airekbe Kon- 
trolle des Lehrbetriebs uno. der Ausbiluungs- 
uni Prüf un vsiniiulte durch Wiku und Ausschaltung 
•der Fachhochschulgremien iw Konfliktfalle durch 
direkte Weisungen. Um dieser defahr zu begegnen, 
setzten sich ..ie liberalen und linken Dozenten 
sowie die Studenten •..•er FHSS i ur eine hochschul- 
interne Lösung ein, danach wurden zwei Hochschul- 
lehrer aus dem Hause dem Senator als kommissari- 
sche Vertreter für Rektor" und Prorektor vorge- 
schlagen, aenen ein Gremium von 4 weiteren 
Hochschullehrern als "Fachminister" zur Unter- 
stützung beigegeben "sind, die breite Zus oimmung 
auch des Konzils erhielt diese Interimslösung 
nur unter der Bedingung, daß unter ihr der Sta- 
tus quo an der FHSS nicht verändert wird und 
keine weittragenden Beschlüsse gefaßt werden. 

Auch dieser Einigung sicherten die Rechten le- 
diglich ihre Duldung zu. Die Regelung, der 
schließlich Wiku zustimmte, ist bis zum 30. 
November befristet. 

Auf die Ausschreibung des Rektorenpostens gin- 
gen lediglich vier Bewerbungen ein; die von 
dem Theologen H.-A, Preuß schied schon wegen 
fachlicher Einwände aus. 5s blieben die von dem 
Psychologieprofessor an der PH Klaus Nagel, die 

von dem Assistenzprofessor am juristischen Fach 

bereich der FU B.-R. Sonnen , und die von Johano 
Strasser, stellvertr. Bundesvorsitzender der 
Jungsozialisten, der bis zum 30« September ei- 
ne Hochschullehrerstelle für Pädagogik an der 
PH Berlin hatte. 

Gleich nach Bekanntwerden der Bewerbungen 
initiierten SPD-Führung und CDU eine diffa- 
mierende Kampagne in der Springer-Presse gegen 
Johano Strasser« ^Bild* und *BZ beriefen sich dabei 
auf eine Anfrage von Frau Besser(CDU) im Abge- 
ordnetenhaus: Eine Verurteilung zu einer Geld- 
strafe wegen Beleidigung, die vier Jahre zu- 
rückliegt, wurde zu einem "Sittlichkeitsdelikt 
.hochgespielt und zur Aberkennung der Berufs— 
fähigkeit Strassers ausgeschlachtet. 

Noch bevor sich das K°nzil der FHSS eine Mei- 
nung über die Kandidaten bilden konnte, am 
Abend vor der Anhörung der Bewerber, verkünde- 
te Stein, daß er Strasser auf keinen Fall zum 
' Hochschullehrer ernennen würde und daß dieser 
den halb nicht als Rektor kandidieren könne. 

Es handelt sich hierbei auch um eine SPD-in- 
terne Auseinandersetzung, in der in bisher 
nicht gekannter Schärfe sogar das Berufsverbot 
eingesetzt wird, um unliebsame politische Gegn 
auszuschalten. Bereits an der PH wurde Strasser, 
• dessen Anstellungsvertrag mehrere Male verlän^ 
gert wurde, die Übernahme ins Beamt enverhaltnxs 
verweigert. Dagegen läuft bereits eine Klage 


beim Verwaltungsgericht. Die Verurteilung wegen 
Beleidigung erfolgte Strassers eigenen Aussagen 
nach auf der Grundlage manipulierter Zeugen- 
aussagen. Dafür spricht die Tatsache, daß 
ocrasser in 1. Instanz freigesprochen wurde und 
daß wegen Geringfügigkeit eine Eintragung ins 
li eh. 

Das beispiellose Eingreifen Wikus in den Wil- 
lensbildungsprozeß an der FHSS kann nur im Zu- 
sammenhang gesehen werden mit der machtpoliti— 
sehen Auseinandersetzung zwischen der rechten 
SPD-Führung und dem linken Flügel der Jusos und 
gleichzeitig als Fortsetzung des Radikalener- 
lasses ‘zur Ausschaltung aller Linken aus dem 
öffentlichen Dienst. Sollte Strasser, der von 
einer großen Mehrheit von Studenten, Dozenten 
und anderen Mitarbeitern favorisiert wird, am 
19.10. zum Rektor der FHSS gewählt werden, dann 
kftnnfeman sich auf eine lange, scharfe Auseinan- 
dersetzung mit der Bürokratie gefaßt machen. 

Am 19.10. wurde strasser dennoch vom Konzil der 
FHSS mit Zweidrittelmehrheit zum Rektor gewählt 
und am 23.10. vom Akademischen Senat zur Beru- 
fung als Hochschullehrer vorgeschlagen. 

In der Übermittlung dieser Ergebnisse an den 
Senator für Wissenschaft und Kunst wurde um ei- 
ne baldige Entscheidung in dieser Angelegen- 
heit gebeten, um hei der zu erwartenden Ab- 
lehnung gleich den Klageweg einscl^lagen zu 
können. Obwohl Senator Stein bereits wenige 
Stunden nach der R e ktorwahl öffentlich behaup- 
tete, daß die Nichtberuf barkeit Strassers aus 
rechtlichen Gründen außer jedem Zweifel stehe, 
wartete die FHSS sechs Wochen danach immer 
noch auf einen schriftlichen Ablehnungsbe- 
scheid Wikus. 

Stattdessen wurde die Pressekampagne weiter 
angeheizt durch Vorwurf e » die Entscheidung 
des Konzils stelle eine Kampfansage an das 
herrschende Rechtssystem dar, und durch einen 

offenen Brief Steins vom 22.10., in dem die- 
ser seine unlautere Vorgehensweise gegen 
Strasser damit zu re chtf ertigen suchte, daß 
dieser ihm bisher keine Genehmigung gegeben 
habe, Strassers gesamte Personalakte vor der 
Öffentlichkeit auszubreiten: "Verweigern Sie 
weiterhin diese Zustimmung, so wäre auch das 
ein Beitrag, die Situation zu kennzeichnen 
und der Öffentlichkeit deutlich zu machen, 
wie sehr Sie persönlich an der Geheimhaltung 
der Ab lehnungs gründe interessiert sind." 
Postwendend erklärte Strasser in einem Ant- 
wortbrief, daß er gegen die Offenlegung aller 
rechtlichen Gründe gegen seine Berufung nichts 
einzuwenden habe, doch WiKu blieb bei seinem 
Taktieren mit ominösen Geheiminformationen. 

Endlich nahm der Landgerichtspräsident in 
Mainz Äußerungen strassers gegenüber dem Ber- 


luienst zum knlixii einer Klage wegen 
Verunglimpfung des Berichts, das namals aie 
Verurteilung ,usr..racn, una faulte sich be- 
rechtigt, alle Einzelheiten tus uem Berichts- 

■' ' - ' ; ; 1 e 5 m n Der Spiegel 

brach o j iur-auf hin eine geschickte Aneinander- 
Lzien beweisen, ie $tr 3 5 . > 
t ; h bi. als »Telefonferkel» uustemoeln sollte 
v/r:: nie Hetzkampagne f = r die sexuell verklemm- 
te deutsc.no Öffentlichkeit wiener anheizte und 
nie Belustigung für btrassers F :nili e f ast un ^ 
erträglich weinen iier. Nachdem ,iese unflätige 
Ausschachtung des Falles nun ohnehin nicht meiir 
, erteilte Strasse lern 

■ um ho. 11 

ein, nun endlich in vertraulicher Sitzung 
seine angeblich bishex* noch unoekannten Ab- 
lehnungsgründe darzulegen o Ein Vertreter des 
Senats erschien nicht, mit der Begründung, es 
bestünden immer noch irgendwelche Zweifel an 
der Aussagegenehmigung, 


endlich erhielt der kommissari 30 * 1 
Yr dle Entsc - iei 'üung Wikus mit der Fest" 

" iricj * a aß Strasser nicht zum beamteten 

uoc.ischullehrer berufbar sei. Zur Begründ^ 
uer Widerspruchs bescheid an den Rechts 
otrasser vom J u li 1973 beigefügt t & eT 
'--^0 auder den bekannten Tatsachen enthäl 


ai dem Klagewege überprüfen zu 
. ’ ' Iscri eint sicher. Man hat sich bereit 
ier Ausdehnung der hausinternen Übergang , 
^gelang zur Wahrnehmung des Rektorenamtes 

f ^74 auf eine langwierige Ausel^ 

rse tzung eingestellt. Die Bntscheidabß ^ 
-ache PH-Berufung wird für Januar n ^° ^ 0l 
hres erwartet, obwohl auch da immer 

^iftsatz von Wiku ausateht. Es ist unwaÖ ^ 
peinlich, daß sich die Berliner 

einer erstinstanzlichen Sntrscheid-UJiß* 

. ^° rass er ausgehen könnte, zufriedengsG 
wird. 


Massenkündi^ un ^ 


Im Zehlendorfer Elisabeth-Weiake-Heio n. • 
denatr. 52 , in dem geiatig und mehrfach blLna' 
te Kinder (Io - 12 Jahre) Aufnahme f iluleQ , * 

di. Hauptverwaltung (H.V) des D.H.K. folgi 
Maßnahmen ergriffen: 6 0-6 

15 - 11 Kündigung und Haueverbot von 1 So ^ 
zialarbeiter und 1 Erzieher 

25- 11 Fristl. Kündigung und Hausverbot, vo 

I Krankengymnastin 

24 - 11 Hauaverbot >on 1 Beachäftigungathera 
pautin ra “ 

26 - 11 Fristl, Kündigung und Haus verbot 

II Mitarbeitern 

Hausverbot für 3 weitere Mitarbeiter 


Das Heim wurde im März 73 eröffnet, i m Mtt 
lungsblatt der IKK vom April 73 heißt es 
Konzeption für die Arbeit: »Unter Anwendu^ 
neuer theoretischer und praktischer Erkenntnis 
sa und in interdisziplinärer Zusammenarbeit all 
ler dem DRK notwendig erscheinenden Beruf Strup- 
pen, soll versucht werden, die Rehabilitation 

der geistig behinderten Kinder und Jugendliche 
so weit wie möglich, zu verwirklichen. ° *** 


Im November lebten 33 Kinder im Heim. Ent- 
sprechend dem Entwicklungsstand Wurden 3 £ei 
stungsgruppen ä 8 Kinder und 1 Pflegegrup. 

9 Kinder errichtet. I n jeder Gruppe arbeiten 
5 Erzieher (meist pädagogische Hilfskräfte) 


Uli - Heim 


Sc häfti WJLrcien 5 Krankengymnasten und 2 Be" 

^ A Sungstherapeuten im Heim beschäftig 

iLTlZ^ ^ Aaseinandersetzung dar »1- 

sen dem _ -* arbe 1 " 


legen m j ae3? Auseinandersetzung de 

teten Arbeit Seber, der DRK-HV» 

K ^legen im H eim. 

ter, niit" 1 '^ 1 ' 1 ^ 8 . A,U ^^ abe f ür alle päd. V& t&x] 
führte h Gehinderten Kindern zu ar ' 

sc üeidun 1 al:ien Kollegen des Heimes zu der 
, . aün S» eine zU 


art> dit 


b«" 


scheid U n • n Koll ®6en des Heimes z 

Gelten* 6dne Steinsame Konzeption 

hi oüerta S Kin^ heS Konz * pt für 6® istig 

- Klärn« San isatorischen Erzieherpls-H 
ei ^nd!r d l! a Verhältniss9e der K0Ue6efi Z ‘ 

- Kritern a ZÜr Hei mleitimg (H.L. ) 
Binstoi i* 1 ZUr Auflla hme von Kindern and ® Z 

1Une ne her Mitarbeiter 

Alle Koll 

hun Ss- und°3o' • f 19 ittte Erfahrunsen iB 
daß eine •• Zlalberei ch gemacht haben t w 
^Aiern zu^t tobeit mi1i seistie behindert« 
veakr a f t ,, ^ zlloll e Überlegungen and mehr 

Bewicklung , E ^ nSatz forder ' t » um den Kltt4e B , 
wahrun gsai . bei ^ ^ Q ;L Zd ® eben 1111(1 nioht ^ 

Üiese Pnav? h 

naU de * Vorst!^ K ° Uesen des EWH,ertspra« { 
(HL ), die 11Uöe d « r 37 111111 der H9iBl "m 

6 Wert Teamarbeit legten. * 
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dete in d<* Forderung .«• Yisepräsidontin, Frau 
pr. von Rentne-Fink, nie Mitarbeiter "müssen er 
ne geschlossene Grup;.e oilucn, nie naen jemein- 
sumer Abs rache alle alf smüglichkeiten, 
das Heim nieset, optimal nützt." (ß«K-hit.ei 
lungsblatc April 73) 

Aus diesem Selbstverständnis entwickelten die 

i . x i o-j -7 hen Monaten die Forue- 

Mi taroeiter m uen letz een uuud 

rang, in bestimmten Entscheidungen einzu 0 r ei 
fen and mitzubestimmen« 

Zum ersten Konflikt zwischen der HV und der HL 
einerseits una den Mitarbeitern andererseits 
kam es bei der Bewerbung einer Psychologin. 

Die Kollegen forderten über den Koordinations- 
ausschuß (KO) die Einstellung der Psycholo , 
weil sie Erfahrungen in Gruppenar eit - a 
Die HV schloß sie jedoch aus dem Kreis der Be- 
werber aus, mit der Begründung, sie hatte kein 
Heimerfahrung. Diese Argumentation erschien den 
Mitarbeitern vordergründig, da bis je 
Heim bewußt auf Erfahrungswerte aus Heimen m 
klassisch geführtem Arbeits- und Führungsstil 
•verzichtet wurde« 

ln dieser Auseinandersetzung wurde allen 
arbeitern klar, daß die HV nicht bereit war, 
ihre vorgegebenen Aussagen zur Konzeption vo 
den Kollegen in die Praxis umsetzen zu lassen. 

Zwei Wochen später spitzte sich der Konflikt ent- 
scheidend zu. in der Dienstbesprechung vom . 1 . 
73 wurde von allen Mitarbeitern gefordert, da 

sicHer KO zukünftig als Heimleiterkollektiv 

sich der jjK sollte als internes 

(HK) verstehen soll.^a selb£tverstäJldlich 

Gremium dienen, der , e d Heim we i- 

Mitglied des Kollektivs war, sollte 


terhin nach außen vertreten« Die HV war nicht 
bereit, das von den Mitarbeitern einstimmig ge- 
zahlte 7-köpfige HK anzuerkennen. 

Ä ls Folge wuraen aie genannten Disziplinierungs- 
maßnu innen ausgesprochen« 


Momentane Si buation : 

Für die gemaßregelten Mitarbeiter sind inzwischen 
aus anderen DRK-Einrichtungon «a 20 Kollegen in 
das EWH abgezogen worden. 

Der grünte reil dieser Kollegen hat keine oder 
nur einseitige Information von Seiten der DRK 
HV über den Konflikt« 

Durch das Hausverbot ist es den entlassenen Er- 
ziehern nicht möglich, ihren neuen Kollegen im 
MH über die bisher geleistete päd. Arbeit und 
den Erziehungsstil zu berichten. 

Die bisherige päd. Arbeit mit den Kindern ist 
somit beendet. Sie müssen sich von heute auf 
morgen auf neue Erzieher einstellen, die vor 
läufig ohne gemeinsames Konzept arbeiten. 

Dies bedeutet eindeutig einen Rückschritt in 
der Entwicklung der Kinder. 


rir fordern : 

. sofortige Rücknahme der Hausverbote und Kün- 
digungen der 18 Mitarbeiter ausdem E.W.H. 

. Konsequente und uneingeschränkte Fortsetzung 
des begonnenen pädagogischen und organisa o- 
rischen Konzepts der Kollegen im E.W.H. 

- Solidarität mit den Kollegen im B.W.H. 

F - W - H - 

Initiativgruppe 



betnift Zeugnisverweigerungsrecht 


ln einem Schreiben an den Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit, Frau Katharina 
Focke, hat sich Frau Senator Ilse Reiohel für 

ein Zeugnisverweigerungsrecht für Sozialarbeiter 

eingesetzt. Der Brief hat folgenden Wortlaut! 

Durch die Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts vom 19. Juli 1972 C»JW 72, 2214) hat die 

Frage des Zeugnisverweigerungsrechts für Sozia 

arbeiter im Strafprozeß neue Aktualität gewonnen, 
Der Parlamentarische Staatssekretär Deim 3un 
minister der Justiz, Herr Dr« Bayer^, hat^ 

'dem Bundestag am 19® März d.J« erklärt, d' 

zeitige Regelung des ZeugnisverweigerunbSiec 

in der Straf Prozeßordnung sei unbefriedigend. 

Si« trage seinem Verständnis von der Tätigkeit 


verschiedener Beiufsgruppen im sozialen Bereich 
nicht hinreichend Rechnung. Deshalb prüfe sein 
Ministerium z.Z., ob und in welcher Weise den für 
diesen Bereich tätigen Personen, insbesondere den 

Sozialarbeitern, das Zeugnisverweigerungsrecht g«- 

währt werden soll« 

Ich möchte Sie herzlich bitten, auf die Vorbe- 
reitung des entsprechenden Gesetzentwurfs, bei 
dem es sich um das Zweite Gesetz zur Reform des 

Strafverfahrensrechts handeln dürfte, Einfluß 
zll nehmen und sich hierbei für die Einräumung 
eines Zeugnisverweigerungsrechts für Sozialar- 
beiter und Sozialpädagogen über das, was ihnen 
in ihrer beruflichen Eigenschaft anvertraut oder 
bekannt geworden ist, durch eine entsprechend. 
Änderung des § 55 StPO einzusetzen. 
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Für die Forderung, aen Sozialarbeitern im Straf- 
prozeß ein Zeugnisverweigerunjsrecht einzuraunen, 

sprechen folgende Grundes 

1. Bei der Ti tigkeit des Sozialarbeiters stellt 
nicht aie Wahrnehmung von Belangen her Allge- 
meinheit im Sinne einer Repräsentation von 
Staat und Gesellschaft im Voruergrunu, son- 
dern die dem oozialarbeiter übertragene Auf- 
gabe, dem einzelnen in Not geratenen Bürger 
die erforderliche Hilfe, zukommen zu lassen. 

Der Sozialarbeiter stellt in einer "helfenden 
Beziehung" zu seinem Klienten und genießt ues— * 
sen besonderes Vertrauen. Sofern dieses Ver- 
trauen anfangs nicht gegeben ist, muh sich 

der Sozialarbeiter mittels der durch die Aus- 
bildung erworbenen methodischen Kenntnisse 
und Fähigkeiten um dieses Vertrauen bemühen, 
um gemeinsam mit dem Klienten die für dessen 
Situation optimale Hilfe zu finden. Der Klient 
verlaut sich in der Ke gel darauf, daß der oo- 
zialarbeiter die ihm bekanntgewordenen Tat- 
Sachen aus der Intimspäre des Klienten für 
sich behält und nicht gegen den Willen des 
Klienten Außenstehenden offenbart. Eine wirk- 
same Sozialarbeit ist nur möglich, wenn dieses 
"soziale Geheimnis" gewahrt wird. Die Ansicht 
des Bundesverfassungsgerichts, es gebe im Ver- 
hältnis zwischen Klient und Sozialarbeiter kei- 
ne berufstypische Vertrauenssituation, die da- 
durch gekennzeichnet ist, daß der Klient vom 
Sozialarbeiter die ^Geheimhaltung von Tatsachen 
seines privaten Lebensbereichs erwartet, ent- 
spricht nicht der Wirklichkeit. 

2. Soweit der Sozialarbeiter in der Jugendhilfe 
tätig ist, ist die Wahrung des sozialen Ge- 
heimnisses für das Wohl der Minderjährigen un- 
erläßlich. Der Sozialarbeiter kann bei Erzie- 
hung snot ständen oder sozialen Notständen nur 
helfen, wenn die'' Personensorgeberechtigten, 
sonstigen Bezugspersonen oder Nachbarn des 
Minderjährigen sich ihm rückhaltlos offenbaren, 
weil sie auf seine Verschwiegenheit rechnen 
können. Den Interessen der Jugendhilfe kommt 
in solchen Situationen gegenüber der Straf- 
rechtspflege der Vorrang zu. 

3. Wenn das Gesetz sogar Tatsachen auf rein 
wirtschaftlichem Gebiet, die Wir t schaf tprü- 
fera, Buchprüfern und Steuerberatern zugäng- 
lich werden, für so geheimhaltungsbedürftig 
hält, daß dagegen das Interesse der Rechts- 
pflege an der Wahrheitsermittlung zurückstehen 
muß, so muß dies erst recht für # geheirahaltungs- 
bedürftige Vorgänge im familiären und sozialen 
Bereich gelten. 

4. Die Tätigkeit des Sozialarbeiters kommt viel- 
fach der des Seelsorgers nahe, da viele Bürger 


^^uiacien, pädagogischen und familiäre 
Probleme, aie sie früher an einen Geistlichen 
nzutra^en pflegten, jetzt einem Sozial- 
üciter olfenbaren, um von ihm Rat und Hilfe 
lan 0 en. JEs besteht auch eine Verwandt— 
aer Fähigkeit des Sozialarbeiters mit 
6r acs Ar2te s. Sie beruht darauf, daß soziale 
Probleme als soziale Krankheit anzusehen sind. 

-ier modernen Sozialarbeit wird ähnlich wie 
in der Medizin Anamnese, Diagnose und Therapie 
1-angt. Die vom Sozialarbeiter angebotene 
2ur Behandlung und Lösung sozialer Kon- 
kcArin nicht anders angesehen werden 

-io die Behandlung körperlicher oder psychi^ 
scher Erkrankungen. 

^ ^ e ^ ersa gung des Zeugnisverweigerungs- 

ann aer Rechtspflege sogar Schaden 
stehen. Gemäß dem Selbstverständnis von 
^ziaiarbeU sind nämlich Nachteile, die sich 
CiUS aer nel £enden Beziehung" für den Klienten 
Q rgeoen können, mit diesem zu erörtern. Dies 

erfordert ero-f _ • 

• eine n Hinweis auf die Zeugnis*»* 

P icht mit dem Ergebnis, daß der Klient Dinge, 
ie strafrechtlich relevant werden können, dem 
zialarbelter verschweigen kann. Zwar wäre da- 
®rt auch ds^n tp-p-p-: 

-kiiizienz von Sozialarbeit im Z 9 * 
x 0 en Fall nicht gedient. Dies würde jedoch 
er akzeptiert werden können als die uneinge- 

* n Kbe Ver Pügung über das dem Sozialarbei- 
. ^ Klienten aufgrund der Berufser- 

ziehung Anvertraute. Insgesamt würde d*r Strafe 

beit 3P 1666 dle ,,Erken ntnisquelle" Sozialar- 
, n den Fällen verschlossen, in denen 

R alap beiter ^nter Abwägung des höheren 

kläru SQLeS seinen Beitrag zur Saohverhalts- 

Klarung zu leisten bereit wäre. 

Gegen eine Erweii-^, 

recht-a ~ Ung des Zea gnisverweigerungs*^ 

ment ^ S021alarbe iter werden folgende Argu- 
mente vorgebracht: 

Es sei dem Gesei-.n. v 

Kreis der aus £* 8 * ber ni ° ht ^gestellt, den 
gerung berechtigt afs Srunden zur Zeugnisverwei- 
erweitern. Da s R Personen nach Belieben zu 
setzgeber hier eCn ° 3staa tsprinzip ziehe dem G*~ 
Aufrechterhalta^^Ü < ' rsnzen * Es verlange die 
pflege, ohne die s n<>r funktion «fähigen Eechta- 
ßirchbruch verhm Gerachti SEeit nie** zum 

mung von AusssJ ** Werden kömi e. Di« Einräu- 

lichen Gründen h VerW9i8erUn8Sreobten aus beraf “ 
deren Legitima^^ 6 4aher stete ein8r beson ' 
stand zu haben * ^ V ° r der v ® rfa s sun € Be- 

Gegenargument: 

Der Kreis der nach § 53 _ 

gerung berechtigten b tP ° ^ ZöU 6nisverwei- # 
ändert geblieben - eru fsgruppen ist nicht unver- 
nisse im Laufe der z n ^ ern au ^grund neuerer Brkennb- 
sondere LegitijJl-t-- erwe ^tert worden. Die be- 

10n der Sozialarbeiter zur Inan- 
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spruchnahine aes Zeugnisverweigerungsrechts ist durch 
die vorstehend aufgef ünrten Gesichtspunkte hinrei- 
chend nachgewiesen. Es w_.re eine ^bedauerliche un 
terbewertung des sozialen Geheimnisses, wenn ma 
es für weniger schutzwürdig ansehen wollte als 
das Steuergeheimnis oder sonstige Tatsachen, me 
im wirtschaftlichen oder finanziellen Bereich lie- 
gen. 


2. Der Schutz besonders gefährdeter Kitmenschen, 
insbesondere von Minderjährigen, gegen Miß- 
handlungen ouer sexualaelikte werde erschwert, 
wenn der Sozialarbeiter, der einen wesentlichen 
Beitrag zur Wahrheitsfindung leisten sonnte, 
sich im Strafprozeß auf ein ZeUgnisverv 
rungsrecht berufe. 


rr — - -«‘SS 

durch ein rechtzeitiges Bingreiie 

und ggf, durch vormundschaftsgerichtliche Maß- 

nahmen gewährleistet. Durch eine Bestrafung 
Täters, besonders dann, wenn es sich um einen na- 
hen Angehörigen des Minderjährigen handelt, 
diesem im allgemeinen nicht gedient. Das Strafver- 
fahren kann den Minderjährigen in psychischer Hin- 
sicht schwerer schädigen als die Tat seiest. 


3. Das Standesrecht der Sozialarbeiter sei nl 

so entwickelt wie das der Ärzte, Rechtsanwälte 
und sonstiger in § 53 StPO erwähnter freier 
Berufe. 


ägenargument: 

.gesehen davon, daß solche Standesüberlegungen 
^chronistisch anmuten, ist das Berufsbild der 
.zialarbeiter, nicht zuletzt durch die Tätigkeit 
lrer Berufsverbände, heutzutage geklar 
sruf liches Selbstverständnis eindeutig me 

► Sozialarbeiter seien in der Regel nie tel i. 

beruflich tätig, sondern Beamte oder* Angest^ 
te einer öffentlich-rechtlichen rpersc* 
oder eines Wohlfahrtsverbandes<> 


bestimmten Sozialarbeiter. 

5. Der zur Zeugnisverweigerung berechtigte So- 
zialarbeiter werde sich, anstatt eine Güterab- 
wägung zwischen dem Interesse der Allgemeinheit 
und des durch eine strafbare Handlung Geschädig- 
ten an der Aufklärung der Straftat einerseits 
und dem Schutz des sozialen Geheimnisses ande- 
rerseits vorzunehmen, ohne weiteres hinter sein 
Zeugnisverweigerungsrecht zurückziehen. 

Gegenargument : 

Dieser Einwand kann auch dem Zeugnisverweigerungs- 
recht der übrigen in § 53 StPO aufgeführten Berufe 
entgegengehalten werden. Er berücksichtigt im übri- 
gen nicht die im Verhältnis zu früher differenzier-- 
tere, z.T. auch länger dauernde Ausbildung der So- 
zialarbeiter, die heutigen Ausbildungsmethoden und 
die Aufklärungsarbeit durch die zuständigen Stellen 
(Behörden, Aus-und Fortbildungsstätten, Berufs- 
verbände) . 

6. Die Sozialarbeiter treffe keine strafrechtlich 
sanktionierte Schweigepflicht. 

Gegenargument : 

Strafprozessuales Zeugnisverweigerungsrecht uind 
strafrechtlich sanktionierte Schweigepflicht 
(§ 300 StGB) korrespondieren nicht ausnahmslos. 
Außerdem hat die Bundesregierung zugesagt, bei 
der weiteren Beratung des Entwurfs des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch den Vorschlag 
des Bundesrats zu prüfen, auch die staatlich an- 
erkannten Sozialarbeiter in die Schweigepflicht 
des neuen § 203 StGB einzubeziehen (vgl. BT- 
Drucksachg VI/3250). 

Ich hoffe, daß diese Darlegungen Sie, sehr geehrte 
Frau Minister, dazu bewegen können, die von weiten 
Kreisen der Fachöffentlichkeit erhobene Forderung 
nach Einräumung eines Zeugnisverweigarungsrechts 
für Sozialarbeiter zu unterstützen. Ich halte 
dieses Zeugnisverweigerungsrecht zur IXirchsetzung 
einer fortschrittlichen Sozialpolitik für unerläß- 
lich. 

Antwo rt 


genargument: T? fl chts- 

s Zeugnisverweigerungsrecht der Arz 

wälte, Apotheker, Steuerberater usw. 
oh die zahlreichen unselbständig Be sc ^ 

eser Berufssparten. Genauso wenig einen 

alarbeiter kann sich der Bürger im . ^ 
n Krankenhausarzt aussuchen. I m dem 

ht man sich in der modernen Sozialer e • 
nzelnen Klienten ein Wahlrecht bez ^* ters 
n ihm in Anspruch genommenen Soziala . 
nzuräumen. Selbst wenn der Burger zun ^t, 
Behörde oder einen Wohlfahrtsverba ^ 
•twickelt sich schon beim zweiten Be ^ elne m 

n persönliches Vertrauensverhäl 


Sehr geehrte Frau Reichel, 

ich danke Ihnen für Ihr Schreiben vom 8, Mai 1973^ 
Zu Ihrer Bitte, daß ich mich für die Einräumung 
eines strafprozessualen Zeugnisverweigerungsreoht« 
für Sozialarbeiter und Sozialpädagogen einsetzen 
fliöge, kann ich. Ihnen mitteilen, daß ich diese Fragt 
schon vor einiger Zeit aufgegriffen und im Bundes— 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit, habe 
prüfen lassen. 

Am 12. Juni 1973 soll nun als nächster Schritt ein 
Gespräch über diesen Punkt zwischen dem Vorsitzen#- 
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den des Bunde stags Sonderausschusses für die Straf- 
rechtsreform, Herrn Müller— Jämmert , Herren des Aus- 
schußsekretariats, den zuständigen Heferenten vom 
Bundesministerium der Justiz und Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit sowie Vertretern 
des Beruf sverbanu.es der Sozialarbeiter stattfinden* 

Ich gehe davon aus, daß dieses Gespräch zur Klärung 
der noch offenen Fragen zum Themas "Zeugnisverwei- 
gerungsrecht" beitragen und Wege für gesetzgebe- 
rische Initiativen aufzeigen wird, über das Er- 
gebnis des Gesprächs werde ich oie gern unter- 
richten. Sie können sicher sein, daß ich mich mit 
Nachdruck für eine möglichst schnelle, sachge- 
rechte Lösung des Problems e insetzen werde. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihre 

Katharina Focke 
aus: "Neuer Rundbrief" 2/1973 


Anzeigen: 

Wir suchen ab sofort einen Sozialarbeiter (in) 
für offene Jugendarbeit, der Erfahrung in Jugend- 
arbeit hat und bereit ist, mit den Jugendlichen 
gemeinsam die Arbeit zu planen. Teamarbeit (Sozial- 
arbeiter, Theologen, Studenten) ist gewährleistet. 
Bezahlung erfolgt nach BAT Vb-IVb. 
instellungsträger Ev. Kirchengemeinde BBR III 
1 Berlin 47, Joachim- Gott- 
schalk-Weg 41, Tel. 66 88 14 


Die evangelische Kirchengemeinde Lichterfelde— 
Giesensdorf sucht ab sofort.: 

HAUPTAMTLICHE HALBTAGSKRAFT FÜR DIE JUGENDARBEIT 
(Diakon, Gemeindehelferin, Sozialarbeiter, Sozial- 
pädagoge) 

Arbeitsbereich: 

Entwicklung der vorhandenen Jugendarbeit, (Diskus- 
sionskreise, halboffene Arbeit, Vorbereitung und 
Durchführung von Freizeiten und Fahrten, Projekt- 
begleitung). 

Neuaufbau der Jugendarbeit im Neubaugebiet an der 
Osdorf er Straße. 

Jugendarbeitsteam und Jugendpfarrer arbeiten koope- 
rativ mit. Gute Zusammenarbeit mit den anderen Mit>- 
arbeitern ist gewährleistet. Vergütung in Anlehnung 
an BAT. 

Bewerbungen erbeten an den GEMEIN DEKIRCHENRAT 
DER KIRCHENGEMEINDE LICHTERFELDE-GIESENSDORF 
1 BERLIN 45, OSTPREUßENDAMM 64, z. Hd. v. 

HERRN PFARRER DR* PETER NEUMANN 


links 

Sozialistische Zeitung 

bringt monatlich auf etwa 24 Seiten Aktionsmodelle, Beiträge zu f 
sozialistischen Theorie und Strategie, Berichte aus der linken inter- 
national. „links* ist illusionslos, undogmatisch — eine Zeitung ßr 
Theorie der Praxis und für Praxis der Theorie. 

Einzelpreis DM 1.20. 

Bezugspreis, jährlich, DM 1 5. — + DM 2.40 Versendkosten 
Probeexemplare anfordem bzw. Abonnementsbesteltunf bei 
Verlag 2000 GmbH, 605 Offenbach 4, Postfach 5W. 


Internationaler Kalender 1974 in Postergrößa mit 
bewegenden Meisterfotografien aus dem anhw&rzen 
District 6th von Kapstadt, ein Beispiel poeti- 
scher Agitation 


r\ 


DM 11. — zuzügl. Versandkosten 


IXirch Bestellung unterstützen Sie den "Intern- 
national Defence and Aid Fund" für Opfer des 
süd-afrikanischen Rassismus. 


WEITERSCHENKEN - WEITERSAGEN 

Bestellung an: Hilfsfonds Südliches Afrika e.V# 
53 Bonn, Postfach 120 344 

Die Evangelische Kirchengemeinde in Lichter— 
felde-Süd sucht möglichst bald in Halb— 
tagsstellung 


HAUPTAMTLICHEN MITARBEITER FÜR DIE JUGEND- 
ARBEIT 


(Diakon, Gemeindehelferin, Sozialarbeiter, 
Sozialpädagoge ) . 

Arbeitsbereich : Entwicklung der vorhandenen 
Jugendarbeit (Diskussionskreise, halboffene 
Arbeit, Vorbereitung und Durchführung von Frei- 
zeiten und Fahrten, Projektbegleitung), Neuauf- 
bau der Jugendarbeit im Neubaugebiet an der 
Osdorf er Straße. 

Jugendarbeitsteam und Jugendpfarrer arbeiten 
kooperativ mit. Gute. Zusammenarbeit mit den 
anderen Mitarbeitern ist gewährleistet. Ver- 
gütung in Anlehnung an BAT. 

Bewerbungen erbeten an den Gemeindekirchenrat 
der Kirchengemeinde Lichterf elde— Giesendorf , 

1 Berlin 45, Ostpreußendamm 64, . z. Hd. von 
Dr. Peter Neumann. 


O 


Wer kennt Heimzeltungen ( auehu bereit» wieder eia^. 
gestellte ) ? Benötige, sie für meine Exa&enMrbe&tff 
Bitte melden bei: Günther Mühlen, 8 München 5Q f 
Witzlebenatr. 9 


Wir suchen 
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1 Sozialarbeiter and 
1 Erzieher 

für Arbeit auf einem Abenteuerspielplatz in der 
Gropiusstadt innerhalb einer bestehenden Gruppe« 
Bezahlung nach BAI Tel. 811 85 63 oder 

603 95 77 


Jugendwohnkollektiv 

Wir suchen zum 1.4.1974 engagierten Sozialarbeiter 
(mit Heinierfahrung) für anlaufendes Projekt: Wohn— 
kollektiv mit Fürsorgezöglingen ( 9 a. 6 Jgdl, und 
2 SA) in Münster. 

Nähere Informationen: Verein f. soz. Jugendarbeit 
e.V. , 44 Münster, 

Staufenstr. 7 



[Zeitung für gszi^ 

Gew^rtechäftsa^ 


"expveee" ist die erste unabhängige Gewerkschaft « - 
zeitung in der BRD , 

"express" bringt kritische Beiträge zur aktuellen 
Gewerkschaftspolitik , die man nicht in der offi- 
ziellen Gewerkschaftspresse findet, 

” express " berichtet ausführlich über Streiks, 
Betriebskämpfe und politische Aktionen der Lohn- 
abhängigen im In- und Ausland, 

"express" Veröffentlicht Analysen zur sozialen 
Lage und zum Bewußtsein der arbeitenden Klasse, 
"express" diskutiert Alternativen zur gewerk- 
schaftlichen Strategie und Politik, 

Verlag 2ooo GmbH, 6o5 Offenbach 4, Postfach 591 


2 Sozialarbeiter (Mitzwanziger) suchen zum 1.1. 74 
Stelle, wo sie ihre Erfahrungen in ein Kollektiv 
e inbringen können. Kontaktaufnahme unter 
Bodin 312 23 85 (Henning) 

Alle, sagen: "mit diesen Kindern will keiner arbei- 
ten!" Deshalb brauchen wir dringend einen Erzieher/ 
in für die bereits seit langem bestehende Gruppen- 
~ b eit mit sozialbenachteiligten Kindern in aufstre- 
bender Großstadt. 

Kennwort: "benachteiligt" 

Zuschriften an! Franz Erpenbeck, 45 Osnabrück 
Iburger Straße 123 


[R SUCHEN 

1 SOZIALARBEITER 
(mit staatl. Anerkennung) 
jHi pädagogische Betreuung eines Wohn- 

kollektivs, in dem 6 minder j. männl. 
jugendliche (FE/FEH) leben 
SSM: BAT IVa + Fahrgeld 

Teamfähigkeit + Erfahrung in der 

Jugendarbeit 

1 Sozialarbeiter + 1 EDL + etliche 
ehrenamtliche Mitarbeiter 


WÜNSCHT: 

RHANDEN: 


sofort 

schriftl. : Verein Soziale Jugendarbeit 

e# Vo453Bochum 

*■ Lennershofßtr« 66 
Tel; 702576 (vormittags) 


ANZEIGE: 

Welcher Sozialarbeiter/pädagoge (bzw t Student) 
schickt uns Erfahrungsbericht aus Tätigkeit 
in der Gesamtschule? 

Kontaktadresse t 

Monika Wohlfahrt, 4811 Leopoldshöher 1, 

Am Steinsiek 5 a 


KQQP Schule-Elternhaus 

Welche Gruppe oder Einzelperson hat sich schon mal 
mit der Kooperation zwischen Schule und Elternhaus 
(vor allem in Arbeitervierteln) beschäftigt? 

Schickt bitte vorhandene Unterlagen und Materialien 
an "Projekt Kooperationsmodell Schule-Elternhaus , 
Uni Bielefeld, Fakultät PPP, ^ Bielefeld, Roonstr. 
25 ! Auf Wunsch werden Unkosten erstattet. 



loh suche ab Januar 1974 eine Halbtagsstelle 
als Sozialarbeiterin, am liebsten xn einem 
Team; kann auch tippen, engl, und franz.. 

Wer gibt mir einen Tip? Bitte anrufen: 
8521532,. mittags oder .abends. Brandl, 31n. 41 
Wielands tr. 38» 


CHILESOLIDARITÄTSKONTO: 

Dr, A. Büro, Post Scheckkonto Nr. 2398 48 
-SONDERKONTO- HANNOVER -309 


Leserzuschr i f t: 

Betr. : " § 218", SPK Nr. 29 vom 30.6.73 

1. Wahrscheinlich wäre es möglich gewesen, daß 
Sozialarbeiter der Fafü Reinickendorf eine Re- 
solution zum Thema "Neustrukturierung der so- 
zialen Dienste" verfaßt hätten, wie dies von 
den Reinickendorfer FD-Kollegen getan wurde. 

Die Resolution eines großen Teiles der Fafü 
Reinickendorf, abgedruckt in der Nr. 29 auf den 
Seiten 8 und 9 zwischen zahlreichen Stellung- 
nahmen zur "Neustrukturierung der sozialen 
Dienste" beschäftigt sich allerdings mit ei- 
nem anderen Thema. 

Dem § 218 wird ja in Nr. 29 unübersehbar viel 
Papier gewidmet. Da wäre es vielleicht machbar 
gewesen, die Resolution zahlreicher Reinicken- 
dorfer Fafü-Ko liegen etwas näher an dieser ent- 
sprechenden Abhandlung zu plazieren. Auch der 
Klammersatz auf S. 18 Mitte half nicht viel, 
um das Versteck auf den Seiten 8 u. 9 zu fin- 
den. 

2. Zur Kritik in Eurem Artikel. 

Eine Resolution stellt ja in der Regel nur 
den kleinsten noch gemeinsamen Nenner dar. 

Zum § 218 'sind sicher bei einer Reihe von 
Unterzeichnern auch weitergehendere Forderun- 
gen denkbar. 

3. x Welchen Zündstoff diese Resolution bei den So- 

zialarbeitern in den Ämtern besitzt, wird daran 
deutlich, daß die Fristenregelung u.a. als vom 
Staat legalisierter Mord bezeichnet wurde. 
Weiter sehr ernsthaft gemeinte Vergleiche mit 
den unter dem Nazi— Regime praktizierten Me- 
thoden der Euthanasie und der KZ-Vernichtungs- 
maschinerie gezogen wurden. 

Hier handelt es sich um Stellungnahmen von Kol- 
legen, die auf die Resolution gemünzt waren. 

Der Leitende Fürsorger beim Jugendamt Steg- 
litz ist der Meinung, daß sich Sozialarbeiter 
zu diesem Thema nicht in dieser Form äußern 
sollten. Fürsorger sollten keine Interessen- 
gruppen vertreten. Vermutlich wurde den Steg- 
litzer Kollegen die Resolution auch nicht zur 
Kenntnis gebracht. 

Eine Solidarisierung mit der genannten Resolu- 
tion ist bisher lediglich von Seiten der Kol- 
legen der Sozialpädagogischen Beratungsstelle 
des Charlottenburger Jugendamtes erfolgt. 

Martin Reinhard 
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Antwort der Redaktioni 

Wir bitten um Entschuldigung. Es handelte sich 
hei der Plazierung der Reinickendorfer Resolu- 
tion um ein Versehen der Redaktion. 

I=i=5== = I = S=2=2 

Fachbereich Sozialpädagogik 

PRESSEERKLÄRUNG 
Behörde macht Rückzieher 

Die Studentenschaft des Fachbereichs Sozial- 
pädagogik der Fachhochschule Hamburg führte 
einen Vorlesungsboykott vom 1.7*73 bis 20.7. 

73 durch. 

Anlaß waren die Verlängerung der Vorlesungs- 
zeit, die miserable Studentensituation (über- 
füllte Seminare, zu wenig und überbelastete 
Dozenten, Unterbringung in einem Bürigmbäud») 
und die soziale Misere (zu wenig Ausbildungs- 
förderung, hohe Mieten, steigende/ Lebenshal- 
tungskosten etc.). 

Die Behörde für Wissenschaft und Kunst drohte 
den Studenten mit der Aberkennung des Semester». 

Vier Tage vor Beginn des Wintersemesters ist 
den Studenten der Aberkennungsbescheid in» 

Haus geschickt worden. 

Unter Leitung des Fachschaftsrats hat die Stu- 
dentenschaft den Kampf gegen die Se&esterab- 
erkennung aufgenommen. 

Bereits ainen lag nach Erhalt des Aberkannungs- 
bescheids ist in einem Pall die aufschiebende 
Wirkung des Widerspruchs Äsrgestellt worden. - 
Inwwischen sind fa. 20 Fälle nach $ 80, (5) 

YwGO zu Gunsten der Studenten entschieden. 

Nachdem beim Verwaltungsgericht eine große Zahl 
von Anträgen auf auf schiebende Wirkung einge- 
gangen sind und es abzusehen ist, diaS die Be- 
hörde für Wissenschaft und Kunst alle weiteren 
Verwaltungsgerichtsverfahren verlieren^ wird, 
hat sie sich zu folgendem Schritt entschlössest 
Aus einem Schreiben an das WwG vom 13.11.73t 
"Die Antragsgegnerin wird den Bescheid vom 
26.9*73 insoweit aufheben, »ls in ihm- die so- 
fortige Vollziehung gemäß § 80 II Nr. 4 V»«0 
angeordnet worden ist." 

D.h. die Behörde ffbr W.u.K. zieht die Anord- 
nung auf sofortige Vollstreckung ihrer Maß- 
nahmen zurück, und somit hat der Widersprach 
auf schiebende Wirkung. 

Warum h»t die Behörde so gehandelt? 

In jedem der 20 Fälle wurde die Behörde 
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I.UoK. durch Verwaltungsgerichtsbeachluß ver- 
pflichtet, die Kosten des Verfahrens zu tragen* 
Jeder Pall kostet 9 a» 150, — 1*4. Bisher sind 
also Kosten von 9 a* 3000* — DI4 entstanden* 

«Bei ungefähr 500 noch zu erwartenden Entschei- 
dungen zu Gunsten der Studenten würden die 
Kosten 75*000, — UM betragen! 

Das kann sich aber selbst unter der Pührung 
von Senator Philipp die Behörde für F.u.K. 
nicht erlauben! 

ftie Entscheidung nach§ 80 (5) läßt nie den 
*Rtickseh luß zu, daß auch in der Hauptverhand- 
lung gegen die Behörde für W.u.K. entschie- 
den wird* 

DAHER FORDERN WIR 

-Zurücknahme der Aberkennung des Semesters 
-Anerkennung der erbrachten Leistungsnachweise 
-Das für die Prozesse eingeplante Geld zur Be- 
hebung der materiellen Misere an der Fachhoch- 
schule zu verwenden 
Batumt 26*11*73 

Auflage 1 150Ö 
verantw*» PSR 


Zur Einstellung der SPK 

Als Anfang 1969 die SPK zum erstenmal erschien, 
geÄhht als Informationsorgan der Basis für die 
Basis , stellte sie sich die Aufgaben» 
die Trennung zwischen den sozialen Berufen auf- 
zuheben, Konflikte am Arbeitsplatz öffentlich 
zu machen, die Misere der Sozialarbeit theore-, : e 
tisch zu verallgemeinern und im gesellschaftli- 
chen Zusammenhang darzustellen. 

In einer programmatischen Formulierung der SPK 
Mr. 1 hieß es» *Wir brauchen eine Theorie, die 
von der Praxis ausgeht, die die Situation in der 
Praxis selbst verändert.” 

Das Programm» Kritik des Bestehenden, Herstel- 
lung von Gegenöffentlichkeit und damit Aufklä- 
rung war Ausdruck einer eben beginnenden Protest- 
und Kritikbewegung unter den Sozialarbeitern. 

Im Zusammenhang mit der Studentenbewegung hatten 
viele derjenigen, die bisher in der Isoliertheit 
der Amtszimmer das Elend verwalteten, begriffen, 
daß, wollte man nicht der Resignation verfallen, 
der Arbeitealltag auf die Dauer vereinzelt und 
-allein nicht auszuhalten, geschweige denn zu 
verändern wäre. 

Ausdruck dieser Erkenntnis waren die Arbeitsgrup- 
pen des AKS , in denen sich diejenigen trafen, 
die nicht länger das schlechte Bestehende flpgJMr* 
-IIP Mi 1 "" Wissen mit Sinn ausstatten wollten. 

Aus diesen Gruppen setzte sich die Redaktion der 
SPK zusammen. 

Die Zeitung konnte nur Bestand haben, wenn auf 
breiter Ebene die Mitarbeit vpn Praktikern zu 
erreichen war. 


Die Arbeit wurde schwieriger, als die linke 
Uberrevolte, die zeitweilig ihre Einheit als 
außerparlamentarische Opposition fand, daran- 
ging, ihre Legitimität in der Geschicht e zu 

suchen. y 

Die Beschwörung der "Geister der Vergangenheit” 
(vgl. hierzu» Bernd Rabehl, Geschichte und Klas- 
senkampf, Berlin 1973, S. 5 f) zersplitterte 
auch den AKS . 

Als die Kinder der Bourgeoisie die Arbeiterklas- 
se "entdeckten", ließen sie mit der Randgruppen- 
strategie auch den eben erst hergestellten orga- 
nisatorischen Zusammenhang des AKS als ungenügend 
fallen. 

Durch das Wegbleiben vieler Studenten verringerte 
sich die Arbeitsfähigkeit der Gruppen. 

In dieser Situation entschloß sich das heutige 
Redaktionskollektiv, das- seine Arbeit als Gruppe 
des AKS mit dem Thema "Punktion und Ideologie 
der Sozialarbeit" begonnen hatte, zur Übernahme 
der Zeitung. Dies geschah aus der Einschätzung 
heraus, daß der AKS seine Wirksamkeit als, Gegen- 
öffentlichkeit wesentlich der SPK, deren Auflage 
damals stieg, verdankte. 

Hatten wir zunächst noch die Hoffnung, gleichzei- 
tig theoretisch arbeiten, die Zeitung machen und 
an Praxiskonflikten aktiv teilnehmen zu können - 
nicht zuletzt mit dem Ziel der personellen Erwei- 
terung - so wurde bald deutlich, daß allein die 
Zeitungsarbeit fast die gesamte Arbeitskraft 
absorbierte . 

Inzwischen haben sich auch die Bedingungen der 
Arbeit verändert. Hatte in der Anfangsphase der 
SPK allein schon die Veröf fentllch^ung von Kon- 
fliktttllen politische Bedeutung, so wurden 
in dem Maße, wie die Anforderungen der Praxis 
in Zusammenhang mit den von oben verordneten 
"Reformen" insbesondere für die politisch be- 
wußten Sozialarbeiter größer wurden, höhere 
Anforderungen an das politische Niveau der Ar- 
tikel gestellt. 

Sollten die Artikel nicht bei der bloßen Be- 
schreibung von Erscheinungsformen stehenbleiben, 
mußten sie dem erhöhten Schwierigkeitsgrad poli- 
tischer Auseinandersetzung am Arbeitsplatz duroh 
die Formulierung eines gewissen politisch*» 
Standpunktes entsprechen. 

Das erforderte intensivere theoretische Arbeit. 

Als vor ca 1 Jahr weitere studentische Mitglie- 
der des AKS für die Arbeit ausfielen, entweder 
ganz - wegen anderweitigen Engagements - oder 
teilweise - wegen Examens -»wurde die Zeitunge- 
arbeit zunehmend als Behinderung der notwendigen 
theoretischen Arbeit empfunfen. 

Zudem hatten wir die Erfahrung gemacht, daß wir a 
als Redakkionskollektiv allein kein attraktives 
Angebot zur Mitarbeit machen konnten. 

Ab Januar 73 diskutierten wir die Möglichkeiten, 


die SPK in Verbindung mit dem Sozialist i sc h en 
Büro Offenbach herauszubringen, um wenigstens 
von der Versandarbeit entlastet zu sein 
oder die SPK am Ende des Jahres ganz 
und mit dem beim Sozialistischen Büro er s 
nenden INFO SOZIALAKBEIT zu kooperieren . 30 ^ 
Eie 2 . Möglichkeit ist inzwischen konkreter 
worden. 

Es ist uns bewußt, daß die Einstellung ^ 

-kxung der SPK 

einen Verlust bedeutet, der nur unt^ * 

unter den Vor- 


ge- 


einmal 


aussetzungen in Kauf genommen wird, daß 
Veröffentlichungen der Arbei tsergebnisse' de 
AKS weiterhin möglich sind (im l n f 0 Sozi' ^ 
und evtl, in der HEZ), und zum anderen ^ larbeit 

verstärkte Zusammenarbeit mit andpr ^ r> 

r ~ n ße rliner 

Gruppen angestrebt wird. 

Als Programm haben wir uns zunächst vorg eno 

die Erarbeitung einer Einschätzung der »p 1111116115 

ttsfo rme n 

im Bereich Sozialarbeit im Hinblick auf £i 

griff smöglichkeiten linker Politik. 

Ausgangspunkt unserer Untersuchung werden 

wie bisher die Erfahrungen von Sozialarbe • 

in Praxiskonflikten sein. Wir folgen damit* 6 ™ 

im Kursbuch 31 von der "Roten Hilf e Westb 

dargelegten These, daß gegenwärtig nicht ^ 

über den Staatsapparat, sondern die unter eorien 

liehen Erfahrungen, die z.B. Sozialarbeit SChled ' 

Lehrer, Hochschulangehörige in ihrer Ause • **’ 

Setzung mit dem Staatsapparat machen ln under- 

> “inen 

notwendigen Beitrag zur Bestimmung des Ve 
nisses von Reform und Repression uhd der ^ halt ~ 
sehen liegenden Eingriffschancen liefern azwi ~ 

n können. 

Die Nutzung von Eingrif fsmögüchkeiten ka 
doch nicht individuell und vereinzelt e ^ *^ e *~ 
sondern setzt minimale Formen der Selbsto eben, 
tion voraus. Dazu will der AKS - ± n überr*^ 1118 *' 

ler Kooperation mit dem Info Sozialarbeit e6l0na ~ 
terhin beitragen. Wei “ 

Unsere Arbeitsergebnisse sollen im g U ni 
Jahres auf einem Arbeitsseminar diak U tt a ° ßs ten 

dann im INFO SOZIALARBEIT veröf f en t licht 1 ^ Und 

We rden. 

Wer Interesse an unserer Arbeit hat io* 

w » ist ay-p 

fordert, mitzuarbeiten. I ß e ~ 


4 ( 1 - 

in eigener Sache 


von versc. ..ie jnen ulten Heften ist noch ein Vor- 
:ut vor.nanu.en. Um aiesen mit uer Einstellung der 
uoibu.i nicuj verkümmern zu lassen, bieten wir 
uiese alten .efte zu einem Sonderpreis an. 

I r nie I,r. y ( DK 0,5ü) jetzt DM 0,30; 

• fLlr l 'ie ;:r. 11, 12/13, 14, 18, 20, 22, 23, 24, 

26, 2 V, 23, 29 und 30 anstatt DK 1. — nUJ1 
ü,5u. 

oei Abnahme von mehr als 10 Exemplaren pro Aus- 
gabe DM 0,20 ozw. DH 0,40. 

Die Betrage sind im voraus mit dem Vermerk 
M So nde r o e s t e 1 ... ung " und Angabe der gewünschten 
Ir. auf dem Aoscnnitö auf unser — 


Sonderkonto K. Kube 
3420 08 - 105 

rScliA Berlin-W. einzuzahlen; Sollten zwischen— 
zeitlich von den angegebenen Ausgaben die Reste vei 
orifien sein, wird das überzahlte Geld zurücküber- 
diesen bzw. in Briefmarken zurückerstattet. 

Bitte unbedingt das Porto mitbezahlen: für 1 Heft 


r 


DM 0,50, bis 4 Hefte DM 0,70, bis 8 Hefte DM 1 
mehr als 9 Hefte DM 1,50. 
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